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Mein Lebensbuch

Was mir und anderen wichtig ist
Mit einem Vorwort von Ulla Schmidt

1. Aufl age 2014, 17 x 21 cm, Loseblatt-

Ordner, 160 Seiten, farbig illustriert, 

mit ausführlichem Begleitheft 30 S.,

ISBN: 978-3-86059-241-0; 

Bestellnummer LFK 056, 

im Buchhandel 29,90 Euro [D]; 

Sonderpreis für Lebenshilfe-
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Ein individuelles Buch für alle Menschen mit 
Beeinträchtigungen. Egal wo sie leben: »Mein 
Lebensbuch« ist ein verlässlicher und hilfreicher 
Begleiter. Hier kann man – eventuell mit Hilfe 
eines Vertrauten – die unterschiedlichsten Dinge 
des Lebens notieren: 

Wo bin ich aufgewachsen? Hatte ich schon mal 
eine schwere Krankheit? Wo sitze ich zu Hause 
am liebsten? Wie heißt mein Haustier? 
Was hilft mir, mich mit anderen Menschen zu 
verständigen? Woran erkennt man, dass ich 
wütend bin? Mit wem gehe ich am liebsten 
tanzen? Kann ich alleine meine Brote schmieren? 
Wobei brauche ich im Alltag Hilfe?

Neben Namen und Kontaktdaten von Angehö-
rigen und Freunden, Ärzten und Therapeuten 
enthält »Mein Lebensbuch« einen Notfallplan, 
der verwendet werden kann, wenn eine Krise 
eintritt. Außerdem stehen Tages- und Wochen-
pläne zur Verfügung, die Aufschluss über die 
alltäglichen Abläufe geben.

In einem umfassenden Begleitheft werden 
die Grundgedanken und die wichtigsten 
Schritte zum Führen des Lebensbuches 
anschaulich erläutert.

Kooperation mit dem von Loeper Verlag 
Karlsruhe. 
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Problemverhalten von Schüler(inne)n 
mit geistiger Behinderung
Umgang, Förderung und Therapie

1. Aufl age 2014, DIN A 5, 

broschiert, 320 Seiten, 

ISBN: 978-3-88617-321-1; 

Bestellnummer LBS 321
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Mindestens die Hälfte der Schüler(innen) der 
Förderschulen mit dem Schwerpunkt geistige 
Entwicklung zeigt Verhaltensauffälligkeiten, 
Problemverhalten und psychische Störungen. 
Das subjektive Leiden der Kinder, die Belas-
tungen der Familien, der Betreuungs- und 
Lehrpersonen sowie die damit verbundene 
Beeinträchtigung der sozialen Teilhabe und 
der Inklusionschancen gehören zu den 
schwerwiegenden Folgen. 

Dieses Buch stellt Wissen und Informationen 
über Handlungsmöglichkeiten bereit. Es gibt in 
fundierten Beiträgen aus unterschiedlichen 
Fachgebieten, aus der Medizin, der Pädagogik, 
der Psychologie und auf der Grundlage der 
Erfahrungen von Therapeut(inn)en, Schullei-
tungen u. a. m. Antworten auf die Fragen:

>  Wie groß ist das Problem und wie gehen 
Lehrer(innen) damit um?

>  Welche Struktur und Qualität hat die 
psychiatrisch-psychotherapeutische 
Versorgung geistig behinderter Schüler mit 
zusätzlichen Verhaltensauffälligkeiten?

>  Welche Interventionen sind in der Schule 
möglich und sinnvoll?

|  Eva Schattenmann

Inklusion und Bewusstseinsbildung

Die Notwendigkeit bewusstseins-
bildender Maßnahmen zur Verwirkli-
chung von Inklusion in Deutschland

1. Aufl age 2014, 14 x 21 cm, 

broschiert, 226 Seiten, 

ISBN: 978-3-89896-507-1; 

im Buchhandel 24,50 Euro [D]; 
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»Bilder bilden Bilder und damit Inklusion?« – 
Diese zentrale Frage der vorliegenden Arbeit gibt 
einer Perspektive Raum, die nicht nur Behinde-
rung oder behinderte Menschen in den Blick 
nimmt, sondern die Gesellschaft, in der diese 
Menschen leben.

Ganz konkret werden die vom 8. Artikel der 
seit 2009 auch für Deutschland verbindlichen 
UN-Behindertenrechtskonvention geforderten 
Kampagnen in Bezug auf ihre bewusstseinsbil-
dende Wirkung unter die Lupe genommen. 
Können solche Kampagnen zur Bewusstseins-
bildung und damit zur positiven Beeinfl ussung 
des Bildes von Menschen mit Behinderungen in 
Deutschland beitragen? Und: Ist dies ein Schritt 
in Richtung Inklusion oder sogar eine Voraus-
setzung der Verwirklichung ebendieser?

Diesen Fragen geht die Autorin u. a. mit einer 
detaillierten Analyse des Inklusionsbegriffs, einem 
kritischen Blick hinsichtlich der Eingrenzung einer 
Zielgruppe, einer umfassenden Betrachtung 
der Konvention und des fokussierten Artikels, 
einer Abgrenzung des Begriffs der Bewusst-
seinsbildung sowie einer Untersuchung von 
aktuellen kampagnenstrategischen Praxisbei-
spielen auf den Grund.

Kooperation mit dem ATHENA Verlag 
Oberhausen.
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am 24. März 2009 ist das Übereinkom-
men über die Rechte von Menschen
mit Behinderungen der Vereinten
Nationen (UN-BRK) in Deutschland
in Kraft getreten. Das ist nun fünf 
Jahre her. Zeit, zurückzublicken und
Zwischenbilanz zu ziehen. Welche
Entwicklungen hat die UN-BRK in
Deutschland ausgelöst? Was werden
die nächsten Schritte zur Umsetzung
der UN-BRK sein? Und welchen 
Stellenwert genießt sie international? 

Als die UN-Behindertenrechtskon-
vention in den Jahren 2003 bis 2006 in
New York verhandelt und schließlich
am 13. Dezember 2006 von der Gene-
ralversammlung der Vereinten Nationen
verabschiedet wurde, war Inklusion
selbst in deutschen Fachkreisen noch
ein Fremdwort und die Behinderten-
politik eine Nische im deutschen So-
zialrecht. Mit dem 2001 in Deutsch-
land verabschiedeten SGB IX fühlte
sich die Bundesregierung bestens ge-
wappnet, die Anforderungen der UN-
BRK zu erfüllen. Eine Sensibilität für
die Breite der neuen menschenrechtli-
chen Dimension von Behinderung und
ihre Ausstrahlungswirkungen in sämt-
liche Bereiche der Gesellschaft gab es
nicht. Insofern war auch Deutschlands
frühe Unterzeichnung der Konvention
bereits am 30. März 2007 und schließ-
lich die Ratifikation am 24. Februar
2009 (BGBl. 2008 2. Teil, S. 1419 ff.)
wenig überraschend. Flankiert wurde
das Ratifikationsgesetz mit einer Denk-
schrift der Bundesregierung, in der im
Wesentlichen erklärt wurde, dass in
Deutschland die in der UN-BRK ver-
ankerten Rechte bereits umgesetzt seien.
Mit der Ratifikation ohne Vorbehalte
und der Zustimmung der Bundesländer
wurde die UN-BRK einfaches Bundes-
recht. Sie muss nunmehr in Deutsch-
land beachtet und umgesetzt werden. 

Was ist seit der 
Ratifikation geschehen? 

Bei der Umsetzung der Konvention
sind verschiedene Ebenen zu betrach-
ten. Es gibt eine formale Umsetzungs-
ebene, die schon sehr weit voran ge-
schritten ist, dann gibt es eine politische

oder diskursive Ebene der Umsetzung,
die sich ebenfalls spürbar entwickelt hat
und schließlich eine tatsächliche und
rechtliche Umsetzung, bei der noch
kaum Fortschritte zu verzeichnen sind. 

Formale Umsetzung

Formal hat die Bundesregierung viel
getan, um die Umsetzung der Konven-
tion zu befördern. Insbesondere wurde
alsbald das in Art. 33 UN-BRK be-
schriebene innerstaatliche Umsetzungs-
instrumentarium aufgebaut. Es wurde
eine Monitoringstelle (Art. 33 Abs. 2
UN-BRK) beim Deutschen Institut für
Menschenrechte eingerichtet, im Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales
eine staatliche Anlaufstelle zur Umset-
zung der UN-BRK (Art. 33 Abs. 1 UN-
BRK) etabliert und auch in den anderen
Ressorts jeweils ein koordinierendes
Referat als „focal point“ benannt; aller-
dings fehlt es diesen Strukturen an
Transparenz. Des Weiteren wurde beim
Beauftragten der Bundesregierung für
die Belange behinderter Menschen ein
Mechanismus zur Koordination mit der
Zivilgesellschaft geschaffen (Inklusions-
beirat) gemäß Art. 33 Abs. 3 UN-BRK,
ein Nationaler Aktionsplan zur Umset-
zung der UN-BRK veröffentlicht sowie
ein Ausschuss zur Begleitung seiner
Umsetzung ins Leben gerufen. Schließ-
lich erfüllte Deutschland pünktlich seine
Pflicht zur Abgabe des ersten Staaten-
berichts im Sommer 2011 und harrt
nun der ersten Staatenprüfung durch
den Ausschuss der UN-BRK in Genf,
die im April 2015 erfolgen wird. 

Politische Bewusstseinsbildung

Auch auf der Ebene der politischen
Bewusstseinsbildung hat sich in den
vergangen fünf Jahren Einiges getan.
Kaum eine politische Diskussion zur
Lebenssituation von Menschen mit
Behinderung findet ohne Verweis auf
die UN-BRK statt. Die Konvention
wird von sämtlichen politischen Akteu-
ren zitiert und für die jeweiligen Ziel-
richtungen herangezogen. Bisweilen
kommt einem die Verwendung der
Begriffe von „Inklusion“ und „Beteili-
gung“ fast schon inflationär vor. Nicht

Fünf Jahre UN-BRK. 
Was haben wir erreicht? 

Liebe Leserin, lieber Leser,

Antje Welke
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schen Betreuungsrechts und der Psy-
chisch-Kranken-Gesetze anmahnen.
Hierfür hat der Ausschuss mit den im
April 2014 verabschiedeten Allgemeinen
Bemerkungen zu Artikel 12 (CRPD/C/
GC/1) bereits die Grundlage geschaffen.
Darüber hinaus ist nach wie vor mit
der Kritik des Ausschusses an den noch
lange nicht inklusiven Schul-, Arbeits-
und Wohnstrukturen sowie dem noch
unzureichend in Deutschland veranker-
ten Konzept der angemessenen Vorkeh-
rungen zu rechen.  

Die internationalen 
Wirkungen der UN-BRK 

144 Staaten haben die UN-BRK rati-
fiziert (Stand April 2014). Das ist ge-
messen an der immer noch geringen
Zeitspanne seit der Entstehung der
Konvention eine außergewöhnlich hohe
Zahl. Die Akzeptanz der Konvention
und auch seines Umsetzungsausschus-
ses in Genf ist groß. Dies gilt es zu
bewahren. Hierbei sind alle Akteure
gefordert. Die Staaten, indem sie die
Pflichten der Konvention ernst nehmen,
stetes Bemühen zeigen, die Konvention
mehr und mehr Wirklichkeit werden
zu lassen sowie den Berichtspflichten
des Ausschusses und seinen Empfeh-
lungen Rechnung tragen. Die Organi-
sationen der Menschen mit Behinde-
rung, in dem sie nicht nachlassen, die
Umsetzung kritisch zu begleiten, Paral-
lelberichte zu verfassen und die eigene
Beteiligung bei allen Maßnahmen zur
Umsetzung der Konvention einzufor-
dern. Der Ausschuss der Konvention,
indem er die Staaten weiterhin kritisch
prüft, seine Unabhängigkeit bewahrt,
aber auch Augenmaß erkennen lässt,
wenn Anforderungen der Konvention
Staaten zunächst überfordern.

Zur Realisierung der 
UN-BRK im aktuellen Heft

Daniel Franz beschreibt die notwendi-
gen Veränderungen des professionellen
Handelns am Beispiel von Mitarbeite-
r(inne)n in wohnbezogenen Diensten
der Behindertenhilfe. Der Wandel von
der institutionellen zur personalen Ori-
entierung birgt für die Mitarbeitenden
Chancen für mehr Arbeitszufriedenheit
durch ein deutlich selbstbestimmteres
Arbeiten.

Wie man Inklusion vor Ort, in der
Gemeinde umsetzen kann, ist Thema
gleich zweier Aufsätze. Matthias Kempf,
Eva Konieczny und Marcus Windisch
stellen die Ergebnisse ihres dreijährigen
Forschungsprojekts „Inklusive Gemein-
wessen planen“ vor und machen Vor-
schläge, wie dieser Planungsprozess
praktisch angestoßen werden kann.
Einen anderen Ansatz verfolgt Andreas
Beck, wenn er aus der Praxis der „Kom-
mission zur Förderung der Inklusion
von Menschen mit Behinderung in der

Stadt Münster“ berichtet, die mithilfe
des politikwissenschaftlichen Ansatzes
„Schwache Interessen“ bereits viel Par-
tizipation und vor allem kommunalpo-
litische Mitspracherechte erreicht hat.

Mit einem heute für gesellschaftliche
Teilhabe unverzichtbaren Feld beschäf-
tigen sich Kristin Sonnenberg und
Anneke Arlabosse: Ohne mediale
Kompetenz und lebenslange Bildung
ist soziale und kulturelle Inklusion
nicht zu erreichen, so ihr Zwischen-
fazit. Wie sich Empowermentprozesse
und Partizipationsmöglichkeiten wech-
selseitig positiv beeinflussen, stellen 
sie anhand der konkreten Bildungs-
maßnahme „Computergestützte
Schreibwerkstatt“ vor.

Ein immer noch viel zu seltenes Ange-
bot zur Entlastung von Familien steht
im Mittelpunkt unseres Beitrags zum
Themenjahr „Familie“. Dörte Clas weist
nach, wie wichtig Kurzzeiteinrichtungen
sind, um in Familien das Belastungser-
leben der Behinderung zu mildern.
Kurzfristige Auszeiten stärken das Sys-
tem Familie und helfen, dass Kinder
mit Behinderung länger in ihren Her-
kunftsfamilien bleiben können.

Die Frage, was ein Fahrrad mit Sozial-
raum-Orientierung zu tun hat, beant-
wortet Imke Niediek. Anhand eines
Beispiels zeigt sie, dass Person-zentrierte
Hilfe sich am Sozialraum orientieren
muss. Gleichzeitig ist der Text ein Expe-
riment, denn er versucht, Menschen
mit Lernschwierigkeiten die Theorie
der Sozialraum-Orientierung sowie der
Person-zentrierten Hilfe mittels leichter
Sprache zugänglich zu machen.

Antje Welke, Berlin

zuletzt belegt der Koalitionsvertrag der
aktuellen Bundesregierung, dass es
mittlerweile ein breiteres  Verständnis
von den umfangreichen Aufgabenfel-
dern im Bereich der Behindertenpoli-
tik gibt als noch zum Zeitpunkt der
Ratifikation der Konvention.   

Insbesondere die Reformen verschiede-
ner Schulgesetze haben darüber hinaus
eine Verbreiterung der Bewusstseins-
bildung zum Thema Rechte von Men-
schen mit Behinderung eingeleitet. Nicht
mehr nur in Fachkreisen wird über In-
klusion diskutiert. Fragen danach, wie
eine Schule für Alle gelingen kann, was
fördernde und hemmende Faktoren
sind, sind Streitthemen geworden, die
fast alle interessieren. Allerdings be-
steht der Eindruck, dass diese Diskus-
sion die bisher von Menschen mit Be-
hinderung separierte Mehrheitsgesell-
schaft allzu plötzlich getroffen hat und
viele, die sich nicht schon länger mit
diesen Fragen auseinandersetzen, nun
Symptome der Überforderung und der
Abwehr zeigen. 

Tatsächliche und 
rechtliche Umsetzung

Auf der Ebene der tatsächlichen und
rechtlichen Umsetzung der UN-BRK
ist bisher der geringste Fortschritt zu
verzeichnen. Die Folge: Menschen mit
Behinderung und ihre Organisationen
mahnen immer ungeduldiger rechtliche
Reformen an. Gerade jetzt, wo der
Koalitionsvertrag in verschiedensten
Bereichen wie Barrierefreiheit, Teil-
habe am Arbeitsleben, personzentrierte
Leistungen, Stärkungen des Wunsch-
und Wahlrechts, mehr Selbstbestim-
mung im Betreuungsrecht u. v. m. einen
politischen Gestaltungswillen erkennen
lässt, müssen die folgenden drei Jahre
auch für die entsprechenden rechtlichen
Umsetzungsschritte genutzt werden. 

Nächste Schritte der Umsetzung 

Deutschland hat sich in seinem Staaten-
bericht ausgesprochen zurückhaltend
gezeigt. Dem hat die Zivilgesellschaft
mit ihrem Parallelbericht den Spiegel
vorgehalten und die erforderlichen
Handlungsbereiche in sämtlichen
Rechtsgebieten und auf den verschie-
denen staatlichen Ebenen aufgezeigt.
Nun ist damit zu rechnen, dass der
Ausschuss der UN-BRK in seinen ab-
schließenden Bemerkungen an Deutsch-
land im Frühjahr 2015 – wie auch
schon bei den anderen bereits geprüften
Staaten – deutliche Worte finden und
eine Reihe von noch nicht umgesetz-
ten Rechten aus der UN-BRK rügen
wird. Allen voran wird der Ausschuss
voraussichtlich die Reform des deut-

Es ist noch viel zu tun. Nur die konsequente 
Umsetzung der UN-BRK kann die Lebenswirklichkeit
der Menschen mit Behinderung spürbar verbessern.
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| KURZFASSUNG Die Behindertenhilfe durchzieht ein Reformprozess, der unter den
Schlagworten personale Orientierung oder Paradigmenwechsel gefasst wird. Der Artikel
beschreibt diesen Wandel im Einzelnen, beleuchtet seine Bedeutung für Mitarbeiter(in-
nen) in wohnbezogenen Diensten für Menschen mit geistiger Behinderung und benennt
Anforderungen an das professionelle Handeln. Theoretisch müssen dabei strukturelle
Veränderungen, inhaltliche Neu-Ausrichtungen und reflexive Überlegungen Hand in Hand
gehen. Empirisch untersucht die Arbeit, wie Mitarbeiter(innen) einer großen Einrichtung
im Bundesgebiet diesen Reformprozess wahrnehmen und welche Auswirkungen er auf
deren Selbstverständnis hat. Die Darstellung der Ergebnisse erfolgt anhand von „Argu-
mentationsfiguren“, die jeweils einen bestimmten Strang der Diskussion zusammenfas-
sen. Der vorliegende Artikel basiert auf der Dissertation des Autors (FRANZ 2014).

| ABSTRACT Demands on employees in services for disabled people. The services
for disabled people in Germany are in a state of reform (through i. E. de-institutionaliza-
tion or the social model of disability). The article addresses the impact of these changes
regarding professional agency in the field of residential homes/supported living for 
„intellectually disabled people“. On a theoretical level structural reforms, pedagogical 
programs and reflexive considerations have to go hand in hand. The empirical work focu-
ses on how people working in the field perceive a personal orientation and how it affects
their professional self-concept. The results are presented in the form of „discursive 
patterns“, each of which focuses on one aspect of the discussion. The article is based
upon the author´s dissertation (FRANZ 2014).

Anforderungen an Mitarbeiter(innen) 
in wohnbezogenen Diensten der 
Behindertenhilfe 
Veränderungen des professionellen Handelns im Wandel
von der institutionellen zur personalen Orientierung  

Personale Orientierung

Der Begriff „personale Orientierung“
wurde von THIMM (2001) in die be-
hindertenpädagogische Diskussion ein-
geführt, von BECK weiterentwickelt
und steht für den Grundsatz, dass sich
Angebote der Behindertenhilfe auf „Be-
darfslagen vor Ort, und nicht umge-
kehrt die Adressaten auf [...] Angebote
einzustellen haben“ (BECK 2007, 27).
Diese Leitformel bildet den Motor für
einen tiefgreifenden Wandel, der sich
von grundlegenden Kategorien über die
Leitziele und Organisationsformen bis
hin zur praktisch pädagogischen Tätig-
keit vollzieht. Seine Grundlagen sind
vielfältig und „bisher nur unzureichend
analysiert“ (FRANZ, LINDMEIER et al.
2011, 100). Mit diesen Entwicklungen

gehen strukturelle Veränderungen ein-
her, zuerst eher als äußere Reformen,
dann zunehmend auch als inhaltliche
Neu-Ausrichtungen (BECK 2002, 196).
Die Ebenen dieses Wandels stellen sich
im Überblick wie folgt in Tab. 1 dar.

Diese Veränderung des Hilfesystems
ist ein vielschichtiger Prozess, dessen
Darstellung sich einer linearen Logik
im Sinne eines Top-down- oder Bot-
tom-up-Prozesses entzieht. Insgesamt
ergibt sich ein Bild, das von „Ungleich-
zeitigkeiten und Widersprüchen [...],
[von] Fortschritt neben Beharrung“
(BECK 2007, 20, Bearbeitung DF)
gekennzeichnet ist. 

Im Mittelpunkt des Artikels steht
dieser Wandel – exemplarisch analysiert

Daniel Franz 
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für den Bereich des Wohnens für Men-
schen mit geistiger Behinderung. Der
Schwerpunkt liegt dabei auf der Mikro-
Ebene des pädagogischen Handelns,
ergänzt durch eine Einbeziehung der
Meso-Ebene der Organisation und Ins-
titution und nachgeordnet der Makro-
Ebene der Gesellschaft und Sozialpoli-
tik. Die zentrale Fragestellung lautet:

Wie verändern sich die Anforderungen
an das pädagogische Handeln der Mitar-
beiter(innen) im Rahmen des Wandels
von der institutionellen zur personalen
Orientierung (in Wohneinrichtungen
bzw. wohnbezogenen Diensten für Men-
schen mit geistiger Behinderung)? Auf
theoretischer Ebene galt es zu klären,
welche Anforderungen an das Handeln
sich aus dem theoretisch-fachlichen Dis-
kurs um „personale Orientierung“ erge-
ben. In der empirischen Arbeit stand die
Frage im Mittelpunkt, wie Mitarbeite-
r(innen) diesen Wandel wahrnehmen
und wie sich aus ihrer Perspektive die an
sie gestellten Anforderungen verändern. 

Im Hinblick auf die theoretische 
Fragestellung analysierte die Arbeit 1.
den Wandel unter dem Stichwort der
„De-Institutionalisierung“ (ausführlich:
FRANZ 2011), unterzog diese Erkennt-
nisse 2. einer organisationssoziologischen
Betrachtung und setzte sie 3. in Bezug
zum Professionalitäts-Diskurs vornehm-
lich in der Behindertenpädagogik und
sozialen Arbeit. Die empirische Arbeit
war als qualitative Studie angelegt und

analysierte einen ambulanten Dienst so-
wie eine stationäre Einrichtung für Men-
schen mit sog. schwerer Behinderung
eines großen Trägers der Behinderten-
hilfe im Bundesgebiet. Ihren Kern bil-
deten acht leitfadengestützte Interviews
mit Fachkräften, die in einem zweiten
Schritt durch drei Experteninterviews
mit Leitungskräften ergänzt wurden.

Auswirkungen auf das 
Hilfesystem und Anforderungen 
an Mitarbeiter(innen)

Um den Wandel in der Behindertenhil-
fe systematisch zu beschreiben, erfolgte
in der Arbeit eine Auswertung der Li-
teratur zu den Themen Enthospitali-
sierung und De-Institutionalisierung.
Diese mündete in die Formulierung 
von drei Argumentationsfiguren. Unter
einer „Argumentationsfigur“ wird dabei
eine „Typisierung verschiedener Argu-
mentationen mittels einer Verdichtung
und Abstraktion der konkreten Argu-
mentationslinien“ (FRANZ 2014, 31)
verstanden. Sie dient als methodisches
Hilfsmittel, um einen hochgradig hete-
rogenen Textkorpus systematisch abzu-
bilden. Dabei steht – ähnlich wie in
einem diskursanalytischen Verfahren –
die Vorgehensweise im Mittelpunkt, die
(An-)Ordnung der Inhalte nicht an dis-
ziplinären Grenzen, sondern vielmehr
an inhaltlichen Aspekten auszurichten
(KELLER 2011, 46). Ziel ist es, die
einem Text innewohnenden Argumen-
tationsmuster in den Vordergrund zu

stellen. Bei den Argumentationsfiguren
handelt es sich um

> eine strukturbezogene Argumentati-
onsfigur, in der die Strukturen des
Hilfesystems insgesamt in den Blick
genommen werden, deren inhaltli-
che Ausgestaltung aber weitgehend
eher offen gelassen wird; 

> eine inhaltlich-pädagogische Argu-
mentationsfigur, die diese Ausgestal-
tung weitaus deutlicher vornimmt.
Im Vordergrund stehen dabei Verän-
derungen des pädagogischen Han-
delns und die Verbesserung von Le-
bensqualität der Klient(inn)en sowie

> eine reflexive Argumentationsfigur,
die De-Institutionalisierung v. a. als
reflexive Bearbeitung von Macht-
und Gewaltstrukturen versteht. Ver-
mittels rehistorisierender Diagnostik
soll der Mythos des „harten Kerns“
durchbrochen und darüber pädago-
gische Handlungsfähigkeit wieder
hergestellt werden.

Diese Figuren sollen im folgenden a)
kurz dargestellt werden und auf ihre
Implikationen für die Organisationen
der Behindertenhilfe und das Handeln
in diesen Organisationen beleuchtet wer-
den. In einem zweiten Schritt erfolgt b)
eine kurze Darstellung der empirischen
Entsprechung der jeweiligen Figur. Die
Ergebnisse sind im Anschluss an die
Darstellung im Überblick dargestellt
(Tabelle 2, Seite 53).

Strukturbezogene Argumentationsfigur

Die strukturbezogene Argumentations-
figur nimmt primär die Strukturen des
gesamten Hilfesystems in den Blick, lässt
deren inhaltliche Ausgestaltung aber
weitgehend offen. Bekanntestes Beispiel
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Tab. 1: Ebenen personaler Orientierung (BECK 2002, 194, eigene Bearbeitung)

Von der institutionellen
Orientierung zur personalen Orientierung Ebene des Wandels

Von der Befund- bzw. 
Defektorientierung

zur Orientierung an Behinderungsfolgen 
und der Lebensführung

Ebene der Kategorien

Von der Betreuung und 
Abhängigkeit

zur Selbstbestimmung und Assistenz Ebene Leitziele

Von der Versorgung zur Förderung und umfassenden 
Eingliederung

Ebene der Strukturen
Vom separierten und 
zentralisierten Sondersystem

zur nutzerorientierten Qualitäts-
entwicklung, -beurteilung 

Die Veränderung des Hilfesystems ist ein vielschichtiger
Prozess, gekennzeichnet von Ungleichzeitigkeiten und
Widersprüchen.
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für diese Figur ist sicherlich der Bericht
der Psychiatrie-Enquête (Deutscher Bun-
destag 1975). Insgesamt umfasst diese
Figur auf theoretischer Ebene Anforde-
rungen wie Klient(inn)enzentrierung/
Individualisierung, den Abbau von Hie-
rarchien sowie die Netzwerkorientie-
rung. Untersucht man die Auswirkun-
gen, die sich daraus auf Dienste und
Einrichtungen ergeben, eröffnen sich
drei Wirkungsfelder:

> Die aus der Individualisierung der
Unterstützung resultierenden Anfor-
derungen an Flexibilität stehen in
deutlicher Spannung zur grundlegen-
den stabilisierenden Funktionsweise
von Organisationen (GUKENBIEHL
2006, 144). Dieser Anforderung sind
also auf der Ebene der Organisation
Grenzen gesetzt. Auf der Handlungs-
ebene übersetzt sich dies primär in
die Anforderung, Hilfebedarfe um-
fassend und in die Tiefe gehend zu
erheben. Darüber hinaus ist ganz
praktisch damit zu rechnen, dass die
erbrachten Leistungen flexibler er-
bracht werden müssen (z. B. im Hin-
blick auf den Zeitpunkt der Leis-
tungserbringung).

> Der Abbau von Hierarchien korres-
pondiert mit dem grundlegenden
Merkmal von Organisationen als
hierarchischen Strukturen (SCHI-
MANK 2002, 31). Vonnöten ist eine
Umstellung auf dezentrale (Ent-
scheidungs-)Strukturen, da diese a)
sich verändernden Bedarfslagen an-
gemessener sind und b) die Chance
bieten, unnötige Hierarchien abzu-
bauen. Auf der Handlungsebene über-
setzt sich dies in die Anforderung,
die Möglichkeiten der Mitbestim-
mung für Klient(inn)en und Mitar-
beiter(innen) systematisch zu stüt-
zen und zu fördern.

> Die Vernetzung mit der Gemeinde
schließlich steht in Verbindung zur
Frage der Grenzziehung zwischen
Organisation und Umwelt (TREI-
BEL 2006, 34 ff.). Auch hier muss
deutlich sein, dass die Möglichkei-
ten von Organisationen, sich zu ver-
netzen, strukturell begrenzt sind.
Auf der Handlungsebene übersetzt
sich die Anforderung in die Orientie-
rung an formellen und informellen
Netzwerken. 

Es muss jedoch deutlich angemerkt
werden, dass sich aus diesen struktu-
rellen Grenzen keine Reform-Unmög-
lichkeit ableitet. Die Problemlagen des
Hilfesystems sind weniger den struktu-
rellen Merkmalen von Organisationen
geschuldet als vielmehr Folge von
Anbieterdominanz (ebd., 60). Die orga-

nisationsbezogenen Erkenntnisse dienen
daher eher zur Verdeutlichung der Fra-
ge, wie Reformen angegangen werden
können. 

Über diese Wirkungsfelder hinaus
zeigt sich in einer stärker institutions-
bezogenen Analyse, dass das Verständ-
nis dessen, was mit „Behinderung“ ge-
meint ist, wesentlich zu der Frage bei-
trägt, welche Formen Hilfen annehmen
sollen/müssen (BECK & GREVING
2011, 56 f.). Auf der Handlungsebene
übersetzt sich das in eine Arbeit am
Behinderungsverständnis und an dem
zugrunde liegenden Menschenbild.

Zudem zeigt die Analyse einen deut-
lichen Zusammenhang zwischen Struk-
turen und den Handlungsmöglichkei-
ten von Mitarbeiter(inne)n. Organisati-
onsstrukturen stellen Handlungsbedin-
gungen dar, die das Handeln zwar nicht
determinieren, aber eben »bedingen«,
anordnen, mehr oder weniger wahr-
scheinlich machen. Fachliche Stan-
dards wie die Ausrichtung an Bedarfen,
Netzwerken und die Förderung von
Partizipationsmöglichkeiten müssen 

a) sich in den organisatorischen Bedin-
gungen widerspiegeln, wenn sie nach-
haltig wirksam werden sollen und 

b) prinzipiell auch für Mitarbeiter(innen)
zugänglich sein. Es braucht also Par-
tizipationsmöglichkeiten für Klient(in-
n)en und für Mitarbeiter(innen).

Empirisch zeigt sich der Zusammen-
hang zwischen Strukturen und Han-
deln v. a. im Hinblick auf die Gruppen-
struktur stationärer Einrichtungen und
die Einzelfallhilfe ambulanter Dienste.
Das betrifft insbesondere die Notwen-
digkeit der Handlungskoordination
zwischen den Mitarbeiter(inne)n in der
stationären Einrichtung. Zudem findet
im Feld eine Ausdifferenzierung in
Fachkräfte und Nicht-Fachkräfte statt,
was als eine Form von Hierarchisierung
gelesen werden kann und den theoreti-
schen Anforderungen eher entgegen-
steht. Für die Fachkräfte bedeutet das,
den Klient(inn)en zunehmend in kom-
plementär-distanzierten Rollen und den
Nicht-Fachkräften in Kontroll- und
Anleitungsfunktion gegenüber zu tre-
ten. Fragen der Netzwerkorientierung
wurden empirisch v. a. durch die Lei-
tungskräfte und selten durch die Fach-
kräfte thematisiert.

Inhaltlich-pädagogische 
Argumentationsfigur

Die inhaltlich-pädagogische Argumen-
tationsfigur befasst sich v. a. mit den
Veränderungen des pädagogischen Han-
delns unter Leitideen wie Normalisie-

rung, Selbstbestimmung oder Inklusi-
on. Mit die bekanntesten Texte sind in
diesem Bereich die Arbeiten zur Auflö-
sung der Klinik Kloster Blankenburg
(insbesondere GROMANN-RICHTER
1991) oder die Arbeiten von THEU-
NISSEN (exemplarisch: 1998), aber
auch darüber hinaus lassen sich weite
Teile behindertenpädagogischer Schrif-
ten dieser Figur zuordnen. Die Anfor-
derungen umfassen im einzelnen

> ein gegenstandsangemessenes »Fall-
verstehen«, dessen Basis Menschen-
bild und Behinderungsverständnis
bilden (der Begriff Fall stammt dabei
aus sozialpädagogischen Zusammen-
hängen). In der Frage des Behinde-
rungsverständnisses hat sicherlich
die ICF in den letzten Jahren die ent-
scheidenden Impulse gegeben (DIM-
DI  2005). Darüber hinaus fällt da-
runter alles, was als Wahrnehmung
und Kontextualisierung des Falls ge-
fasst werden kann, wie z. B. die Ori-
entierung auf Ressourcen und Netz-
werke (DEWE & OTTO 2005, 1413).
Das Fallverständnis umfasst in die-
sem Sinne also auch Fragen der
Netzwerkarbeit oder Sozialraumori-
entierung (FRANZ & BECK 2007). 

Struktureller Ort des Fallverste-
hens ist die individuelle Hilfepla-
nung. Diese entfaltet dabei nicht nur
Folgen auf der Handlungsebene,
sondern ist im Sinne einer Ausrich-
tung an individuellen Bedarfen auch
immer Ausgangspunkt für Organisa-
tionsentwicklung. In diesem Sinne
ist sie also der Vermittlungsort oder
»Scharnierstelle« zwischen Organi-
sationsstrukturen und dem konkre-
ten Handeln. 

> einen Ausbau an strukturellen Parti-
zipationsmöglichkeiten für Klient(in-
n)en und damit immer auch für Mit-
arbeiter(innen) – das betrifft insbe-
sondere Mitbestimmungsmöglich-
keiten vor Ort (BECK 2013, 7 f.).
Auch dieser Aspekt erfüllt mehrere
Funktionen: So können Partizipati-
onsmöglichkeiten die Kontingenz
pädagogischen Handelns abbauen.
Kontingenz „bezeichnet den Sach-
verhalt, daß das, was aktuell (also
nicht unmöglich) ist, auch anders
möglich (also nicht notwendig) ist“
(BARALDI; CORSI & ESPOSITO
1999, 37). Pädagogisches Handeln
ist durch ein sog. Technologiedefizit
gekennzeichnet, welches im Feld die
Gestalt einer unauflöslichen Hand-
lungsunsicherheit annimmt (FERCH-
HOFF 2011, 202). Partizipative Stra-
tegien können hier entschärfend wir-
ken (weiteres zur Kontingenz päda-
gogischen Handelns s. u.). Außerdem
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sind diese Strategien ein Mittel im
Abbau von Hierarchien und der Ver-
schiebung von Machtverhältnissen.

Struktureller Ort für diesen Bereich
sind formell geregelte Mitbestimmungs-
möglichkeiten wie Wohnbeiräte, Inte-
ressenvertretungen oder auch geregelte
(und für die Betroffenen nachvollzieh-
bare und nutzbare) Beschwerdeverfah-
ren. Daneben braucht es aber auch ein
generelles Klima, das ermöglicht, for-
mell oder informell Einfluss zu neh-
men, d. h. die Gewissheit, gehört und
ernst genommen zu werden. 

Da das pädagogische Handeln im
Zentrum der inhaltlich-pädagogischen
Argumentationsfigur steht, ist es nicht
weiter verwunderlich, dass sich der
weitaus größte Teil der veränderten
Anforderungen hier ansiedeln lässt. Die
strukturbezogene Argumentationsfigur
verdeutlicht jedoch, dass fachliche
Anforderungen strukturelle Orte brau-
chen, d. h. in die Arbeitsstrukturen vor
Ort eingebunden sein müssen. Sie dür-
fen nicht ausschließlich dem persönli-
chen Engagement der Mitarbeiter(innen)
überlassen werden, denn dann laufen
sie Gefahr, im Alltag unterzugehen.

Empirisch lassen sich im Hinblick
auf das Menschenbild für die stationäre
Einrichtung Hinweise auf eine Defizit-
orientierung herausarbeiten, wenn die
Beschreibung des Klientels v. a. über
eine defizitäre Betrachtung in Bezug
auf Körper, Sprache und Verhalten
erfolgt (konkret nimmt diese die Gestalt
der Merkmale Pflegebedarf, Verhaltens-
auffälligkeit und eingeschränkter Kom-
munikation an). Im ambulanten Dienst
stehen zwar ressourcenorientierte Be-
schreibungen im Vordergrund, aber 
z. T. in Abgrenzung zu Klient(inn)en in
stationären Einrichtungen. In Bezug
auf das Thema Hilfeplanung benennen
Mitarbeiter(innen) Funktionen, die sie
mit ihr verbinden. Diese Funktionen
ergeben sich aus der grundlegend kon-
tingenten Struktur pädagogischer Hand-
lungsfelder. Es ist daher verständlich
und funktional, dass Mitarbeiter(innen)
nach Strategien suchen, die unauflösli-
che Handlungsunsicherheit in ihrem
Arbeitsalltag zumindest bearbeitbar zu
machen. 

> In beiden Diensten gibt es Hinweise
auf strukturierende Strategien – im
ambulanten Dienst als Teil der Hilfe-
planung, in der stationären Einrich-
tung eher in der Beschreibung von
(früheren) Funktionen der Teamsit-
zung. Die Funktion dieser struktu-
rierenden Strategien verdeutlicht sich,
wenn man sich vor Augen führt, dass
neben Handlungsunsicherheit in

pädagogischen Feldern immer auch
Handlungsdruck herrscht. Struktu-
rierende Strategien können gefasst
werden als Versuch, das Technolo-
giedefizit pädagogischen Handelns
planend zu überbrücken. 

Die Schilderungen aus der stationä-
ren Einrichtung verdeutlichen dabei,
dass gruppenbezogene Settings ne-
ben der Hilfeplanung oft ein zweites
Instrument brauchen, das geeignet
ist, Handlungskoordination auf der
Achse Mitarbeiter(in)-Mitarbeiter(in)
sicher zu stellen und somit kollekti-
ve Handlungsfähigkeit herzustellen
– eine Aufgabe, die traditionell der
Teamsitzung zukommt. Der Verlust
von Möglichkeiten zum Austausch
zieht für die Mitarbeiter(innen) einen
Verlust an Einflussmöglichkeiten und
Handlungssicherheit nach sich. 

> Vor allem im ambulanten Dienst ste-
hen reflexive Strategien im Vorder-
grund: in reflexiven Aspekten der
Hilfeplanung, kollegialer Beratung
im Team und Supervision. Sie ermög-
lichen eine kontrollierte Erosion der
Handlungssicherheit, die durch Ein-
beziehung einer Außenperspektive
wieder hergestellt wird. Im ambulan-
ten Dienst stehen dabei mehr orga-
nisierte Formen zur Verfügung, die
in beiden Bereichen vorhandenen
informellen Formen sind deutlich
labiler, da sie nicht strukturell abge-
sichert sind. Zudem wird die dafür
zur Verfügung stehende Zeit an-
gesichts eines stark wahrgenomme-
nen Zeit- und Kostendrucks deutlich
knapper (dazu s. u.).

> Eher vereinzelt werden partizipative
Strategien genannt, z. B. in der Be-
schreibung der legitimierenden Funk-
tion von Hilfeplanung durch Teil-
nahme der Klient(inn)en. Die ge-
meinsame Absprache über Inhalte/
Formen der Unterstützung und die
Einflussnahme der Klient(inn)en in
diesem Prozess erhöht die Hand-
lungssicherheit bei den Mitarbeite-
r(inne)n). Was die Möglichkeiten zur
Mitbestimmung betrifft, weisen die
empirischen Ergebnisse auf einen
konzeptionellen Nachholbedarf hin
(insbesondere bei erschwerter Kom-
munikation). 

Reflexive Argumentationsfigur

In der reflexiven Argumentationsfigur
werden der Diskussion weniger neue
Inhalte hinzugefügt als vielmehr vor-
handene Inhalte neu – und primär
machtanalytisch – interpretiert und da-
durch in den Vordergrund gerückt.
Dadurch treten Kontingenz und Asym-
metrie formaler pädagogischer oder hel-
fender Beziehungen deutlicher in den
Vordergrund.  Außerdem zeigt sich ein
Problem der Ausrichtung des Handelns
auf Selbstbestimmung bei gleichzeitig
faktisch praktizierter Stellvertretung.
Zu dieser Argumentationsfigur zählen
z. B. zahlreiche Schriften von JANT-
ZEN zum Thema De-Institutionalisie-
rung (exemplarisch: 2003). 

Es zeigt sich dabei, dass sich weder
die Kontingenz pädagogischen Han-
delns noch die grundlegende Asymme-
trie formal strukturierter Hilfebeziehun-
gen endgültig auflösen lassen (dazu:
LUHMANN 2005). In beiden Fällen
handelt es sich um zu bearbeitende
Spannungsfelder. Die Anerkennung die-
ser Unauflöslichkeit bringt die Notwen-
digkeit der Reflexion des Handelns mit
sich – auch hier in strukturierter Form.
Das zudem immer wieder auftretende
Problem des faktisch stellvertretenden
Handelns bei gleichzeitiger programm-
atischer Ausrichtung des Handelns auf
Selbstbestimmung und Teilhabe rückt
zudem Fragen von (struktureller) Ge-
walt, Macht und Abhängigkeit in den
Mittelpunkt (JANTZEN 2003, 66). Hier
gilt es, sowohl das Verständnis von
Behinderung als auch das der eigenen
Rolle kritisch zu hinterfragen. Auf der

Handlungsebene übersetzt sich dies in
Reflexion des Behinderungsverständ-
nisses, des Menschenbildes sowie des
eigenen Rollenkonzepts. Hierbei steht
eine Verschiebung von Machtverhält-
nissen im Mittelpunkt. Damit verbun-
den ist a) eine Abkehr von paternalisti-
schen Fürsorge-Prinzipien hin zu einer
Orientierung auf Autonomie und Inte-
grität, aber b) auch immer das Wissen,
die Asymmetrie pädagogischen Han-
delns nie ganz auflösen zu können. 

Struktureller Ort für Reflexivität kann
eine Teambesprechung sein, sofern das
Klima im Team dies zulässt und diese
nicht durch eine Vielzahl organisato-
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Weder die Kontingenz pädagogischen Handelns noch
die grundlegende Asymmetrie formal strukturierter
Hilfebeziehungen lassen sich endgültig auflösen.
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rischer Aufgaben derart durch Hand-
lungsdruck geprägt ist, dass kein hand-
lungsentlastendes Klima geschaffen
werden kann. Ein handlungsentlasteter
Ort im engeren Sinne sind Supervi-
sionen oder Fortbildungsangebote –
letztere jedoch nur, sofern sie sich nicht
ausschließlich auf das Erlernen neuer
„Techniken“ beziehen. 

Empirisch zeigt sich der massive An-
stieg der Handlungsunsicherheit, wenn
die Kommunikation im Alltag erschwert
ist. Zumindest bei Mitarbeiter(inne)n,
die aus einer stationären Einrichtung in
ein ambulantes Setting gewechselt
waren, zeigen sich zudem Reflexionen
auf das Thema Gewalt und die eigene
Rolle, wenn der Wechsel in den ambu-
lanten Dienst als Übergang von einer
als zwanghaft-übergriffigen Struktur
hin zu Selbstbestimmung und Ressour-
cenorientierung beschrieben wird. Pro-
blematisch ist dabei jedoch, dass diese
Probleme i. d. R. einseitig der Vergan-
genheit zugeordnet  und als nicht mehr
relevant für die aktuelle Situation ein-
geschätzt werden.

Die Ergebnisse der empirischen Ana-
lyse insgesamt schreiben sich also ein in
eines der Kernprobleme professionel-
len Handelns: der Kontingenz pädago-
gischen Handelns, die bei den Mitar-
beiter(inne)n die Gestalt einer immer
wieder zu bearbeitenden Handlungsun-
sicherheit annimmt. Zudem zeigt sich
ein Zusammenhang zwischen Organi-
sationsstrukturen und Handeln. Erstere
bedingen das Handeln, auch wenn sie
es nicht determinieren können. Fachli-
che Standards brauchen daher eine
Einbettung in organisatorische Verfah-
ren, wenn sie nachhaltig wirksam wer-
den sollen.

Eine vierte Argumentationsfigur

Die Ergebnisse der empirischen Aus-
wertung wiesen darauf hin, dass die
Mitarbeiter(innen) neben den Verunsi-
cherungen durch die Kontingenz päda-
gogischen Handelns v. a. einen Wandel
des Feldes wahrnehmen, der unter dem
Begriff Ökonomisierung gefasst werden
kann. Dieser steht – zumindest in dieser
Studie – bei den Mitarbeiter(inne)n)
deutlich mehr im Vordergrund als der
Wandel zur personalen Orientierung.
Er äußert sich als ein permanent wahr-
genommener und tendenziell steigen-
der Zeit- und Kostendruck, der fachli-
che Impulse und Reformbestrebungen
vielfach überlagert und unter den
Generalverdacht verdeckter Sparmaß-
nahmen stellt. Aufgrund dieser Erkennt-
nisse kann eine Erweiterung der bishe-
rigen Argumentationsfiguren um eine
vierte Variante vorgenommen werden.

Diese soll versuchsweise ökonomisierte
Argumentationsfigur genannt werden
und wurde von DEDERICH und von
DAHME & WOHLFAHRT umrissen
(für die Aufzählung: DAHME & WOHL-
FAHRT 2009, 164 f.; DEDERICH 2008,
294 ff.): 

1. Benachteiligung derjenigen, die am
„teuersten“ sind: Die Beschränkung
der Unterstützung von Menschen
mit sog. schwerer Behinderung auf
stationäre Formen erfolgt vorrangig
aus organisatorisch-wirtschaftlichen
Gründen. Daraus erklärt sich auch
der Widerspruch zwischen den An-
sätzen zur De-Institutionalisierung,
die die Einbeziehung von Menschen
mit hohem Hilfebedarf stark beto-
nen und dem faktisch oft zu beob-
achtenden Ausschluss genau dieser
Gruppe. 

2. Überlagerung sozialer durch ökono-
mische Qualitätsstandards: Davon
ist insbesondere die Qualitätsdebat-
te betroffen, aber auch die im Feld
stattfindende Ausdifferenzierung in
Fachkräfte und Nicht-Fachkräfte lässt
sich in dieser Hinsicht interpretieren.

3. Für die Mitarbeiter(innen) führt dies 
> in erster Linie zu einer Verschlech-

terung ihrer Arbeitsbedingungen:
Durch die Ausdifferenzierung der
Tätigkeiten kommt es zu einer Zu-
nahme von Dokumentation und
„Verwaltungstätigkeiten“ und zu
einer Deprofessionalisierung. 

> Es lassen sich zudem Hinweise
darauf wahrnehmen, dass sie sich
ihres widersprüchlichen Status als
Agent(inn)en der Ökonomisierung
durchaus bewusst sind.

Dies kann als ein aus der Empirie
gewonnener Impuls gelesen werden, sich
stärker mit der Verquickung von Öko-
nomie und Fachdiskurs zu befassen.
Denn i. d. R. beschäftigen sich Arbeiten
entweder mit Fragen personaler Orien-
tierung oder mit Fragen der Ökonomi-
sierung. Eine genaue Analyse, wie die
Ökonomisierung den Fachdiskurs be-
einflusst, überlagert, verschiebt, neukon-
textuiert (DAHME & WOHLFAHRT
2009, 164) und welche Wirkungen dies
auf der Struktur- und der Handlungs-
ebene entfaltet, steht – bis auf wenige
Ausnahmen (a.a.O.; SCHÄPER 2010) –
noch aus.

Fazit

Zusammenfassend lässt sich festhalten,
dass es deutliche Zusammenhänge zwi-
schen Strukturen/Verfahren/organisa-
torischen Entscheidungen auf der einen
und dem Handeln auf der anderen Sei-

te gibt und dass die Bearbeitung von
Kontingenz und Handlungsunsicher-
heit als die zentrale Anforderung an das
Handeln gelesen werden kann. Daraus
folgt, dass Instrumente und organisato-
rische Verfahren unter der Fragestel-
lung beleuchtet werden müssten, wel-
che Auswirkungen sie auf das Problem
der Handlungsunsicherheit haben. Da-
rüber hinaus zeigt sich, dass es neben
der personalen Orientierung eine wei-
tere Veränderungswelle gibt, die durch
Ökonomisierungsbestrebungen zustan-
de kommt. 

In einer übergeordneten – und eher
theoriebezogenen – Perspektive muss
zudem im Blick bleiben, dass Dienste
der Behindertenhilfe immer auch Ex-
klusions-Symbole sind. Sie bearbeiten
die Folgen exkludierender Prozesse,
ohne – wie OBERHOLZER formuliert
– „Zugang zur Grundproblematik zu
erhalten“ (2011, 112). Dieser Aspekt
muss im Blick bleiben, um nicht roman-
tischen Inklusionsphantasien zu erlie-
gen. Daraus folgt jedoch weder die
Anforderung, sämtliche Organisationen
der Behindertenhilfe aufzulösen noch
die Forderung einer Re-Institutionali-
sierung der Behindertenhilfe (zuletzt
BRACHMANN 2011). Vielmehr gilt es,
auf der Innenseite der Organisationen
nicht mehr „Organisation“ (im Sinne
von Verregelung) vorzuhalten als not-
wendig. Nach außen geht es darum, mit
dem Blick auf kommunale und regiona-
le Strukturen alle Hilfen vorzuhalten,
die benötigt werden. THIMM hat dies
exemplarisch für den Kinder- und
Jugendbereich dargestellt (2002, 257 ff.).
Ziel ist die Ausrichtung von Hilfen und
Hilfestrukturen an den individuellen
Bedarfen, den sozialen Netzwerken
und den sozialen Räumen, in denen die
Menschen leben (FRANZ, LINDMEI-
ER et al. 2011).
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Tab. 2: Ergebnisdarstellung in vier Argumentationsfiguren
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inhaltlich-
pädagogisch
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Das Ziel 

Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit –
mit diesen bedeutenden Worten wurde
der visionäre Wunsch nach einer besse-
ren Welt um 1789 im Zuge der französi-
schen Revolution ausgedrückt. Solche
Visionen gewinnen immer dann an
gesellschaftlicher Bedeutung, wenn es
zu deutlichen Widersprüchen – zwi-
schen guten und vernünftigen Ideen
einerseits und der alltäglichen Realität
andererseits – kommt (vgl. KLAUSS
2009, 2). Ohne die freiheitsraubenden
Einschränkungen der Bürger durch den
Adel hätte kein Freiheitsideal erkämpft
werden müssen. Ohne die benachteili-
gende Ausbeutung des Volkes durch
die Machthaber wäre es nicht zur For-
mulierung eines Gleichheitspostulats

gekommen. Und nur eine zunehmende
gesellschaftliche Ausgrenzung (Exklu-
sion) ließ den Ruf nach Brüderlichkeit
so laut durch die verbarrikadierten
Pariser Straßen hallen.

Diese weltgeschichtlich äußerst be-
deutende Entwicklung, welche durch
die verkürzte Parole „Liberté, Egalité,
Fraternité“ der von der französischen
Nationalversammlung verabschiedeten
„Erklärung der Menschen- und Bürger-
rechte“ (1789) auf den Punkt gebracht
wurde, wird oftmals als ein maßgebli-
cher Entwicklungsimpuls der heutigen
allgemeinen Menschenrechte angese-
hen, die sich dabei allerdings auch dy-
namisch weiterentwickelt haben. 1948
wurde die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte von der Generalver-

| Teilhabe 2/2014, Jg. 53, S. 55 – 62

| KURZFASSUNG Die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) stellt eine soziale
Innovation dar, welche die normative Grundlage liefert, um das Menschenrecht Inklusion
planerisch und praktisch zu verwirklichen. Sie bietet eine gemeinsame übergreifende
Leitorientierung. Doch wie sieht die kommunale Praxis aus? Welche Implementierungs-
bemühungen / kommunalplanerische Aktivitäten zur Umsetzung der UN-BRK gibt es auf
kommunaler, aber auch auf europäischer Ebene? Welche Rolle spielen unterschiedliche
Verständnisse von Inklusion, kommunale Pfadabhängigkeiten, rechtliche und politische
Rahmenbedingungen, unklare Zuständigkeiten, Umsetzungsunsicherheiten und komple-
xe Strukturen? Im Beitrag sollen Wege und Modelle der Planung von inklusiven Gemein-
wesen aufgezeigt werden. Grundlage bildet das Forschungsprojekt „Inklusive Gemein-
wesen planen“, das vom Zentrum für Planung und Evaluation sozialer Dienste (ZPE) der
Universität Siegen im Auftrag des nordrhein-westfälischen Ministeriums für Arbeit, Inte-
gration und Soziales (MAIS) durchgeführt wurde.

| ABSTRACT The application of human rights or: Is it possible to plan inclusion?
The UN Disability Rights Convention (UN CRPD) has got an enormous potential for inno-
vation to plan inclusion. It provides a common general orientation. But how does it work
out in practice? What implementation efforts / municipal planning activities for the
implementation of the UN CRPD  are there at the local but also at the European level?
What part do different understandings of inclusion, local path dependencies, legal and
political conditions, uncertainties regarding to responsibilities and complexities play? The
article wants to show successful ways and models of planning inclusive communities.
Basis is the research project ‚Planning Inclusive Communities’ by the Centre for Planning
and Evaluation of Social Services of the University of Siegen on behalf of the North Rhi-
ne-Westphalian Ministry of Labour, Integration and Social Affairs.

Die Verwirklichung von 
Menschenrechten 
oder: Kann man Inklusion planen?

sammlung der Vereinten Nationen ver-
abschiedet. Deren Prinzipien fanden
auch im deutschen Grundgesetz ihren
Niederschlag, wenn beispielsweise in Ar-
tikel 1 die Unantastbarkeit der mensch-
lichen Würde, in Artikel 2 die freie 
Entfaltung der Persönlichkeit oder in
Artikel 3 das Benachteiligungsverbot
aufgrund einer Behinderung formuliert
wird. Die Bedingungen für ein gleich-
berechtigtes und brüderliches bzw.
schwesterliches Zusammenleben in Frei-
heit sind also grundsätzlich für alle
Menschen vorhanden. Dennoch war es
2006 nötig, eine internationale Kon-
vention über die Rechte von Menschen
mit Behinderungen (UN-BRK) zu ver-
abschieden, um die Rechte für Men-
schen, welche aufgrund körperlicher
bzw. psychischer Differenzen und so-
ziokultureller Zuschreibungsprozesse
als behindert bezeichnet werden, zu
stärken. Der oben geschilderten Kausa-
lität folgend, bedeutet dies, dass die all-
gemeinen Menschenrechte für eine
bestimmte Gruppe spezifiziert werden
mussten, da diese auch noch in der
heutigen Zeit von besonderen Aus-
schluss- und Diskriminierungsrisiken
bedroht ist.

Beispielsweise müsste ohne die be-
wegungseinschränkende Gestaltung un-
seres öffentlichen Raums nicht um den
Abbau von Barrieren gekämpft werden,
ohne die Bevormundung der Betroffe-
nen durch die politischen Entschei-
dungsträger müsste das Partizipations-
postulat „Nichts über uns – ohne uns“,
nicht formuliert werden und nur die
mangelnden Teilhabemöglichkeiten an
gesellschaftlichen Lebenswelten (Bil-
dung, Wohnen, Arbeit, Freizeit) lassen
den Ruf nach Inklusion in all diesen
Bereichen immer lauter werden.

Die Tatsache also, dass Barrierefrei-
heit, politische Partizipation und gesell-
schaftliche Teilhabe als Menschenrech-
te so intensiv eingefordert werden, be-
weist, dass die inklusive Gestaltung
unserer alltäglichen Lebenswelt keine
partiell zu gewährende Gelegenheit, son-
dern eine gesamtgesellschaftliche He-
rausforderung und Notwendigkeit dar-
stellt. Auf diese wird durch die Ratifi-
zierung der UN-BRK (2009), durch die
Entwicklung von Aktions- und Teilha-
beplänen (auf den unterschiedlichen
politischen, regionalen und institutio-
nellen Ebenen) und durch vielfältige
Bemühungen in der Praxis reagiert.

Im Unterschied zu 1789, als kämpfe-
rischer Protest und politische Revoluti-
on die Mittel der Wahl darstellten, um
die gesellschaftliche Realität im Sinne
der menschenrechtlichen Vorstellungen
von Freiheit, Gleichheit und Brüder-

Matthias Kempf Eva Konieczny Marcus Windisch
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lichkeit zu verändern, gehen wir heute
davon aus, dass eine planerische
Umsetzung des Menschenrechts Inklu-
sion einen wirksamen Ansatz für die
Entwicklung eines inklusiven Gemein-
wesens darstellt. Um in der heutigen
ausdifferenzierten Gesellschaft Verän-
derungen der individuellen Entfaltung-
schancen und sozialen Strukturen
effektiv zu ermöglichen, ist ein systema-
tisches planerisches Vorgehen unerläss-
lich. Dies schließt die notwendige Ver-
änderung durch „revolutionäre“ Hand-
lungsweisen nicht aus, macht diese
aber nach unserem Verständnis durch
die Einbindung in einen Gesamtzusam-
menhang noch effektiver. Dabei darf
Planung nicht zum Selbstzweck wer-
den, sondern muss ihre Wirksamkeit
immer wieder in der praktischen Um-
setzung beweisen. Solch einen theore-
tisch fundierten und auf die vorzufin-
dende kommunale Praxis bezogenen
Planungsansatz zu entwickeln, war das
Ziel des Forschungsprojekts „Inklusive
Gemeinwesen planen“ dessen Struktur,
Inhalt und Ergebnisse im Folgenden
vorgestellt werden sollen.

Das inklusive Gemeinwesen

Was verbirgt sich hinter dem Begriff des
inklusiven Gemeinwesens? Das inklu-
sive Gemeinwesen impliziert zunächst
die Zielstellung, dass jedes Individuum,
unabhängig von Herkunft, Geschlecht,
einer Beeinträchtigung oder anderer so-
ziokultureller Kategorisierungen gleich-
berechtigt an der Gesellschaft teilneh-
men kann. In der Praxis bedeutet dies
beispielsweise: Jede(r) hat das Recht,
die Schule frei zu wählen, unbeschwert
einzukaufen und die Freizeit zu genie-
ßen, Chancengleichheit auf dem Ar-
beitsmarkt zu erfahren und zu wohnen
wie und wo sie/er möchte. Dafür muss
die Heterogenität als selbstverständli-
cher Bestandteil des Lebens anerkannt
werden und jede(r) muss als Mitglied
des Gemeinwesens und als Teil mensch-
licher Vielfalt geachtet und wertgeschätzt
werden, so wie es die bereits angeführte
Konvention vorsieht. Dazu bedarf es
inklusiver Strukturen im Gemeinwe-
sen. Dies bedeutet, dass alle Institutio-
nen und Organisationen ihre Struktu-
ren und Abläufe daraufhin überprüfen,
wie Ausschlüsse und diskriminierende

Bedingungen entlang des Lebenslaufs
von bestimmten sozialen Gruppen funk-
tionieren und überwunden werden
können. Im Kern umfasst ein inklusives
Gemeinwesen einen politischen Hand-
lungsauftrag, mit dem Kommunen par-
tizipative und koordinierende Prozesse
in Gang setzen und das Ziel der Inklu-
sion aller im Sinne der vollen Einbezie-
hung und gleichberechtigten Teilhabe im
Gemeinwesen verfolgen (vgl. SCHÄD-
LER 2009, 22; SCHÄDLER/ROHR-
MANN et al. 2008, 345 ff.).

Ein Gemeinwesen umfasst ein histo-
risch wandelbares Territorium. Wichti-
ger als die physischen Grenzen und die
formale Zugehörigkeit sind die sozialen
Beziehungen, durch die dieser Raum
gestaltet wird. Gerade diese Strukturen
sind sehr komplex, da sich sehr unter-
schiedliche Dimensionen überlagern,
welche die sozialen Positionen und die
Lebenslagen der Menschen bestimmen.
Im alltäglichen Handeln entscheidet
sich: Wer hat die besten Chancen auf
eine gute Ausbildung und einen gu-
ten Arbeitsplatz? Wer findet eine gute

Wohnung? Wer kann Einfluss nehmen
auf die Gestaltung des Gemeinwesens?
Wer findet Anerkennung? Wer wird
eher ausgegrenzt? Diese Fragen werden
in einem gegebenen sozioökonomi-
schen Rahmen thematisiert. Gleich-
wohl kann ihre Bearbeitung vor Ort je
nach den politischen Verfahren eher
solidarisch oder eher von partikularen
Interessen dominiert sein. Die Antwor-
ten auf solche Fragen hängen zudem in
hohem Maße von Faktoren ab, die eher
auf nationaler Ebene oder sogar auf
internationaler Ebene beeinflussbar
erscheinen. Die meisten Antworten fin-
den ihre tatsächliche Konkretisierung
dennoch im lokalen Gemeinwesen.
Folglich realisieren sich hier – im Ge-
meinwesen – im unmittelbaren Lebens-
umfeld die Teilhabemöglichkeiten jedes
Einzelnen. Hier entscheidet sich letzt-
lich auch, ob Infrastrukturen für die
Allgemeinheit – inklusive für Menschen
mit Behinderung – zugänglich und
nutzbar sind. Somit richtet sich der
Blick auf das gestaltete und inklusiv zu
gestaltende Umfeld. Wie kann eine sol-
che z. T. komplexe Planung – die Pla-
nung zur Inklusion – erfolgreich ange-

gangen werden? Die Konvention bietet
hierzu eine gemeinsame, übergreifende
Orientierung, an der das Planungshan-
deln ausgerichtet werden kann. 

Das Projekt

Das kürzlich abgeschlossene Forschungs-
projekt „Inklusive Gemeinwesen pla-
nen“ das im Auftrag des nordrhein-
westfälischen Ministeriums für Arbeit,
Integration und Soziales (MAIS) vom
Zentrum für Planung und Evaluation
Sozialer Dienste (ZPE) als Maßnahme
des Aktionsplans „Eine Gesellschaft für
alle – NRW inklusiv“ (MAIS 2012) von
der Universität Siegen durchgeführt
wurde, fokussierte das kommunalpoli-
tische Handeln und die damit verbun-
dene Umsetzung der Konvention. Im
Vordergrund standen die Fragen: Wie
setzen Kommunen die UN-BRK kon-
kret um? Welche Implementierungsbe-
mühungen bzw. kommunalplanerische
Aktivitäten zur Umsetzung der UN-
BRK gibt es auf kommunaler, aber auch
auf europäischer Ebene? Welche Pla-
nungstraditionen in nordrhein-westfäli-
schen Kommunen zeichnen sich ab?
Wie kann die Partizipation von Men-
schen mit Behinderungen im Gemein-
wesen verbessert werden? Um Planung
vor Ort angehen zu können, sind As-
pekte wie normative Vorgaben, gesetz-
liche Rahmenbedingungen und kom-
munalspezifische Entwicklungspfade
entscheidend. Diese Aspekte stellten
die Ausgangssituation für das For-
schungsprojekt dar. 

Das Projekt untergliederte sich in
drei Teilprojekte. Teilprojekt I befasste
sich mit einer Erhebung kommunalpla-
nerischer Aktivitäten in Bezug auf die
Partizipation und Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen in NRW. Es
wurden zwei Befragungen durchge-
führt. Die erste richtete sich an Pla-
nungsverantwortliche in allen nord-
rhein-westfälischen Kommunen. Die
zweite Befragung richtete sich an loka-
le Akteure, welche für die Umsetzung
der UN-BRK prägend sind. Es wurde
gezielt nach entsprechenden Ansprech-
partner(inne)n, Zuständigkeiten und
Beschlüssen (politischen Vorgaben zur
Umsetzung der UN-BRK) gefragt. Da-
rüber hinaus ging es darum, Aktivitäten
zu ermitteln, die von den verantwortli-
chen Akteuren als geeignet angesehen
werden, um inklusive Strukturen zu ent-
wickeln. Dabei sollten nicht nur neue
Maßnahmen, sondern auch solche
identifiziert werden, die bereits länger
laufen und sich den Zielen der Konven-
tion zuordnen lassen. Anhand der Be-
fragungen war es möglich, wichtige
Erkenntnisse über Strukturen, in denen
die Entwicklung eines inklusiven Ge-
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meinwesens bearbeitet wird und Er-
kenntnisse über die Gestaltung lokaler
Planungsprozesse zu gewinnen. An-
schließend ging es im Teilprojekt II um
die Untersuchung der Umsetzungspra-
xis der Konvention in neun ausgewähl-
ten europäischen Nachbarländern (Groß-
britannien, Belgien, Portugal, Öster-
reich, Finnland, Frankreich, Schweden,
Spanien und Tschechien) und um die
Erfassung von Beispielen „guter Praxis“
kommunaler Teilhabeplanung für Men-
schen mit Behinderungen in Europa.
Im Teilprojekt III wurden die in Teil-
projekt I und durch Eigenrecherche er-
mittelten kommunalen Aktivitäten und
Maßnahmen durch eine systematische
Projektanalyse vertiefend untersucht.
Diese Beispiele inklusiver Maßnahmen
und Projekte bieten Kommunen eine
gute Orientierung vor Ort und tragen
zur Ideenfindung bei. Derzeit wird eine
internetbasierte Datenbank eingerich-
tet, die einen aktuellen Überblick über
alle Planungsaktivitäten, Praxisbeispie-
le und Praxisideen bieten soll.

Die Planung eines inklusiven Ge-
meinwesens wurde anhand von fünf
Dimensionen ermittelt, die sich im Lau-
fe des Projekts als grundlegende Matrix
herauskristallisierten: 

> Die Weiterentwicklung der Partizi-
pation und der Selbstvertretung von
Menschen mit Behinderungen. Dies
schließt insbesondere auch die kul-
turelle Selbstrepräsentation in öf-
fentlichen Räumen ein.

> Die Sensibilisierung und Bewusst-
seinsbildung hinsichtlich der Ent-
wicklung einer Inklusionsorientie-
rung, die sich nicht nur auf Men-
schen mit Behinderung, sondern auf
alle Menschen bezieht, die in beson-
derer Weise von Ausgrenzung be-
droht sind.

> Die Verbesserung der Zugänglichkeit
und Nutzbarkeit von Räumen durch
die Überwindung von Barrieren.

> Die inklusive Gestaltung von Bil-
dungseinrichtungen und anderer
Dienste des öffentlichen Lebens
(Mainstreaming).

� Die Planung und Entwicklung von
flexiblen und inklusionsorientierten Un-
terstützungsdiensten für Menschen mit
Behinderungen (vgl. ROHRMANN u. a.
2013).

Diese Dimensionen dienten dazu, in
den Erhebungen die eher abstrakten
Vorgaben und Normen der Konvention
zu operationalisieren und zu Hand-
lungsbereichen zusammenzufassen, die

untersucht werden können. Damit wur-
de bewusst eine simplifizierende Vorge-
hensweise vermieden, die auf das for-
male Abfragen und das Prüfen bestimm-
ter Aktivitäten (z. B. die Umsetzung
bestimmter Artikel der Konvention)
setzt. Im Sinne des Verständnisses der
Konvention als sozialer Innovation
konnte so vielmehr die Anwendung der
Konvention in verschiedenen kommu-
nalen Maßnahmen untersucht werden.
Darauf aufbauend wurde als unmittel-
bar praxiswirksames Produkt des Pro-
jekts eine Arbeitshilfe zur Planung in-
klusiver Gemeinwesen konzipiert. Da-
mit möchte das nordrhein-westfälische
Sozialministerium den kommunalen
Akteuren im Land Anregungen geben,
wie mit den Anforderungen der UN-
BRK vor Ort praktisch und wirkungs-
voll umgegangen werden kann.

Die Theorie

Die theoretische Grundlage für das For-
schungsprojekt „Inklusive Gemeinwe-
sen planen“, stellen sogenannte Verän-
derungstheorien dar. Insbesondere der
„Models of Change-Ansatz“ von Kora
KRISTOF (2010) und die Diffusions-
theorie von Everett M. ROGERS (2003)
haben sich für das Verständnis der UN-
Behindertenrechtskonvention als einer
soziale Innovation als hilfreich erwie-
sen. Die Frage, die sich für das Projekt
stellte, lautete: Wie verbreitete sich
solch eine Innovation innerhalb des
gesellschaftlichen Systems? Die Theo-
rien belegen, dass Veränderungen in
komplexen Systemen auch komplexe
Erklärungen und Herangehensweisen
erfordern, um zum einen nachvollzie-
hen zu können, wie sie wirken und zum
anderen, um erfolgreiche Veränderun-
gen zu initiieren und zu begleiten. 

Entscheidend ist dabei die Wahrneh-
mung der UN-BRK als eine wichtige
Neuerung, die umfangreiche gesell-
schaftliche Beachtung findet und deren
Umsetzung als lohnenswerte Aufgabe
erscheint. Die Inklusion als Leitgedan-
ke der UN-BRK wird als Paradigmen-
wechsel in Bezug auf den Umgang mit
Behinderung angesehen (vgl. HOH-
MEIER 2004 und THEUNISSEN 2007).
Die Konvention verfügt somit in
Deutschland eindeutig über den für
eine Innovation notwendigen Neuig-
keitswert. Die Diffusionstheorie bietet
eine Vielzahl von Erklärungsansätzen,
wie und warum sich bestimmte Innova-
tionen verbreiten. Dabei wird Diffusion
verstanden als: „the process in which
an innovation is communicated through
certain channels over time among the
members of a social system“ (ROGERS
2003, 5). Die wesentlichen Bestandteile
sind somit erstens eine Innovation,

zweitens die Kommunikation in be-
stimmten Kanälen, drittens Zeit und
viertens ein soziales System. Die „wahr-
genommenen Eigenschaften der Inno-
vationen“ (ROGERS 2003, 222) wie re-
lativer Vorteil, Kompatibilität, Komple-
xität, Erprobungsfähigkeit und Beobach-
tbarkeit haben wesentlichen Erklä-
rungswert für die Geschwindigkeit, mit
der sich eine Innovation verbreitet. In-
wieweit die UN-Behindertenrechtskon-
vention als relativer Vorteil oder als
kompatibel mit den bisherigen Grund-
sätzen der Behindertenhilfe gesehen
wird, lässt sich zu einem gewissen Grad
zwar analytisch bestimmen, ist aber
abhängig von der Perspektive des je-
weiligen Akteurs. So werden Menschen
mit Behinderungen in dieser Frage mög-
licherweise zu anderen Einschätzungen
gelangen als die Anbieter von Unterstüt-
zungsdiensten. Durch die Wahrnehmung
als Innovation wird die bestehende Pra-
xis herausgefordert, so dass Unsicher-
heit entsteht. Der Umgang mit dieser
Unsicherheit bestimmt wesentlich die
Kommunikation über die Innovation in
der Phase des Innovations-Entschei-
dungsprozesses. ROGERS unterschei-
det im Verlauf des Entscheidungspro-
zesses drei Arten von Wissen, nämlich
das „Erkenntniswissen“, das „Nutzungs-
wissen“ und das „Prinzipienwissen“
(ebd., 173). Die erste Art informiert über
die Existenz und die Bedeutung einer
Innovation und regt dazu an, sich für
die anderen Wissensarten zu interessie-
ren. Das Bewusstsein für das Inklusi-
onskonzept wäre demnach ein äußerst
wichtiges Element für die Diffusion der
UN-Behindertenrechtskonvention. 

Mit dem Nutzungswissen sind Infor-
mationen über die korrekte Anwen-
dung einer Innovation verbunden. Zum
Beispiel gehört zur Planung eines
inklusiven Gemeinwesens das Wissen
über die Regelungen und Umsetzungs-
möglichkeiten einer barrierefreien In-
frastruktur. Fehlt dieses Wissen oder
wird eine Entscheidung auf Basis nicht
ausreichender Informationen getroffen,
kann es zu Fehlentwicklungen und
dadurch zur Reduktion der Reputation
einer Innovation und einer verlang-
samten Diffusion kommen. Gerade das
Nutzungswissen ist wichtig, um die
Unsicherheit im Innovationsprozess zu
reduzieren. Komplexe Innovationen, wo-
zu die UN-BRK ohne Zweifel gerech-
net werden kann, erfordern einen in-
tensiven Austausch unter Fachleuten
über die korrekte Anwendung einer
Innovation. Prinzipienwissen beleuch-
tet die grundlegende Funktion der In-
novation und ist immer dann notwen-
dig, wenn Anpassungen der Innovation
und im sozialen System, in welchem sie
zur Anwendung kommt, erforderlich
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werden. Der Grad der Anpassung und
Veränderung einer Innovation während
der Implementation wird von ROGERS
(2003) als „Re-invention“ bezeichnet.
Eine solche Anpassung erhöht in der
Regel den Nutzen, der aus einer Inno-
vation gezogen werden kann. Mit Blick
auf die Implementation der UN-BRK
ist für Kommunen von einer gewissen
Pfadabhängigkeit auszugehen. Einge-
schlagene Endwicklungspfade können
nicht einfach verändert werden. Hier ist
aber ein prinzipiengerechter Umgang
mit der Innovation notwendig, um 
mittelfristig entsprechende Verände-
rungen zu bewirken. Die Gefahr, dass
statt einer strukturverändernden An-
passung in Folge einer Innovation nur
ein zeremonieller Umgang mit dieser
gewählt wird, besteht auch bei der 
UN-BRK.

Die Ergebnisse

Als übergreifendes Ergebnis aller drei
Teilprojekte kann festgehalten werden,
dass der Impuls der UN-Behinderten-
rechtskonvention auf kommunaler Ebe-
ne aktiv aufgegriffen wird und Inklusi-
on ein aktuelles Thema auf der kommu-
nalpolitischen Agenda darstellt. Eine
derartige intensive Auseinandersetzung
mit einer Konvention zum Schutz von
Menschenrechten auf kommunaler Ebe-
ne ist bislang ohne Beispiel und stellt
auch für den Menschenrechtsdiskurs
eine bedeutsame Entwicklung dar. Die
Untersuchung macht deutlich, dass etli-
che Kommunen in NRW bereits kon-
krete Maßnahmen und Projekte zur
Umsetzung der Konvention und letzt-
lich zur Entwicklung eines inklusiven
Gemeinwesens durchführen bzw. durch-
geführt haben. Die genauere Analyse
zeigt allerdings, dass diese positiven
Entwicklungen in sehr unterschiedli-
chen Strukturen und mit verschiedenen
Schwerpunkten erfolgen und mit gro-
ßen Unsicherheiten hinsichtlich der
Gestaltung von planerischen Prozessen
verbunden sind. Insbesondere die vor-
handenen Beschlüsse zur Umsetzung
der UN-BRK in NRW deuten auf eine
große Unsicherheit hinsichtlich der
Planungsstruktur und -inhalte hin. Fol-
gende Fragen stellen sich in diesem
Zusammenhang immer wieder:

> Wie, wo und bei wem ist die Feder-
führung eines solchen Planungspro-
zesses anzusiedeln? 

> Wie wird die Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention orga-
nisiert und wer bzw. welche weite-
ren Akteure sollen mit einbezogen
werden? 

Die Untersuchung zeigt allerdings,
dass sich die meisten Kommunen in der

Pflicht zur Federführung des Planungs-
prozesses sehen. Meist werden hin-
sichtlich der Zuständigkeiten Mitarbei-
ter(innen) aus Ämtern der Sozial- und
Schulverwaltungen, Sozialplaner(innen)
usw. genannt. Erwartungsgemäß wur-
den auch die kommunalen Behinder-
tenbeauftragten häufig genannt. Auf-
grund der Verschiedenheit der kommu-
nalen Entwicklungspfade kann es durch-
aus sehr unterschiedliche Akteure, Ak-
teurskonstellationen und -koalitionen
geben, die den Anstoß zur politischen
Auseinandersetzung mit dem Thema
Inklusion geben. Als besonders förder-
lich für die Planung und Entwicklung
eines inklusiven Gemeinwesens wird
von den befragten Personen in allen
Handlungsbereichen zudem die inten-
sive Beteiligung der Zivilgesellschaft
(Interessenvertretungen, Selbsthilfegrup-

pen, Angehörige und Anbieter von
Unterstützungsleistungen) benannt. Die
Analyse der genannten Aktivitäten
macht deutlich, dass Inklusion überall
möglich ist, unabhängig von Art und
Größe der Gebietskörperschaften. 

Die Forschungsergebnisse in den
europäischen Nachbarländern belegen
eine sehr unterschiedliche Einschät-
zung der Bedeutung der UN-BRK. In
keinem der untersuchten Länder wur-
den mit der Ratifizierung der Konventi-
on den Kommunen explizite Vorgaben
gemacht, wie sie systematisch umzuset-
zen ist. Ihre Umsetzung ist somit in den
Kompetenzbereich der kommunalen
Selbstverwaltung gelegt und erfordert
einen entsprechenden Gestaltungswil-
len. Der Vergleich zwischen den Kom-
munen Nordrhein-Westfalens und den
europäischen Kommunen zeigt, dass
Nordrhein-Westfalen zu den Regionen
Europas gehört, in denen die UN-BRK
auf kommunaler Ebene vergleichsweise
breit rezipiert wird und das planerische
Handeln in Bezug auf Inklusion relativ
weit fortgeschritten ist. Es lassen sich
jedoch in nahezu allen beteiligten Län-
dern Kommunen identifizieren, die in
einer oder mehreren Dimensionen der
UN-BRK beispielhaft hervorzuhebende
Strategien und Methoden der Imple-
mentation entwickelt haben.

Für den Weg zum inklusiven Ge-
meinwesen gibt es letztlich kein Patent-
rezept. Er ist pfadabhängig. Wie also

Zuständigkeitsbereiche und Handlungs-
möglichkeiten kommunalpolitischen
Handelns im Konkreten aussehen, ist
abhängig von den bisherigen Traditio-
nen der Planung für und mit Menschen
mit Behinderung auf der lokalen Ebe-
ne, von den rechtlichen Rahmenbedin-
gungen, den örtlichen Besonderheiten
und den politischen Strukturen. Dies
gilt auch für die Umsetzungspraxis in
den europäischen Ländern. Die Umset-
zung der Konvention hängt zudem in
hohem Maße von politischen und kul-
turellen Rahmenbedingungen ab, die
sowohl den allgemeinpolitischen als
auch den behindertenpolitischen Ent-
wicklungspfad prägen. Das nachfol-
gende Modell berücksichtigt diese Er-
kenntnis und soll eine hilfreiche Orien-
tierung für die örtliche Planung eines
inklusiven Gemeinwesens bieten. 

Das Planungsmodell 

Mit der Ratifizierung der UN-BRK wur-
de ein komplexer Prozess gestartet, der
in seiner Dynamik erfassbar gemacht
werden muss. Hierzu leisten die oben
vorgestellten Veränderungstheorien ei-
nen wesentlichen Beitrag. Diese ermög-
lichen eine Beschreibung der komple-
xen Entwicklungen und bieten so den
eher pragmatischen Planungsansätzen
eine systematische Orientierung. Im
Folgenden wird nun das für das Projekt
grundlegende Planungsverständnis nä-
her beschrieben. 

Planung wird in diesem Projekt in
erster Linie als ein politischer Prozess
verstanden. Dieser hat neben der „wis-
senschaftlich angeleiteten Informati-
onsverarbeitung zur Lösung der gestell-
ten Planungsaufgaben“ (FÜRST 2008 a,
25) auch die Funktion der „Koordinati-
on des kollektiven Handelns bei nicht
vorauszusetzendem Konsens“ (ebd.).
Die wesentliche Aufgabe von Planung
in diesem Verständnis liegt demnach in
ihrer „Moderationsfunktion“. Nachvoll-
ziehbarkeit und Transparenz haben
demzufolge für öffentliche Planung
einen sehr hohen Stellenwert, so dass
intransparente und subtile Formen der
Machtausübung als tendenziell mani-
pulativ und illegitim anzusehen sind.
Ziel heutiger Planung besteht vielmehr
darin, Akteure unterschiedlichster Be-
reiche in einen Dialog zu bringen und
diesen zu moderieren. Orientierungs-
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punkte sind dabei sowohl praktische
Vollzüge, aber auch normative Orien-
tierungen. Die UN-BRK mit ihren vie-
len detaillierten Vorgaben bei einer
gleichzeitigen klaren ethischen Fundie-
rung sollte dabei für alle Akteure eine
hilfreiche Orientierung darstellen.

Trotz einer solchen Orientierung
werden Planungen im Zusammenhang
mit Behinderung nicht konfliktfrei ab-
laufen können. Die Vielzahl der Akteu-
re in diesem Feld spiegelt die Vielzahl
der Interessen wider. Anpassungen an
soziale Innovationen sind mit Über-
gangskosten und Unsicherheiten ver-
bunden, da bekannte Routinen verän-
dert oder verlassen und neue Formen
der Zusammenarbeit erst gefunden wer-
den müssen. Die Leitorientierung des
„inklusiven Gemeinwesens“ bietet da-
bei für alle Akteure die Möglichkeit,
gemeinsame Interessen in den Blick zu
nehmen. Von einer inklusiveren Gestal-
tung gesellschaftlichen Lebens, wie bei-
spielsweise öffentlicher Infrastruktur
oder auch der Partizipation von Men-
schen mit bestimmten Einschränkun-
gen, profitieren, gerade mit Blick auf
eine alternde Gesellschaft, alle ihre
Mitglieder. 

Dabei ist keine Implementierung der
Konvention per Anordnung gemeint,

sondern, dass die Kommune die Ver-
antwortung übernimmt, die relevanten
Akteure (Selbstvertretungs- und Selbst-
hilfeorganisationen, freigemeinnützige
Verbände, Anbieter, Betroffene, ihre
Angehörigen und auch Einwohnerin-
nen und Einwohner) intensiv zu beteili-
gen und die erforderlichen Ressourcen
zu erschließen. Politische Beschlüsse
des Kommunalparlaments können ne-
ben finanziellen Ressourcen auch ein
wichtiges öffentliches Zeichen für eine
strategische Ausrichtung darstellen und
politischen Rückhalt für Veränderungen
bieten. Im Prozesszirkel (Abbildung 1)
kommt den politischen Beschlüssen
daher eine besondere Bedeutung zu.

Der dargestellte Prozesszirkel zur
Planung inklusiver Gemeinwesen dient
heuristischen und pragmatischen Zwe-
cken und darf nicht als strenges Ablauf-
konzept missverstanden werden. Die
einzelnen Phasen seien hier nur knapp
skizziert, eine ausführlichere Darstel-
lung findet sich in der Arbeitshilfe
(MAIS NRW 2014).

In der Phase des Agenda Setting
entscheidet sich, ob ein bestimmter
Inhalt aus dem allgemeinen „Themen-
Rauschen“ (FÜRST 2008 b, 49) so weit
hervorsticht, dass er auf die lokalpoliti-
sche Agenda gelangt und schließlich

ein Planungsprozess initiiert wird. Mit
Blick auf die UN-BRK kann zumindest
für die Kreise und kreisfreien Städte in
NRW festgestellt werden, dass Fragen
der Implementierung in politischen
Gremien intensiv behandelt werden.
Die Phase der Initiierung, in der kon-
zeptionelle Grundlagen und Strukturen
des Planungsprozesses entwickelt wer-
den, erhält durch einen politischen
Beschluss des Kommunalparlaments
die notwendige Legitimation sowie den
Zugang zu erforderlichen Ressourcen.
Die Schaffung einer Planungsstruktur
umfasst Festlegungen hinsichtlich der
konkreten Federführung, der Übernah-
me organisatorischer Aufgaben, die im
Prozess anfallen sowie die Entschei-
dung über die mögliche Einbindung
von Experten, welche die Planung als
„kritische Freunde“ mit Expertise für
Planung und fachlicher Orientierung
begleiten. Zudem sind Steuerungsgre-
mien und ggf. Projektgruppen mit
begrenzten Aufgabenbereichen einzu-
richten. Die Beteiligung breiterer Teile
der Bevölkerung kann über die Diskus-
sion in Foren, in welchen die Ziele und
das methodische Vorgehen dargestellt
und diskutiert werden, erfolgen. Die
Analyse der Ausgangssituation in
einer frühen Phase des Prozesses ist
notwendig, um zu praktikablen Hand-
lungsempfehlungen zu gelangen und
um mögliche Veränderungen sichtbar
zu machen. Diese sollte – unter Beach-
tung von wichtigen Institutionen der
„normalen“ Biografie – am Lebenslauf
orientiert sein. Bei der Entwicklung
eines an die lokalen Gegebenheiten
angepassten Analyseschemas erfolgt
die Festlegung von Prioritäten der Ana-
lyse auf Grundlage von Anregungen aus
den Foren der vorangegangenen Phase.
Sinnvollerweise fließen in diese Analy-
se quantitative sowie qualitative Infor-
mationen ein. Eine Diskussion der
Ergebnisse in offenen Foren ist für den
nächsten Schritt der Erstellung der
Planwerke entscheidend. Die transpa-
rente Vermittlung der Ergebnisse der
Analyse der Ausgangssituation sowie
die Diskussion der daraus abzuleiten-
den Handlungsempfehlungen in den
Planwerken ermöglicht die Beteiligung
der Bevölkerung und hilft, einen kom-
munalen Konsens für das weitere Vor-
gehen zu finden. Hier können die
Ergebnisse zu Kurzgutachten ausgear-
beitet werden, die beispielsweise nach
Lebensphasen oder Lebensbereichen
gegliedert sind. Ziel der Planwerke ist
es, kurz-, mittel- und langfristige Strate-
gien zu finden, die pragmatisch die
Implementierung der UN-BRK zum
Ziel haben. Die Bezeichnung dieser
Pläne ist dabei unterschiedlich, so hat
sich für die Umsetzung von Menschen-
rechtsdokumenten der Begriff des Ak-
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tionsplans etabliert. Auf kommunaler
Ebene wird allerdings auch häufig von
Teilhabeplan oder Inklusionsplan ge-
sprochen. Das Deutsche Institut für
Menschenrechte, die Monitoring Stelle
für die UN-BRK, hat dafür wertvolle
Empfehlungen erarbeitet (vgl. PAL-
LEIT 2010), die für alle Pläne, in denen
die Entwicklung eines inklusiven
Gemeinwesens thematisiert wird, eine
wichtige Orientierung bieten können.
Ein Beschluss des Kommunalparla-
ments, der die Anwendung des Plans
regelt, hat erhebliches Mobilisierungs-
potenzial, sichert die erforderlichen
Ressourcen und hilft, das Thema lang-
fristig auf der Agenda zu belassen. Das
eigentliche Ziel des gesamten Planungs-
prozesses wird nun durch die prakti-
sche Umsetzung des Geplanten erreicht.
Während der Anwendung des Plans ist
eine kontinuierliche Berichterstattung
über die Umsetzung in Foren bzw. Are-
nen sinnvoll, um das öffentliche Inte-
resse aufrecht zu erhalten und notwen-
dige erscheinende Korrekturen am Vor-
gehen einfließen zu lassen. Es empfiehlt
sich eine Gestaltung des Planwerks,
welche Monitoring und Evaluation
von Beginn an mit berücksichtigt, um
so Ergebnisse sichtbar zu machen und
um zu einer Verstetigung der Imple-
mentation der UN-BRK im Rahmen der
üblichen (sozialräumlichen) Planung
beizutragen.

Es handelt sich bei diesem Modell
bewusst um einen Kreislauf, der immer
wieder von vorn beginnen kann und
soll. Es gilt, die einzelnen Schritte per-
manent zu überprüfen, umzusetzen
und fortzuschreiben. Auf diesem steti-
gen Weg sollte es gelingen, ein Gemein-
wesen zunehmend inklusiver zu planen
und zu gestalten. Dabei spielen aus
Sicht des Forschungsteams folgende
Aspekte eine wichtige Rolle: 

> Die demokratisch legitimierten Insti-
tutionen tragen die Verantwortung
für das Gesamtgeschehen einer Kom-
mune. Daher sollte der Planungs-
prozess unter kommunaler Feder-
führung gestaltet werden. Für eine
planerische Umsetzung der UN-
BRK ist es von zentraler Bedeutung,
die Leitidee der Inklusion bzw. des
inklusiven Gemeinwesens in den
grundlegenden Planungs- und Ent-
wicklungszielen – sozusagen im Mas-
terplan der Kommunalentwicklung
– offiziell zu verankern. 

> Bei der planerischen Umsetzung der
UN-BRK verlangt die Leitvorstellung
der Inklusion einen übergreifenden
und vernetzten Planungsansatz. Das
kommunale Leitziel des inklusiven
Gemeinwesens soll in den Ressort-

planungen aufgenommen und in 
den Fachplanungen operationalisiert
werden. 

> Planerische Aktivitäten für ein inklu-
sives Gemeinwesen müssen an den
in einer bestimmten Kommune gege-
benen Voraussetzungen und Bedin-
gungen anknüpfen. Diese sind Ergeb-
nisse bestimmter Ereignisse, Entschei-
dungen und historisch geschaffener
Fakten. Für wirksames planerisches
Handeln ist es daher notwendig, den
Entwicklungspfad in einer Kommu-
ne zu kennen und zu verstehen. 

> Die Kommunen sind im Rahmen
ihrer gesetzlichen Aufgaben als Trä-
ger der Sozialhilfe oder der Jugend-
hilfe nur ein Rehabilitationsträger
unter anderen. Sie sind jedoch im
Unterschied zu allen anderen Trä-
gern der Rehabilitation für ihren
kommunalen Raum insgesamt ver-
antwortlich. Daher sollen sie die
Rolle des „Koordinierenden Partners“
übernehmen. Im Sinne des kommu-
nalen Wegs hin zu einem inklusiven
Gemeinwesen haben sie die Aufga-
be, Planungsprozesse im Bereich des
örtlichen Rehabilitationsgeschehens
zu initiieren bzw. zu koordinieren
oder dies sicherzustellen.

> Die Kommunen sollen im Rahmen
der Bauaufsicht dafür Sorge tragen,
dass alle öffentlich zugänglichen bau-
lichen Anlagen barrierefrei geplant
werden oder bestehende Anlagen
mit angemessenem Aufwand barrie-
refrei gemacht werden. Bei bauli-
chen Maßnahmen soll das Prinzip
des „Universal Design“ systematisch
zur Orientierung herangezogen wer-
den. Um sicherzustellen, dass mög-
lichst alle für die Öffentlichkeit rele-
vanten Orte und Stellen für alle Be-
wohner(innen) auffindbar, zugänglich
und nutzbar sind, bedarf es eines
systematischen Vorgehens. Empfoh-
len wird ein kleinräumliches Vorge-
hen, in das Menschen mit Behinde-
rungen und ihre Selbstvertretungs-
organisationen einbezogen werden.
Das Instrument der Zielvereinba-
rung soll intensiv genutzt werden.

> Aufgabe von örtlicher Teilhabepla-
nung ist es auch, Lernprozesse zu
ermöglichen, mit denen in der Kom-
mune neue Regeln für ein inklusives
Zusammenleben entwickelt und ins-
titutionalisiert werden können. Da-

bei wird die Entwicklung inklusions-
orientierter Hilfen für Menschen mit
Behinderungen im Vordergrund ste-
hen (vgl. LAMPKE u. a. 2011).

> Planungsakteure sollen zur Verwirk-
lichung ihrer politischen Handlungs-
konzepte versuchen, vor Ort politi-
sche Koalitionen für ein inklusives
Gemeinwesen zu bilden. Ein inklu-
sives Gemeinwesen sollte gemein-
sam, d. h. mittels partizipativer Pro-
zesse und eingebunden in einen
kommunalen Planungsansatz entwi-
ckelt werden. Hier sind alle gefragt:

die einzelnen Behörden, verschiede-
nen Rehaträger, Krankenkassen, über-
örtliche Sozialhilfeträger, Verwaltun-
gen, Wirtschaftsunternehmen, ande-
re politische Ebenen und die Zivilge-
sellschaft. Nur so kann es gelingen,
dass alle Belange hinreichend Be-
rücksichtigung finden und es nicht
zu Fehlplanungen oder Ausgrenzun-
gen kommt. Inklusion ist ein nicht
endender Prozess.

Die Arbeitshilfe

Wie aus den bisherigen Ausführungen
hervorgeht, ist die Implementierung der
UN-BRK auf lokaler Ebene eine in vie-
ler Hinsicht komplexe Aufgabe. Um
dieser Herausforderung begegnen zu
können, erarbeitete das Forschungsteam
eine Arbeitshilfe in Form eines offenen
Instruments der geleiteten Selbsteva-
luation. Eine umfassende Beteiligung
der verschiedenen Akteure in den kom-
munalen Planungsprozessen ist erfor-
derlich, um pragmatische Schritte zu
einer inklusiveren Gesellschaft zu ge-
hen. Hierzu wurde die Arbeitshilfe mul-
tiperspektivisch angelegt und kann so
von allen beteiligten Akteuren (sowohl
von Vertreter(inne)n der Kommune als
auch von Vertreter(inne)n der Behin-
dertenselbsthilfe und anderen zivilge-
sellschaftlichen Akteuren sowie von
anderen relevanten Akteuren aus dem
Bereich der Rehabilitationsträger und
der Anbieter von Einrichtungen und
Diensten) aufgegriffen werden (siehe
Abbildung 2).

Die Arbeitshilfe führt zunächst aus-
führlich in den oben angedeuteten Pla-
nungsansatz ein. Danach werden in fünf
Kapiteln die oben ebenfalls erwähnten
inhaltlichen Dimensionen der UN-BRK
vorgestellt, thematisch vertieft und mög-
liche Zielperspektiven hierzu formu-
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liert. Die Nutzer der Arbeitshilfe kön-
nen dann einschätzen, inwieweit die
Bedingungen der Gebietskörperschaft
diesen Zielperspektiven entsprechen.
Zudem werden Handlungsempfehlun-
gen zu jedem Bereich benannt und eine
erneute Möglichkeit zur Selbstein-
schätzung in Bezug auf Stärken, Ent-
wicklungsbedarfe und Handlungsmög-
lichkeiten in der jeweiligen Gebietskör-
perschaft gegeben. Diese Struktur soll
dazu beitragen, den örtlichen Diskurs
über die Implementation in den ver-
schiedenen Regelungsbereichen zu qua-
lifizieren, einen Austausch zwischen
den Akteuren anhand  konkreter Ziel-
perspektiven zu ermöglichen und zu-
dem Beispiele für konkrete Projekt-

ideen zu vermitteln. Wichtiger als eine
einheitliche Einschätzung der konkre-
ten Situation erscheint ein zielorientier-
ter Austausch.

Die Arbeitshilfe kann auch zur Wis-
sensaneignung bzw. Qualifizierung so-
wohl von hauptamtlich für Planung
verantwortlichen Mitarbeiter(inne)n der
Verwaltung als auch anderer Akteure in
diesem Prozess genutzt werden. Sie
ermöglicht es, Aufgaben und Rollen im
Prozess der Planung zu bestimmen und
zu den unterschiedlichen Handlungsdi-
mensionen konkrete Projektvorschläge
und Handlungsstrategien zu entwi-
ckeln. Des Weiteren bietet sie Gruppen
der Behindertenselbsthilfe oder ande-

ren interessierten Gruppen aus der
Zivilgesellschaft eine konzeptionelle
Grundlage für politisches Handeln in
ihrem kommunalen Gemeinwesen.

Abbildung 3 gibt abschließend einen
Überblick über die Verwendung der
Arbeitshilfe in den unterschiedlichen
Schritten des Planungsprozesses.

Das Fazit

Inklusion ist heute mittels einer inter-
nationalen Konvention als Menschen-
recht verankert und wird – wie die For-
schungsergebnisse belegen – in etlichen
Projekten und Maßnahmen bereits in
die Praxis umgesetzt. Die Arbeitshilfe
„Inklusive Gemeinwesen planen“ will
dazu beitragen, dass diese „inklusiven
Inseln“ (KLAUSS 2009, 9) mittels eines
umfassenden Planungsansatzes mitei-
nander vernetzt und beständig zu
einem inklusiven Gemeinwesen ausge-
baut werden.

Aus der Veränderungsforschung ist
bekannt, dass bestimmte Akteurskon-
stellationen die Durchsetzung von
Innovationen (in diesem Falle der UN-
BRK) begünstigen. Es empfiehlt sich
demnach, dass für die Planung und
Umsetzung von Inklusion möglichst die
prägenden Akteure (Einzelpersonen,
Gruppen und Organisationen) mit den
notwendigen Veränderungskompeten-
zen: Entscheidungsmacht, Ressourcen,
Sachwissen, Kommunikation und Pro-
zessgestaltung gewonnen werden. Gelingt
es, regionale „fachpolitische Moderni-
sierungskoalitionen“ (KUHLMANN u. a.
2011, 63) bestehend aus den sogenann-
ten Fachpromotoren (z. B. Selbsthilfe),
Prozesspromotoren (z. B. Verwaltung),
Machtpromotoren (z. B. Politik, Wohl-
fahrtspflege) und Beziehungspromoto-
ren (z. B. Beirat, Beauftragte) zu bilden,
begünstigt dies die Verwirklichung des
Menschenrechtes Inklusion in hohem
Maße. 

Dabei erfordert die Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention mit-
tels inklusiver Gemeinwesen an man-
chen Stellen vielleicht einen ähnlichen
Mut wie die französische Revolution.
Denn es ist nicht immer einfach, etwas,
wovon wir wissen, dass es gut und 
richtig ist, auch gegen beharrende Kräf-
te, zementierte Strukturen und einge-
fahrene Handlungsweisen durchzuset-
zen. Diesen Mut und die dazugehörige
Kraft wünschen wir allen Inklusions-
promotoren und postmodernen Revo-
lutionären und hoffen, dass die For-
schungsergebnisse und die Arbeitshilfe
zur Planung inklusiver Gemeinwesen
sie in ihrem Handeln unterstützen und
bestärken.
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Abb. 2: Aufbau der Arbeitshilfe
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Abb. 3: Verwendung der Arbeitshilfe
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Weitere Informationen

Informationen zum Forschungspro-
jekt, inklusive Abschluss- und Zwi-
schenbericht, finden sie auf der Pro-
jekthomepage: www.inklusion-nrw.
uni-siegen.de. Die Arbeitshilfe zum
Thema wird im Laufe des Frühjahrs
2014 vom Ministerium für Arbeit,
Integration und Soziales des Landes
Nordrhein-Westfalen sowohl online
als auch gedruckt veröffentlicht. Die
Arbeitshilfe wurde zudem auf einer
internationalen Tagung „Inklusive
Gemeinwesen planen“ am 27./28.03.
2014 an der Universität Siegen vorge-
stellt. Informationen hierzu unter:
www.inkluplan.uni-siegen.de.
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Anzeige

„Inklusion ist, wenn alle von Anfang an dabei sind und wenn alle mitmachen.“
In der örtlichen Praxis ist es oft schwierig, die richtigen Mit-Macher und Wege zu finden, alle an 
einen Tisch zu bekommen und gemeinsam erste Schritte auf dem Weg zur Inklusion zu gehen. 
Wie kann es gehen und mit wem sind die zentralen Fragen in zwei unserer Veranstaltungen.

Workshop
Arbeiten mit dem Kommunalen 
Index für Inklusion
Strategien zur Vernetzung 
und Zusammenarbeit vor Ort
25. – 26. Juni 2014 in Marburg
Anmeldung unter Nr. 140904

Wir laden Sie ein, gemeinsam – das heißt 
mit ihren bestehenden oder zukünftigen 
Mitstreiter(inne)n – nach Marburg zu kommen. 
Um Fragen zu stellen, Ideen zu sammeln, 
Netzwerke zu knüpfen und gute Beispiele 
aus der Praxis kennenzulernen. Wir begleiten 
Sie bei Ihren ersten Schritten auf diesem 
Weg und Ihren weiteren Vorhaben. 

Fachtagung
Der Index Inklusion als Wegweiser 
Wohnen und leben in der Gemeinde
8. – 9. Dezember 2014 in Marburg
Anmeldung unter Nr. 140905

Auf der Fachtagung werden erste Ergebnisse 
des Projekts „Wohnen und leben in der 
Gemeinde – der Index für Inklusion als Weg-
weiser!“  vorgestellt und diskutiert. Gleich-
zeitig bleibt genügend Raum, um gemein-
sam weitere Ideen für zukünftige, inklusive 
Wohnformen der Behindertenhilfe zu ent-
wickeln und zusammenzutragen.

Weitere Informationen erhalten Sie
unter: www.inform-lebenshilfe.de
oder telefonisch unter: 06421/491-148

Bildung bedeutet Zukunft.
inForm bringt Sie hin.
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Inklusive Bildung für Erwachsene?!

Im Rahmen der Inklusionsdebatte wird
viel über Bildung diskutiert. Der Schwer-
punkt der Veröffentlichungen liegt da-
bei im Themenkreis schulischer Inklu-
sion. Weniger Beachtung findet der
Bereich der Bildung von Erwachsenen
und deren Möglichkeiten auf inklusives
Lernen im Zuge der Forderung und des
Anspruchs auf lebenslanges Lernen.
Kulturelle und soziale Teilhabe von
Menschen realisiert sich in Bildungs-
prozessen. Bildung findet zunehmend
in und durch Medien statt. Das Bil-
dungsverständnis bewegt sich im aktu-
ellen wissenschaftlichen Diskurs zwi-
schen dem Verständnis von Bildung als
universellem Menschenrecht (HENKE,
HUSTER & MOGGE-GROTJAHN
2012) und Bildung als abschlussorien-
tiertem Angebot. Dies stellt nach BURT-

SCHER et al. (2013) eine Verengung
von Erwachsenen- und Weiterbildung
dar. FORNEFELD (2012) kritisiert dies
als „einseitig an den Interessen einer
brutalen Wettbewerbsgesellschaft orien-
tiert“ (10). Bildung verstanden als Men-
schenrecht ermöglicht die Entwicklung
von Eigensinn, Begegnung und Bezie-
hung. Die Möglichkeit der Förderung
medialer Kompetenz als Schlüssel zu
sozialer und kultureller Teilhabe darzu-
legen ist Ziel dieses Artikels.

Er erläutert zunächst das für die the-
matische Diskussion und Analyse prä-

| Teilhabe 2/2014, Jg. 53, S. 63 – 68

| KURZFASSUNG Die Nutzung neuer Medien, wie Computer und Internet, erhält auch
für Menschen mit Behinderungen eine immer stärkere Bedeutung, um an gesellschaftli-
chen Prozessen teilhaben zu können. Seit der Ratifizierung der UN-Behindertenrechts-
konvention findet ein intensiver Diskurs über inklusive Bildung statt. Die Erwachsenenbil-
dung wird hierbei häufig nicht mitbedacht. Dabei stehen Bildung und Teilhabe in einer
direkten Wechselwirkung zueinander. Der Artikel versucht aufzuzeigen, dass Angebote
der Medienbildung einen wesentlichen Einfluss auf die Verbesserung der Teilhabechan-
cen von Menschen mit Behinderungen haben und verweist auf ein laufendes For-
schungsprojekt, welches sich genau mit dieser Thematik auseinandersetzt.

| ABSTRACT Media skills as a pre-condition for social participation – Lifelong
education for adults with disabilities. The ability to use new media, as computers
and the Internet, is becoming increasingly critical to participate in social processes. Also
for adults with disabilities. Since the ratification of the UN Convention on the Rights of
Persons with Disabilities there has been an ongoing discourse on inclusive education.
Here, adult education often is not taken into consideration, overlooking, that education
and participation are closely connected. This article will try to show that offers in media
education are a significant factor in the process of increasing the chances of participati-
on of people with disabilities, building on findings from an ongoing research project
dealing with this issue.

Mediale Kompetenz als Voraussetzung
gesellschaftlicher Teilhabe –
Lebenslange Bildung für erwachsene
Menschen mit Behinderungen 

gende Verständnis von Inklusion, Teil-
habe und Bildung. Daran schließt sich
das Lebenslange Lernen und die „In-
klusive Erwachsenenbildung“ sowie die
rechtliche Verankerung dieser Begriffe
in der UN-Behindertenrechtskonventi-
on an. Die Bedeutung der Medienkom-
petenz mit Blick auf den Computer und
das Internet leitet danach forschungs-
theoretisch zum laufenden Forschungs-
projekt „Soziale Inklusion von Men-
schen mit Mehrfachbehinderung“ über. 

Inklusion

In Deutschland wird seit Beginn der
2000er Jahre ein intensiver wissen-
schaftlicher Diskurs um den Begriff
und die Bedeutung der Inklusion ge-
führt (vgl. HINZ 2012, 40; SCHMIDT
& DWORSCHAK 2011, 269; BALZ,
BENZ & KUHLMANN 2012) sowie
der Versuch der inhaltlichen Abgren-
zung bzw. der inhaltlichen Ausgestal-
tung im Zusammenhang mit dem
Begriff und dem Konzept der Integra-
tion unternommen.

Bislang gibt es kein einheitliches
Verständnis von Inklusion. WOCKEN
(2010) beschreibt die Diskussion als
„bunt und kontrovers“ (204). Daher ist
es in jedem Fall notwendig, das zugrun-
deliegende Verständnis darzustellen,
wenn Inklusion zum Thema gemacht
wird (vgl. DEDERICH 2013, 65).

Unsere Ausführungen basieren auf
einem Verständnis von Inklusion als
Leitlinie, „dass Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, unter denen alle Bür-
ger/-innen eines Gemeinwesens ihre
selbstbestimmte Teilhabe verwirklichen
können. Und das wiederum bedeutet,
Zugang zu allen materiellen, sozialen
und kulturellen Möglichkeiten und
Prozessen einer Gesellschaft zu haben“
(FINK 2011, 21). Es geht somit um die
Reduzierung und Abschaffung von Bar-
rieren. Das langfristige Ziel besteht
nicht in der Eingliederung einzelner,
marginalisierter Personengruppen, son-
dern in der Schaffung einer Gesell-
schaftsform, in der jedes Mitglied ein
wichtiger Teil der Gemeinschaft ist. Das
Erreichen einer inklusiven Gesellschaft
ist sicherlich als Utopie zu bezeichnen.
Die Nutzung dieser als Leitlinie und
Zielprämisse bietet jedoch ein hohes

Potenzial, die Teilhabemöglichkeiten
derzeit ausgegrenzter Personengruppen

Das Erreichen einer inklusiven Gesellschaft ist
sicherlich als Utopie zu bezeichnen. 

Kristin Sonnenberg Anneke Arlabosse
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deutlich zu verbessern und sollte daher
nicht an Bedeutung verlieren.

Teilhabe und Bildung

Der Begriff Teilhabe beschreibt die Mög-
lichkeit von Menschen, ihre Lebenssi-
tuation aktiv und selbstbestimmt (mit-)
zugestalten und so Einfluss auf die ver-
schiedenen Lebensbereiche zu nehmen.
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
definiert Teilhabe in ihrer Internationa-
len Klassifikation der Funktionsfähig-
keit, Behinderung und Gesundheit (ICF)
als „[…] das Einbezogensein in eine
Lebenssituation“ (DIMDI, 2005, 19).
Ergänzend zu dieser kurzen Definition
benennt die ICF grundlegende Lebens-
bereiche, auf denen Teilhabe stattfindet
bzw. eingeschränkt sein kann, z. B.
Arbeit, Lernen, Kommunikation und
Mobilität (vgl. ebd., 19 f.).

Monika SEIFERT (2012) stellt hier-
zu in ihrer Studie zur Lebensqualität
fest, dass besonders Menschen mit
schweren Behinderungen vor der Situa-
tion stehen, dass die Gestaltung ihrer
Lebensbereiche nicht selbstverständ-
lich geprägt ist durch volle Teilhabe-
möglichkeiten, sondern dass sie „[…] in
qualitativ sehr unterschiedlichen Le-
benswirklichkeiten leben, die zwischen
den beiden Polen Teilhabe und Aus-
schluss angesiedelt sind […]“ (ebd., 2).
Damit eine umfassende Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft für Menschen
mit Behinderungen möglich ist, bedarf
es einer Form des „Teilhabe-Lernens“.
Nach SEIFERT (2010) kann dies auf
Seiten des Individuums als „Teilhabe-
Formel“ (384) beschrieben werden. Sie
umfasst einen Verlauf aus der Stärkung
individueller Ressourcen hin zur Ent-
wicklung sozialer Netzwerke und der
Erschließung von Ressourcen im Sozi-
alraum und Partizipation. ERHARDT
und GRÜBER (2011) erweitern dies
durch die Empowermentformel, was
bedeutet, dass dieser Prozess auch in
der gegensätzlichen Reihenfolge statt-
finden kann.

Aus diesen Überlegungen, dass die
Umsetzung von Teilhabe lern- und lehr-
bar ist, leitet Barbara FORNEFELD
(2012) eine wechselseitige Notwendig-
keit von Bildung und Teilhabe ab.
Wenn Teilhabe – also die aktive Gestal-
tung der eigenen Lebenssituation – für
Menschen lernbar ist, braucht es hierzu
Bildungsmöglichkeiten. Bildung findet
dabei durch die Auseinandersetzung
mit Personen und Themen statt und
somit durch soziale Beziehungen (vgl.
10 ff.): „Der Mensch bildet sich in der
Begegnung mit anderen und anderem,
das heißt, durch soziale und kulturelle
Teilhabe [Hervorhebung im Original].

[…] Bildung ist die unverzichtbare
Voraussetzung von Teilhabe. Und […]
Teilhabe die unverzichtbare Vorausset-
zung von Bildung“ (ebd., 11).

Lebenslanges Lernen und Inklusive
Erwachsenenbildung

Bildungsmöglichkeiten bestehen nicht
nur im Rahmen der Schul- und Ausbil-
dung, sondern im Verlauf der gesamten
Lebensspanne. Das Lebenslange Ler-
nen beschreibt, dass Menschen sich im
Verlauf ihres Lebens immer wieder mit
neuen Themen auseinandersetzen und
neue Fähigkeiten und Fertigkeiten er-
lernen. Dies findet sowohl in formellen
als auch informellen Lernsettings statt.
Lernen ist somit ein Prozess, der sich
auch in Abhängigkeit der jeweiligen
historischen, kulturellen und gesell-
schaftlichen Gegebenheiten verändert
(vgl. HOF, 2009, 30 ff.).

Die Erwachsenenbildung kann als
ein Aspekt des Lebenslangen Lernens
bezeichnet werden. Laut MEISEL (2012)
besteht eine enge Verbindung in der
geschichtlichen Entwicklung der Wei-
terbildung zu „Demokratisierungs- und
Emanzipationsbewegungen […]. Ein
zentraler Leitwert ist die Herstellung
von Bildungsgerechtigkeit“ (ebd., 17).

In der Diskussion um inklusive Bil-
dung ist Bildungsgerechtigkeit bzw. die
Herstellung von Chancengleichheit
und diskriminierungsfreiem Zugang zu
Bildung ein zentraler Aspekt. Für die
Erwachsenenbildung, als vierte Säule
des Bildungssektors, fehlen bislang
noch allgemeine Standards für die
Implementierung einer Kultur inklusi-
ver Erwachsenenbildung. „Der Inklu-
sionsgedanke ist noch nicht so weit
umgesetzt, dass diese [die Erwachse-
nenbildung für Menschen mit Behinde-
rungen] grundlegend im System der
Weiterbildung verankert wäre“ (BOSSE
2013a, 19). So erarbeiten einige Projek-
te, z. B. einzelne Volkshochschulen im
Sinne von „Good-Practice“ Beispiele,
Bedingungen und Entwürfe (vgl. ebd.,
19 ff.). LINDMEIER (2012) konstatiert,
dass für die Umsetzung inklusiver
Erwachsenenbildung die bestehenden
Standards für inklusive Schulen modifi-
ziert werden sollten und leitet aus die-
sen Überlegungen „Eckpunkte zur Ver-
wirklichung eines inklusiven Systems
der Erwachsenenbildung“ (56) anhand
der „vier Strukturelemente“ (ebd., 50)

von Bildung (nämlich Verfügbarkeit,
Zugänglichkeit, Annehmbarkeit und
Adaptierbarkeit) ab (vgl. ebd., 50 f.).
Diese Ableitungen beziehen sich pri-
mär auf übergeordnete Aspekte, z. B.
das Weiterbildungsgesetz und allgemei-
ne Rahmenbedingungen für Weiterbil-
dungsinstitutionen und deren Mitarbei-
ter(innen) (vgl. ebd., 57 ff.), und schei-
nen daher für die Fragestellung nach
Bedingungen für konkrete Bildungsan-
gebote zu abstrakt.

Inklusion, Teilhabe, Bildung und die
UN-Behindertenrechtskonvention

Die Diskussion um die Inklusion von
Menschen mit Behinderungen hat
durch die Verabschiedung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention (UN-BRK)
im Jahr 2006 und die Ratifizierung im
Jahr 2009 erneuten Aufwind bekom-
men. Mit der Ratifizierung der UN-BRK
hat sich die Bundesrepublik verpflich-
tet „die volle und wirksame Teilhabe an
der Gesellschaft und Einbeziehung in
die Gesellschaft“ (United Nations 2006,
Art. 3 Abs. c) als Grundprinzip anzuer-
kennen und umzusetzen.

In diesem Zusammenhang wird be-
sonders die Frage nach der Umsetzung
inklusiver Bildung ausgiebig themati-

siert, wobei der Schwerpunkt hier deut-
lich im Bereich schulischer Inklusion
liegt. Inklusive Erwachsenenbildung
und Lebenslanges Lernen scheinen bis-
lang eine untergeordnete Rolle zu spie-
len (vgl. MEISEL 2012, 19 f.). Und das,
obwohl Art. 24 (Bildung) der UN-BRK
neben dem Recht auf inklusive Schul-
bildung u. a. auch das Recht auf diskri-
minierungsfreien Zugang zu Erwachse-
nenbildung und Lebenslangem Lernen
umfasst. Darüber hinaus stellt BOSSE
(2013a) fest, dass die UN-BRK „[…] den
Medien vielfach Potenziale für die För-
derung gesellschaftlicher und bildungs-
bezogener Teilhabe zu[spricht]“ (18).

Medienkompetenz als Voraussetzung
von Teilhabe und Selbstbestimmung

Aus den vorangegangenen Begriffsklä-
rungen lässt sich also ableiten, dass
Inklusion als Zielperspektive für die
Herstellung einer Gesellschaft gesehen
wird, in der jedes Gesellschaftsmitglied
selbstbestimmt teilhaben kann. Um die-
se Teilhabemöglichkeiten nutzen zu kön-
nen, braucht es Bildungsmöglichkeiten,
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welche sich auf die gesamte Lebens-
spanne erstrecken. Erwachsenenbildung
als vierte Säule des Bildungssektors ist
gerade im Rahmen der Diskussion um
ein inklusives Bildungssystem noch un-
terrepräsentiert. 

Die Nutzung von Medien, speziell
des Internets, spielt eine immer wichti-
gere Rolle. Die wachsende Bedeutung
des Internets lässt sich anhand aktuel-
ler Studienergebnisse verdeutlichen. So
hat sich die Anzahl der Bundesbürger
ab 14 Jahren, die das Internet nutzen,
innerhalb der letzten zehn Jahre von
knapp 50 % auf gut 75 % erhöht. Bei
den Jugendlichen steigt die Anzahl der
Internetnutzer bereits auf 96 %, und
auch für Menschen mit Behinderungen
zeigen Ergebnisse, dass das Internet ein
stark frequentiertes Medium ist (vgl.
Initiative D21 e. V. 2013, 10; CORNEL-
SEN & SCHMITZ 2008).

DITSCHEK (2013a) beschreibt die
Fähigkeit und Kompetenzen, mit Com-
puter und Internet umgehen zu kön-
nen, sogar als Sicherung von „sozialen
Lebenschancen [Hervorhebung im Ori-
ginal] im Beruf ebenso wie im außerbe-
ruflichen Alltag.“ (215). Wenn dieses
nicht gelänge, so drohe der soziale Aus-
schluss. Er beschreibt zum einen die
Hoffnung auf individualisierte Zugänge
und erweiterte Selbstbestimmung, wenn
die Voraussetzungen stimmen (vgl. Ak-
tion Mensch 2010, Web 2.0, „Mitmach-
netz“). Zum anderen kritisiert er, dass
die neuen Lernräume im WEB 2.0 nicht
das gemeinsame Lernen in Gruppen er-
setzen können und warnt somit implizit
auch vor der Gefahr der Verinselung
und Vereinsamung: „Das in Gruppen
organisierte Lernen bleibt nach wie vor
wichtig und ist durch informelle Lern-
prozesse nicht zu ersetzen.“ (DITSCHEK
2013b, 4). Hervorgehoben wird u. a.
„die kommunikative Qualität organi-
sierter Bildungsprozesse“ (ebd., 4). Dies
erinnert und knüpft an die Bedeutung
von Begegnung in Bildungsprozessen
an, wie sie von FORNEFELD (2012)
gefordert wird. Inklusion in Form ge-
sellschaftlicher Teilhabe ist ohne reale
Begegnung nicht möglich. 

BERNASCONI (2007) spricht dem
Internet unter bestimmten Voraussetzun-
gen eine große Bedeutung für die Teil-
habemöglichkeiten von Menschen mit
Behinderungen zu, da es sowohl das
Bedürfnis nach Informationen als auch
Kommunikation zu stillen vermag. Die
Selbstdarstellung sowie die Zugehörig-
keit zu Internetgemeinschaften ist nicht
grundsätzlich aufgrund gesellschaftlich
vorherrschender und ggf. stigmatisieren-
der Kategorien, wie Behinderung, Schicht
oder Bildungsstand, gekennzeichnet.

„Spätestens mit der immer noch
rasant fortschreitenden Entwicklung
des Internets, […] ist Medienkompe-
tenz für Alltag und Beruf unabdingbar
geworden“ (BOSSE 2013b, 26) und der
„Erwerb von Medienkompetenz wird
dabei als entscheidendes Moment für
Teilhabechancen in der Gesellschaft
verstanden und dient zugleich der per-
sönlichen Entwicklung“ (ebd. 2013a,
19). Der Bereich der Medienbildung ist
somit für die Erwachsenenbildung und
das Lebenslange Lernen ein relevantes
Thema. Neben dem Lesen, Schreiben
und Rechnen wird die Medienkompe-
tenz als Kulturtechnik genannt (vgl.
ebd. 2013b, 26). Medienkompetenz
beschreibt dabei verschiedene Fähig-
keiten und Fertigkeiten, die notwendig
sind, um sich in der Welt der Medien
zurechtzufinden. Dies umfasst dessen
Nutzung und Ausformung, aber auch
die kritische Reflexion von Risiken und
Gefahren (vgl. BERNASCONI 2007,
124 f.; BOSSE 2013b, 27).

Notwendige Voraussetzungen für
gelingende Teilhabemöglichkeiten über
das Medium Internet sieht BERNAS-
CONI (2007) auf den Ebenen der Tech-
nik (barrierefreie Internetgestaltung),
der materiellen Ressourcen (Zugang zu
Computern und Internet) sowie der
(Vor-)Bildung. Im Kontext von Men-
schen mit geistiger Behinderung ver-
weisen CORNELSEN & SCHMITZ
(2008) auf eine Benachteiligung auf der
Ebene materieller Ressourcen und auf
erhöhte Barrieren aufgrund von Spra-
che. Nach BOSSE (2013b) nimmt die

Wahrnehmung von Menschen mit geis-
tiger Behinderung als Zielgruppe von
medienpädagogischen Angeboten zu:
„Unabdingbare Voraussetzung ist die
Zugänglichkeit und Nutzbarkeit mo-
derner IKT [Informations- und Kom-
munikationstechnologien].“ (ebd., 30).
Zu unterscheiden sind demnach Zugang
und Fähigkeit der Nutzung. Hieraus
ergibt sich die Fragestellung, inwieweit
ein barrierefreier Zugang derzeit be-
steht und welche Richtlinien es gibt, die
eine Realisierung von Zugängen für alle
Menschen ermöglichen. Regelungen
hierzu finden sich in der UN-BRK, dem
Behindertengleichstellungsgesetz (BGG)
sowie der Barrierefreie Informations-
technik-Verordnung (BITV). 

Das Projekt „Computergestützte
Schreibwerkstatt“

Beschreibung Ziele, Begründung 
und Inhalte

Im Folgenden geht es um das derzeit lau-
fende 3-jährige Forschungsprojekt „So-
ziale Inklusion von Menschen mit Mehr-
fachbehinderung: Computergestützte
Schreibwerkstatt als Teil Lebenslangen
Lernens“ (gefördert durch das BMBF
03/12-02/15, FKZ 01WS120202) –
kurz „Schreibwerkstatt“. Im Rahmen
des Projekts erhalten die Beschäftigten
der Werkstatt für behinderte Menschen
(WfbM) der evangelischen Stiftung Vol-
marstein e.V. in Wetter die Möglichkeit,
an zusätzlichen Bildungsangeboten teil-
zunehmen. Die Bildungsangebote wer-
den von den Mitarbeiter(inne)n des
Blaues Kreuz Diakonievereins e. V. in
den Räumlichkeiten der WfbM durch-
geführt. Die wissenschaftliche Begleit-
forschung erfolgt unter Leitung von
Frau Prof. Dr. Kristin Sonnenberg an
der Ev. Fachhochschule Rheinland-
Westfalen-Lippe in Bochum.

Das Gesamtziel des Projekts liegt da-
rin, die Möglichkeiten sozialer Inklusion
von erwachsenen Menschen mit mehr-
fachen Beeinträchtigungen in WfbM zu
untersuchen. Es soll analysiert werden,
welche Faktoren sich förderlich bzw.
hinderlich auf inklusives Lernen aus-
wirken, um entsprechende Anforderun-
gen an Kurskonzepte, Orte, Fortbild-
ner(innen) und Teilnehmer(innen) zu
formulieren. 

Untersucht werden die Inklusion im
Sinne der (Weiter-)Bildung und Teilha-
be am Arbeitsleben und Inklusion
durch Kommunikation in und Partizi-
pation an sozialen Netzwerken. Es wird
davon ausgegangen, dass Kommunika-
tion und Partizipation in modernen
Gesellschaften wesentlich auch durch
elektronische Medien vermittelt wer-
den. Insofern ist die Fähigkeit des com-
putergestützten Schreibens und Kom-
munizierens eine Schlüsselkompetenz,
ohne die soziale Inklusion erheblich
erschwert wird. Das Ziel der zusätzli-
chen Bildungsangebote besteht darin,
den Teilnehmer(inne)n die Möglich-
keit zu bieten, ihre vorhandenen Kom-
petenzen und Ressourcen zu erweitern
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und so ihre individuellen Teilhabechan-
cen zu verbessern. 

Die Tatsache, dass es bislang keine
konkreten Standards für die Durchfüh-
rung inklusiver Bildungsangebote gibt
und auch im Rahmen der Medienbil-
dung für Menschen mit Behinderungen
nur wenige Erfahrungswerte und Kon-
zepte vorliegen, hat zu der Entschei-
dung geführt, die Kurse als zusätzliche
Bildungsangebote in der WfbM der
evangelischen Stiftung Volmarstein e. V.
durchzuführen. Neben dem experimen-
tellen Charakter des geschützten Aus-
probierens in einer peer-group und in
vertrauter Umgebung (vgl. BOSSE
2013a, 24), spielt die Niedrigschwellig-
keit eine weitere Rolle, die den Zugang
zum Bildungsangebot erleichtert. Ins-
gesamt wurden vier Bildungsangebote
eingerichtet. Zwei computergestützte
Schreibwerkstätten und zwei Angebote
zum Bereich Reha-Sport und Entspan-
nung. Die Reha-Sport- und Entspan-
nungskurse dienen im Rahmen des Pro-
jekts „Schreibwerkstatt“ als Kontroll-
gruppe. Die weiteren Beschreibungen
beziehen sich daher primär auf die
Computerkurse.

Ausgangssituation der 
Bildungsangebote

Die Beschäftigten der WfbM wurden im
Rahmen einer Auftaktveranstaltung
über die Inhalte der Angebote und die
Möglichkeit der Teilnahme informiert.
Eine Besonderheit dieser WfbM ist der
hohe Anteil an sogenannten mehrfach-
beinträchtigten Beschäftigten. Die Art
der Behinderung, Alter, Geschlecht
oder sonstige Merkmale spielten bei der
Anmeldung keine Rolle. Voraussetzun-
gen für die Anmeldung bestanden ein-
zig in der Freiwilligkeit, also dem Inte-
resse der einzelnen Beschäftigten sowie
der Bereitschaft, über zwei Jahre am
Kurs und der dazugehörigen Forschung
teilzunehmen. Es war lediglich erfor-
derlich anzugeben, ob ggf. Vorerfahrun-
gen vorliegen. Von insgesamt 190 Per-
sonen meldeten sich 46 für die beiden
Computerkurse und 27 Personen für
die Reha-Sport- und Entspannungs-
gruppe an. Es wurden vier Gruppen mit
je zwölf Personen per Zufall gebildet,
jeweils eine Gruppe mit Vorkenntnis-
sen und eine ohne. Es sind heterogene
Gruppen, in Bezug auf Vorkenntnisse
des Lesens, Schreibens, Rechnens und
des Computers, mit unterschiedlichen
Lerntempi, unterschiedlichen Wün-
schen und Lernzielen entstanden.

Für eine möglichst barrierefreie Ge-
staltung der Computerkurse wurden für
alle Teilnehmenden jeweils ein Laptop

sowie die individuell erforderlichen tech-
nischen Hilfsmittel angeschafft (z. B.
Maus, Tastaturauflage, Computertisch).

Die Teilnehmer(innen) werden ange-
regt, ihre Interessen im Kurs zu realisie-
ren. Unabhängig vom Erwerb konkre-
ter Fähigkeiten wird Teilhabe an Neu-
em bereits realisiert durch die Kenntnis
und Auseinandersetzung mit einem
selbst gewählten Thema und den ersten
Erfahrungen, die gemacht werden, dem
Austausch in der Gruppe und dem
Wahrnehmen des gemeinsamen Inte-
resses. In der Umsetzung umfassen die
Kurse Lerninhalte zu den erweiterten
Kulturtechniken. Der Aufbau wird indi-
viduell an die Teilnehmer(innen) ange-
passt. Dies betrifft auch die Didaktik
und Methodik. 

Die Beschäftigten nehmen an den
Kursen im Rahmen ihrer Arbeitszeit
teil. Dies kann ambivalent beurteilt
werden. Zum Beispiel spielen Erwar-
tungen der WfbM mit hinein, dass
bestimmte Kompetenzen für die beruf-
liche Entwicklung innerhalb der Werk-
statt oder auch aus der Werkstatt
hinaus eine Rolle spielen müssen. Die
Erweiterung der Grundkenntnisse der
Kulturtechniken führt zu neuen Mög-
lichkeiten am Arbeitsplatz. So ist ein
positiver Nebeneffekt die Schaffung
von PC-Arbeitsplätzen.

Forschungsfragen und 
Forschungsdesign

Aus den vorangestellten Überlegungen
im ersten Teil dieses Artikels lassen sich
für die Gestaltung von Bildungsangebo-
ten bezogen auf die Personengruppe
der Menschen mit geistiger und mehrfa-
cher Behinderung verschiedene An-
nahmen und Fragen ableiten. Im Pro-
jekt „Schreibwerkstatt“ wird der Beant-
wortung folgender Forschungsfragen
nachgegangen:

1) Führt die Förderung medialer Kom-
petenz zu einer Erweiterung der sub-
jektiven Teilhabewahrnehmung und
hat sie somit einen positiven Einfluss
auf die Persönlichkeitsentwicklung
der Teilnehmer(innen)?

2) Erweitert die Teilnahme an einem
Bildungsangebot aus dem Bereich
der medialen Bildung, hier Compu-
terkurs, objektiv die Möglichkeiten
zur sozialen und kulturellen Teilha-
be und fördert sie Begegnung?

3) Wie kann die Nutzbarkeit neuer
Medien, hier der Computer und das
Internet, im Rahmen von Bildungs-
angeboten vermittelt werden?

4) Welche Kurs- und Rahmenbedingun-
gen erweisen sich sowohl aus Sicht
der Teilnehmer(innen) als auch aus
Sicht der Kursleitung und der For-
schung als positiv für eine gelingen-
de Durchführung?

Ziel ist es, die genannten Forschungs-
fragen zu beantworten und daraus
Handlungsempfehlungen für eine Pra-
xis inklusiver Medienbildung abzulei-
ten, um in einem nächsten Schritt die
Kurse in inklusiven Settings anbieten
zu können.

Aufgrund aktueller Forschungser-
kenntnisse zur Lebensqualitätforschung
und der Einbeziehung der Nutzer(in-
nen)perspektive (vgl. SCHÄFERS 2009;
SEIFERT 2010; SONNENBERG 2005,
2007) stehen die Teilnehmer(innen) als
Expert(inn)en im Mittelpunkt der For-
schung. Im Sinne der von LINDMEIER
(2012) geforderten Standards für inklu-
sive Erwachsenenbildung wurde bei der
Konstruktion des Forschungsdesigns
auf Aspekte zu inklusiven Lehr- und
Lernbedingungen aus dem Inklusions-
index (BOOTH & AINSCOW 2003; für
die deutsche Übersetzung und Modifi-
kation BOBAN & HINZ 2003) zurück-
gegriffen und diese in modifizierter
Form übertragen, so dass sie für die
Erwachsenenbildung stimmig sind. 

Im Forschungsdesign des Projekts
stehen die Interviews mit den Teilneh-
mer(inne)n der vier Bildungsangebote
also im Vordergrund. Sie werden zu
vier Zeitpunkten anhand eines Inter-
viewleitfadens befragt. Hierin geht es
um die Erfassung der subjektiven Er-
wartungen und Wünsche, eine subjekti-
ve Beurteilung der eigenen Kompetenz-
erweiterung sowie ihrer Einschätzung
im Sinne einer Beurteilung der Kurse.
Um möglichst alle Kursteilnehmer(in-
nen) befragen zu können, haben wir
einen standardisierten Fragebogen mit
sowohl offenen als auch geschlossenen
Fragen entwickelt. Zur Unterstützung
des Sprachverständnisses und der Ant-
wortgabe auch ohne verbalsprachliche
Antworten wird dieser durch Bild- und
Antwortkarten ergänzt.

Darüber hinaus finden im gleichen
zeitlichen Rhythmus Befragungen der
Mitarbeiter(innen) der WfbM zu wahr-
genommenen Veränderungen sowie of-
fene Beobachtungen der Kurse statt.
Fortlaufend finden Gruppendiskussio-
nen und Reflexion mit den Fortbilder(in-
ne)n zu Kursbedingung, Gruppendyna-
mik, Entwicklung und Widersprüchen
bzw. dem Spagat von Gruppenzielen
und individuellen Zielen statt.
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Zwischenfazit und Schlusswort

Unser Projekt beginnt im Titel mit den
Worten „Soziale Inklusion“. So umfas-
send dieser Begriff auch sein mag, so
kontrovers und visionär er diskutiert
wird, ein Ziel des Projekts ist es den-
noch, einen Beitrag zu leisten zur sozia-
len und kulturellen Inklusion. Soziale
Inklusion ist so verstanden ein Prozess
erweiterter Teilhabe und Selbstbestim-
mung auf der Basis von Menschenrech-
ten und Menschenwürde.

HUSTER und KUHLMANN (2012)
konstatieren, dass zur Überwindung
sozialer Ausgrenzung seit den 1980er
Jahren vielfältige Forschungsergebnisse
vorliegen und dennoch diese Erkennt-
nisse nicht bzw. zu wenig in der Praxis
genutzt werden, „denn ganz offensicht-
lich stößt eine konsequente Inklusions-
politik auf materielle und immaterielle
Gegen-Interessen, sind soziale Aus-
grenzungsprozesse ganz offensichtlich
auch funktional für eine Leistungsge-
sellschaft, die im Wettbewerb um besse-
re und schlechtere soziale Chancen
nicht nur Distinktion innerhalb der
Gesellschaft, sondern auch den Motor
für die gesamtgesellschaftliche Wohl-
standsmehrung sieht ...“ (ebd., 308). Sie
ermutigen zu kleinen Lösungen auf un-
terschiedlichen Handlungsebenen und
zu einem Handeln, welches geprägt ist
von einem „Ergebnis perspektivischen
Lernens beim Handeln“ (ebd.). Die
Autoren unterscheiden im Folgenden
soziale Inklusion als Ziel und als Pro-
zess. Als Prozess kann soziale Inklusion
ausgerichtet sein auf „…mehr Teilhabe
und Selbstbestimmung“ (ebd., 309), als
Ziel ist zu differenzieren, ob es um 
die individuelle Parameter, den einzel-
nen Menschen oder um soziale Para-
meter geht.

Mit unserem Projekt wollen wir
einen Beitrag leisten, um die Hand-
lungsebene vor Ort zu verändern (Bil-
dungsauftrag WfbM) und individuelle
Bildungsprozesse zu begleiten. Dies
bedeutet, dass konkrete Bildung und
damit verbunden Teilhabe und Selbst-
bestimmung für den und die Einzelne
realisiert werden. Das Projekt trägt
dazu bei, Wissen um inklusive, teilha-
befördernde Kursbedingungen auf der
Grundlage der wissenschaftlichen em-
pirischen Forschungserkenntnisse zu
erweitern und zu begründen. Mit die-
sen Erkenntnissen können längerfristig
strategisch kommunalpolitische Akzen-
te gesetzt werden.

In einem ersten Schritt werden durch
die Kurse individuelle Teilhabemöglich-
keiten über Bildungsangebote an einem
exklusiven Ort, der WfbM, realisiert –

darüber kann im Rahmen der Umset-
zung von Inklusion gestritten werden.
In einem zweiten Schritt ist allerdings
denkbar, durch eine räumliche Verän-
derung des Lernorts oder eine Verände-
rung der Lerngruppe soziale (Teilhabe-)
Parameter zu ergänzen. Ähnliche Über-
legungen finden sich in einem For-
schungsprojekt von BOSSE (2013a).
Darüber hinaus benennt BOSSE (2012)
auch die Notwendigkeit der Öffnung
bereits vorhandener Angebote der Er-
wachsenenbildung. Vorliegendes Wis-
sen über Ausgrenzungsprozesse und
deren analytische Zuordnung fordern
zukünftig eine stärkere Erweiterung
von Konzepten in den Sozialraum und
interdisziplinäre Zusammenarbeit von
Behindertenhilfe, Erwachsenenbildung,
Sozialer Arbeit und der Soziologie,
„programmatische und praktische Kon-
zeptionalisierung von multidimensio-
nalen Eingrenzungsstrategien“ (HUS-
TER & KUHLMANN 2012, 309).

Nur durch aktives und reflektiertes
Handeln und das Veröffentlichen von
Forschungsergebnissen kann Verände-
rung realisiert werden. Dies bedeutet,
den Dialog mit den Beteiligten zu
beginnen und diese zu Teilhabe zu befä-
higen. So beeinflussen sich Empower-
mentprozesse und Partizipationsmög-
lichkeiten wechselseitig. Diese Ent-
wicklung im Sinne eines Inklusions-
prozesses zu realisieren bedeutet, alle
Beschäftigten aktiv an Veränderungen
zu beteiligen und im Sinne lernender
Organisationen auch die Mitarbeiten-
den, Leitungskräfte und das Umfeld
einzubeziehen. Letzteres kann beispiels-
weise durch die Vernetzung mit kom-
munalen Aktionsbündnissen, wie der
„Menschengerechten Stadt Wetter“, ge-
schehen, um so punktuell lernende
Gesellschaften anzusprechen, anzure-
gen und zu beteiligen. 
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Anzeige

Bildung bedeutet Zukunft.
inForm bringt Sie hin.

Workshop
Medienbildung „inklusiv“ – mit und für Menschen mit geistiger Behinderung
19. – 20. November 2014 in Marburg                Anmeldung unter Nr. 140715

Leitung
Jan-René Schluchter und Katrin Schlör
Pädagogische Hochschule Ludwigsburg, Abteilung Medienpädagogik

In der Medienpädagogik sind die Potenziale und Chancen einer Medienbildung und -erziehung 
mit und für Menschen mit geistiger Behinderung noch unzureichend erforscht. Entsprechend 
liegen kaum Konzepte und Modelle vor, auch Einblicke in Formen, Risiken und Chancen der 
Mediennutzung und des Medienumgangs von Menschen mit geistiger Behinderung sind 
wenig vorhanden. 

Im Rahmen des Workshops werden vor diesem Hintergrund Perspektiven für eine „neue“, dem 
Leitbild der Inklusion folgende, Pädagogik der Medienbildung und -erziehung mit Menschen 
mit geistiger Behinderung aufgezeigt. Auch werden Konzepte und Modelle medienpädago-
gischer Eltern- und Familienarbeit in den Blick genommen, die u. a. die Gestaltung von Bildungs- 
und Erziehungspartnerschaften ermöglichen. Im Fokus des Workshops steht zudem die Ent-
wicklung eigener Konzepte und Ansätze der Medienbildung und -erziehung mit Menschen 
mit geistiger Behinderung.

Weitere Informationen 
erhalten Sie im Internet unter:
www.inform-lebenshilfe.de
oder telefonisch unter: 06421/491-130
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Kinder und Jugendliche mit Behin-
derungen leben in Deutschland

überwiegend in ihren Herkunftsfamili-
en. Unter dem Einfluss des Normalisie-
rungsgedankens gilt das Aufwachsen
bei Eltern und ggf. mit Geschwisterkin-
dern gegenwärtig auch international in
aller Regel als selbstverständlich (vgl.
THIMM et al. 1997, 241). Diese Ent-
wicklung ist sehr positiv, dennoch darf
dabei nicht übersehen werden, dass
trotz des Ausbaus teilstationärer und
ambulanter Angebote für behinderte
Kinder und ihre Familien ein nicht
unerheblicher Teil getrennt von ihren
Familien in Heimen der Behinderten-
hilfe, bei Pflegefamilien, in Internaten
oder psychiatrischen Einrichtungen lebt.
Nach Thimm lässt sich die Anzahl der
in Heimen lebenden Kinder und Jugend-
lichen mit Behinderung nicht ermitteln.
Schätzungen von Fachleuten (aus denen
nicht ersichtlich ist, ob es sich um Be-

darfs- oder Bestandszahlen handelt) vari-
ieren, so Thimm, zwischen 10 und 25 %.
Er legt dar, dass in Bezug auf die Heim-
unterbringungen erhebliche Wissenslü-
cken (z. B. hinsichtlich der Aufnahme-
gründe) bestehen und bezeichnet die in
den Heimen lebenden Kinder und Ju-
gendlichen im Hinblick auf die sozial-
politische und behindertenpädagogische
Wahrnehmung als „eine vergessene
Minderheit“ (vgl. THIMM 2002, 103). 

Die Notwendigkeit der Aufnahme
eines Kindes in ein Heim wird von
Thimm als „problematisches Verhältnis
zwischen dem Hilfebedarf einer Familie
und dem vorhandenen regionalen Un-
terstützungssystem“ gedeutet (ebd., 104).
Schon 1994 betont Thimm, dass die
Bedürfnisse der betroffenen Familien
immer wieder neu „aufgespürt und auf-
gegriffen“ werden müssen. Zudem ist es
wichtig, Alternativen zur Lösung eines

| Teilhabe 2/2014, Jg. 53, S. 69 – 74

| KURZFASSUNG Alle Eltern müssen verschiedene Herausforderungen bewältigen und
benötigen Zeiten der Erholung vom Alltag. Für Eltern behinderter Kinder sind die Belas-
tungen des täglichen Lebens sehr viel stärker, aber die Entlastungsmöglichkeiten durch
Verwandte, Freunde und Nachbarn geringer, weil der Umgang mit der Behinderung eines
Kindes viele Unsicherheiten auslöst und mancher Pflegebedarf ohne Fachkenntnisse
nicht übernommen werden kann. Kurzzeiteinrichtungen sind deshalb für viele Familien
ein wichtiger Teil des Hilfesystems. Damit sie entlastend wirken, sollten diese Angebote
flexibel gestaltet werden, denn der individuelle Hilfebedarf aller Familienmitglieder kann
abhängig von Lebensphasen und Situationen stark variieren. Dazu wird ein konkretes
Projekt vorgestellt.

| ABSTRACT Family focus as a basis for developing offer of assistance. All parents
have to cope with different challenges through dayly life and therefore needs times of
rest. For parents of disabled children the burdens are substantial stronger. But support
from helping hands of relatives, friends and neighbours is even unfrequent, dept to 
many uncertainties in handling with a handicapped child, which often requires a special
know-how of a trained person or nurse. Short-term facilities are therefore an important
part of the support system for those families. In order to allow relief the support should
be arranged flexible, because depending on the present phase of life and present 
situation, the individual need for help of all family members can considerably vary. 
Exemplary such an institution will be presented.

Familienorientierung als Grundlage zur
Gestaltung von Hilfsangeboten1

1 Dieser Artikel beruht teilweise auf meiner Bachelorarbeit zum Thema „Unterstützungsbedarf 
von Eltern behinderter Kinder als Grundlage für familienorientierte Hilfsangebote am Beispiel 
der Kurzzeiteinrichtungen“ bei Frau Prof. Dr. Iris Beck, Hamburg.

Dörte Clas
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Problems anzubieten. Diese stehen, so
schreibt Thimm, für Familien, die vor
der Entscheidung stehen, ihr Kind auf
Dauer in ein Heim zu geben, häufig
nicht zur Verfügung (vgl. THIMM 1994,
118). Es ist erforderlich, dass der Hilfe-
bedarf der Familien nicht erst dann
wahrgenommen wird, wenn diese am
Ende ihrer Kräfte vor der schwierigen
Aufgabe stehen, ihr Kind auf Dauer in
eine größtenteils wohnortferne statio-
näre Einrichtung zu geben, die – selbst
mit gutem Fachpersonal ausgestattet –
die emotionale Nähe der eigenen Fami-
lie (in den allermeisten Fällen) nicht
ersetzen kann. Aber es ist unbestritten,
dass die Betreuung und Pflege von sehr
schwer und mehrfachbehinderten Kin-
dern materielle, physische und psy-
chische Ressourcen beanspruchen und
zudem häufig einen erheblichen zeitli-
chen Aufwand in Anspruch nehmen.
Elisabeth Wacker thematisiert die
Grenzen der Leistungsfähigkeit betrof-
fener Familien und resümiert die Not-
wendigkeit entlastender und ergänzen-
der Einrichtungen des ambulanten, teil-
stationären und stationären Versor-
gungsnetzes (vgl. WACKER 1995, 33 f.).

Zur Gestaltung von Hilfsangeboten,
die sich nicht allein auf das behinderte
Kind beziehen, sondern sich am Bedarf
der betroffenen Familie orientieren, ist
es m. E. erforderlich, die Belastungssi-
tuation der Familienmitglieder näher zu
betrachten. Jede Familienkonstellation
und Lebenssituation ist natürlich ganz
individuell, sodass nicht verallgemei-
nernd von der Belastungssituation aus-
gegangen werden darf. Trotzdem sollen
hier Aspekte genannt werden, die ne-
ben den allgemeinen Anforderungen an
eine Familie zusätzlich bewältigt wer-
den müssen.

Strukturwandel

Trotz des Ausbaus von therapeutischen,
pädagogischen und sozialen Hilfen in
den letzten Jahrzehnten wird, wie
Thimm darlegt, nach wie vor in Unter-
suchungen auf die besonderen Belas-
tungen von Familien mit behinderten
Kindern hingewiesen. Neuere Studien
über Belastungssituationen gehen zuneh-
mend der Frage nach, welche Auswir-
kungen die Behinderung für das Fami-
liensystem und auch auf die einzelnen
Mitglieder hat. Inner- und außerfami-

liär ablaufende Prozesse rücken dabei
zunehmend in den Vordergrund (vgl.
THIMM et al. 1997, 243). Allerdings
sind die vorliegenden Studienergebnisse
über Familien mit behinderten Kindern
schwer vergleichbar, denn die Untersu-
chungen erfolgten mit unterschiedlichen
Schwerpunktsetzungen und heteroge-
nen Stichproben. Zudem liegt den Unter-
suchungen kein einheitlicher Familien-
begriff zugrunde (vgl. ebd., 244), der
angesichts der heute vermehrt auftre-
tenden Lebensformen (wie z. B. Haus-
halte mit alleinerziehendem Elternteil)
insgesamt recht unpräzise ist (vgl.
CLOERKES 2007, 281). Hurrelmann
spricht von einem „Strukturwandel der
Institution Familie“ und einer daraus
resultierenden „großen Vielfalt unter-
schiedlichster Familienformen“, die den
Rahmen für die Eltern-Kind-Beziehung
bilden (vgl. HURRELMANN 1994, 79).

Der Wandel der Familie bringt auf-
grund gesellschaftlicher Entwicklungen,
wie ENGELBERT (2011, 1) ausführt,
weitere Herausforderungen für das
Familienleben mit sich. Dazu gehören
u. a. die mit der Vielfalt und Veränder-

barkeit der Familienlandschaft verbun-
denen hohen Anforderungen an Part-
ner- und Elternschaft. Dabei dominiert
ein „Ideal des perfekten Kindes“ in den
Köpfen vieler Eltern (vgl. ebd.). Nach
Cloerkes resultiert aus den Möglichkei-
ten der modernen Medizin (insbeson-
dere der Humangenetik und der präna-
talen Diagnostik) die Sicht, dass ein
behindertes Kind ein „vermeidbarer
Schaden“ sei (vgl. CLOERKES 2007,
284). Die Diagnose einer Behinderung
ihres Kindes erleben Eltern in aller
Regel als eine tiefgreifende seelische
Belastung, die ihr Selbstverständnis tief
erschüttert und ihre Wertorientierun-
gen sowie ihren Lebenssinn grundsätz-
lich in Frage stellt (vgl. HINZE 1989,
14). Die Feststellung der Behinderung
ist eine der vielfältigen kritischen Le-
benssituationen, die Heckmann be-
schreibt. Insbesondere Übergänge der
Kinder in neue Lebenssituationen, wie
der Übergang von der Schule ins
Berufsleben oder die Ablösung aus dem
Elternhaus, stellen für die Familien
erhebliche Problemsituationen dar (vgl.
HECKMANN 2004, 47), für die es in
der Regel keine Vorbilder aus dem eige-
nen Leben gibt. In dieser Situation der

„traditionslosen Elternschaft“ (vgl. BAL-
ZER & ROLLI zitiert nach ENGEL-
BERT 1999, 31) verschärft die fehlende
Anerkennung und Bestätigung der
Elternrolle durch das soziale Umfeld
das Problem der Verunsicherung. Der
Aufbau der Eltern-Kind-Beziehung ist
zudem in vielen Fällen durch Kommu-
nikations- und Interaktionsprobleme
erschwert. Fröhlich legt dar, dass Müt-
ter sehr schwer behinderter Kinder vie-
le ängstigende und befremdende Situa-
tionen durchleben und „eine Häufung
ungünstiger Faktoren in Wechselwir-
kung“ die Familienentwicklung hoch-
kompliziert gestaltet. Väter leiden eben-
so unter den besonderen Lebensbedin-
gungen, aber oft wird die Mutter zum
„auffälligsten Symptomträger“ (vgl.
FRÖHLICH 1986, 217). Unsicherhei-
ten entstehen nicht nur im Bereich der
Interaktion, Pflege und Versorgung des
Kindes, in dem sich die Eltern, insbe-
sondere die Hauptbetreuungsperson (in
den allermeisten Fällen die Mutter),
Fachkenntnisse aneignen müssen, son-
dern auch bei der Inanspruchnahme
professioneller und institutionalisierter
Hilfen (vgl. ENGELBERT 2011, 2). Die
Komplexität und Vielfalt der verschie-
densten Maßnahmen erschwert die
Auswahl der effektivsten Maßnahmen,
deren Termine koordiniert und in den
Familienalltag integriert werden müs-
sen (vgl. HECKMANN 2004, 33).

Paarbeziehung und 
Geschwistersituation

Eine zu erwartende Belastung der Paar-
beziehung ist nicht eindeutig nachge-
wiesen. Studienergebnisse reichen da-
bei von stärkerer Konfliktneigung und
einer erhöhten Scheidungsrate bis zum
Erleben einer intensivierten emotiona-
len Nähe (vgl. WAGATHA 2006, 28 f.).
Die Befundlage über die Geschwister
behinderter Kinder hat ebenfalls eine
große Spannbreite. Es wird von emp-
fundener Vernachlässigung und Beein-
trächtigung der psychosozialen Entwick-
lung bei Geschwisterkindern berichtet,
aber auch von positiven Auswirkungen
wie mehr Toleranz und Verständnis für
andere Menschen, verstärkter Orientie-
rung an sozialen Werten (vgl. HACKEN-
BERG 1992, 157) sowie von einem
stärkeren Verantwortungsgefühl und ei-
ner intensiveren Geschwisterbeziehung
insgesamt (vgl. HÄUSSLER & BOR-
MANN 1997, 175). Aus einer Fragebo-
genuntersuchung von Hirchert geht
hervor, dass etwa 30 % der befragten
Mütter Hilfestellung bei der Versorgung
des behinderten Kindes durch die
Geschwister erhalten. Zudem zeigt sich
in dieser Studie, dass ein behindertes
Kind mehr Zeit der Mutter benötigt als
die anderen Kinder der Familie zusam-
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Das Aufwachsen bei Eltern und ggf. mit Geschwister-
kindern gilt gegenwärtig auch international in aller
Regel als selbstverständlich.
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men (vgl. HIRCHERT 2004, 62 f.). Die
Vereinbarkeit der Bedürfnisse und
Erfordernisse der verschiedenen Mit-
glieder einer Familie und der Verpflich-
tungen außerhalb dieses Systems ist für
Mütter behinderter Kinder eine ganz
besonders schwierige Herausforderung.
Dies führt häufiger als in anderen Fami-
lien dazu, dass die Mutter auf eine
Berufstätigkeit ganz verzichtet oder in
einem geringeren Ausmaß tätig ist (vgl.
ebd., 65). In der Folge sinkt das Fami-
lieneinkommen bei gleichzeitig häufig
anfallenden zusätzlichen Kosten für
besondere Versorgungs- oder Förder-
maßnahmen (vgl. ENGELBERT 2011,
3). Neben den finanziellen Einbußen
geht mit der Aufgabe der Berufstätigkeit
ein Verzicht auf berufliche Anerken-
nung und Kontakte mit Kollegen ein-
her. Die besondere Lebenssituation der
Familie beeinflusst die Gestaltung der
Kontakte auch in anderen Bereichen.
Empirische Untersuchungen zeigen,
dass die sozialen Netzwerke kleiner
sind und eine eher höhere Interaktions-
dichte aufweisen (vgl. ENGELBERT
1994, 148). Dies liegt zum einen an den
veränderten Bedürfnissen und Notwen-
digkeiten, die mit der Behinderung ver-
bunden sind und die oft einen hohen
zeitlichen Aufwand erfordern (z. B.
Pflegemaßnahmen, Förderung, Thera-
pien, Krankenhausaufenthalte, Arztter-
mine usw.), ist aber zum anderen durch
die Einstellungen und Verhaltenswei-
sen gegenüber behinderten Menschen
erklärbar. So können beispielsweise
Unsicherheiten im Umgang mit behin-
derten Menschen zur Kontaktvermei-
dung führen (vgl. ENDRIKAT 2012, 49;
HECKMANN 2004, 40), die als sehr
belastend erlebt werden kann.

In einer Studie von Bellingrath u. a.
(2009) gibt die Mehrheit der befragten
Eltern behinderungsbedingte Belastun-
gen an. Genannt werden dabei, neben
der zeitlichen Beanspruchung durch das
Kind, insbesondere schwierige kindli-
che Verhaltensweisen. Der Grad der
empfundenen Belastung ist unabhängig
von der Behinderungsart, jedoch vari-
iert die Form der Belastung. Während
Eltern körper- und mehrfachbehinder-
ter Kinder vornehmlich physisch und
zeitlich belastet sind, erleben Eltern
geistig behinderter Kinder stärker eine
Einschränkung ihrer Autonomie und
anhaltende Zukunftssorgen. Daneben
zeigt sich in dieser Untersuchung, dass

eine hohe internale Kontrollüberzeu-
gung sowie ein gut ausgebautes soziales
Netzwerk das Belastungserleben mil-
dern. Bei dieser Studie muss berück-
sichtigt werden, dass die Ergebnisse 
auf Selbsteinschätzungen beruhen (vgl.
BELLINGRATH u. a. 2009, 152). Die
Bedeutung sozialer Unterstützung für
das Erleben und die Verarbeitung kind-
licher Behinderung wird allerdings durch
weitere Forschungsergebnisse belegt, so
z. B. bei Eckert (2008, 104). In dieser
Studie zur Lebenssituation von Famili-
en mit einem behinderten Kind weisen
die Auswertungen zudem darauf hin,
dass die Berücksichtigung der eigenen
Interessen und Bedürfnisse eine wichti-
ge personelle Ressource darstellt, die
neben der Ausprägung des Kohärenz-
gefühls und der Zufriedenheit mit den
sozialen Kontakten in einem signifi-
kanten Zusammenhang mit dem sub-
jektiven Stresserleben steht (vgl. ebd.,
204 f.).

Resilienzfaktoren

Aus der empirischen Forschung nach
den Auswirkungen, die die Behinde-
rung eines Kindes auf die psychische
Stabilität des familiären Systems hat,
lassen sich, nach Sarimski (2010, 62),
zwei Schlüsse ziehen: Zum einen erle-
ben sich nicht alle Eltern als hochbelas-
tet und zum anderen ist das subjektive
Erleben nicht nur von der Behinderung
und den daraus resultierenden Belas-
tungen im Alltag bestimmt, sondern
auch durch die persönlichen Bewälti-
gungskräfte der einzelnen Familienmit-
glieder und ihre sozialen Ressourcen.
Manchen Familien gelingt die Anpas-
sung an die Bedürfnisse des Kindes und

sie sind in der Lage, „die Behinderung
als Teil der Biografie anzunehmen und
ihr ‚Sinn’ zu geben“ (vgl. ebd., 63), in
anderen Familien sind die Eltern dauer-
haft stark belastet. Sarimski führt in
Anlehnung an Studien zur Prävalenz
von depressiven Störungen und Schei-
dungsraten aus, dass die Folgen der
Behinderung von einem komplexen
Gefüge von Einflussfaktoren abhängen.
Dabei erweisen sich neben dem Erle-
ben sozialer Unterstützung die indivi-
duellen Bewältigungsstrategien und der
Grad kindlicher Verhaltensauffälligkei-
ten als bedeutsame Prädikatoren (vgl.
SARIMSKI 2010, 62 f.).

Hintermair und Hülser beschreiben
ebenfalls, dass der Alltag durch schwie-
riges und unvorhersehbares Verhalten
zusätzlich besonders erschwert wird.
Soziale Kontakte (z. B. beim Einkau-
fen, in der Kirche oder auf dem Spiel-
platz) finden in der Folge stets unter
erhöhter Anspannung statt (vgl. HIN-
TERMAIR & HÜLSER 2004, 27). Wie
Eckert erläutert, entspricht ein Kind mit
Behinderung nicht den an die Eltern
gestellten gesellschaftlichen Erwartung
und die Konfrontation mit der Öffent-
lichkeit stellt deshalb für die Eltern eine
weitere Herausforderung und Belas-
tungsprobe (besonders für die Väter)
dar (vgl. ECKERT 2008, 132).

Die Bewältigung des Alltags unter
diesen erschwerten Bedingungen mit
den daraus resultierenden inner- und
außerfamiliären Anforderungen ist eine
Leistung, die m. E. leider in unserer Ge-
sellschaft viel zu wenig anerkannt und
wertgeschätzt wird. Selbst wenn die
Forschungslage Hinweise darauf gibt,
dass Familien nicht zwangsläufig in
ihrer Leistungsfähigkeit eingeschränkt
sind und das Familienleben auch „in
einer solchen ‚besonderen‘ Situation
bereichernde Erfahrungen bietet“ (vgl.
ENGELBERT 1999, 11; HINZE 1989,
142), darf nicht aus dem Blick geraten,
dass viele Familien, und hier insbeson-
dere die Mütter, am Rande ihrer Belast-
barkeitsgrenzen leben (vgl. FRÖH-
LICH 1986, 210; JONAS 1990, 14). Um
den Ansprüchen aller Familienmitglie-
der gerecht zu werden und Überforde-
rungen zu vermeiden, sind Familien mit
behinderten Angehörigen auf instru-
mentelle Leistungen und emotionale
Unterstützung aus ihren sozialen Netz-
werken angewiesen.

Unterstützungsbedarf

In der Literatur wird übereinstimmend
davon ausgegangen, dass Familien mit
behinderten Kindern einen Unterstüt-
zungsbedarf haben. Die medizinische
Versorgung, Förder- und Therapieange-
bote, finanzielle Leistungen, Verände-
rungen im Bildungssystem usw. lassen
das sozial- und bildungspolitische An-
gebot recht umfangreich erscheinen.
Aber allein das Vorhandensein von Hil-
fen hat noch nicht unbedingt eine ent-
lastende Funktion für betroffene Fami-
lien. Es ist wichtig, dass die unterstützen-
den Maßnahmen dem Bedarf der Fami-
lien entsprechen, in den Familienalltag
integrierbar sind und keine „Anpassung
der Familien an die Erfordernisse der
sozialpolitischen Leistungserbringung“
voraussetzen (vgl. ENGELBERT 1999,
14). Engelbert spricht von „Passungs-
problemen“, wenn die tatsächliche Le-
benssituation von Leistungsadressaten
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Ein gut ausgebautes soziales Netzwerk mildert das
Belastungserleben der Behinderung.
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bei der Konzipierung von Hilfen nicht
oder nicht in ausreichendem Maße
berücksichtigt wird (vgl. ENGELBERT
1994, 158 ff.).

Um Passungsproblemen entgegenzu-
wirken und eine gute Effizienz von An-
geboten zu erreichen, sind m. E. Verän-
derungen im Hilfesystem notwendig,
die nicht nur die Bedürfnisse des behin-
derten Kindes, sondern auch die der
Familie berücksichtigen. Dem Nationa-
len Aktionsplan der Bundesregierung
zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention über die Rechte von
Menschen mit Behinderungen (Kabi-
nettsbeschluss vom 15. 6. 2011) ist zu
entnehmen:

„Kinder mit Behinderungen sollen in
ihrem familiären Umfeld leben kön-
nen und gemäß ihrem Alter und ihrer
Entwicklung an der Planung und Ge-
staltung der einzelnen Hilfen betei-
ligt werden. Eltern sollen intensiv in
die Planung und Gestaltung der Hil-
fen einbezogen werden.“ (S. 60)

Hier wird die Beteiligung der betrof-
fenen Kinder und Eltern an der Pla-
nung und Gestaltung von Hilfsangebo-
ten, die das Leben im familiären Um-
feld ermöglichen, ausdrücklich erwähnt
(vgl. auch § 4 Abs. 3 SGB IX). Wie die-
se Forderung in der Praxis umgesetzt
wird, bleibt jedoch offen. Aber sie ist
eine nötige Voraussetzung für die Ent-
wicklung von Hilfsangeboten, die sich
an der Alltagswelt von Familien mit be-
hinderten Kindern orientieren. Die von
Engeln für die Frühförderung formu-
lierte Notwendigkeit, neben der kind-
zentrierten Arbeit ein Bewusstsein für
die wachsenden Anforderungen an Be-
ratung, Unterstützung und Anleitung der
Eltern zu gewährleisten (vgl. ENGELN
2011, 222), gilt m. E. für familienorien-
tierte Hilfsangebote allgemein. 

Daneben zeigen das Bedürfnis nach
finanziellen Hilfen – hauptsächlich in
Bezug auf die Beschaffung von Hilfs-
mitteln und die Finanzierung von The-
rapien (ebd., 69) – sowie der Wunsch
nach Entlastung bei der Betreuung und
Pflege (vgl. SARIMSKI 2010, 69)
Lücken im System der Hilfen auf. Ein
ungedeckter Bedarf an Hilfsangeboten
in Form von Kurzzeitbetreuung hat sich
in zahlreichen Forschungen bestätigt, 
z. B. in einer Befragung der Nutzer von
Familienentlastenden/-unterstützenden
Diensten (vgl. THIMM et al. 1997, 369),
in der Darstellung der Untersuchungs-
ergebnisse von ECKERT (2001, 247) und
von WACKER (1995, 34). Eine Umfra-
ge des Kindernetzwerks e.V. unter Mit-

wirkung der Lebenshilfe zur Versor-
gungslage und zum Unterstützungsbe-
darf aus dem Jahre 2001 ergab ebenfalls
(neben der Notwendigkeit des Ausbaus
Familienunterstützender Dienste) mit
der höchsten Nennung die Forderung
nach verlässlichen Kurzzeithilfen (Bun-
desvereinigung Lebenshilfe 2004, 2). Und
im Abschlussbericht zum quantitativen
und qualitativen Ausbau ambulanter
Familienentlastender Dienste heißt es:

„Insgesamt ergibt sich in den Gesprä-
chen der Eindruck, daß gerade die Be-
treuungen, die einen längeren Zeitraum
abdecken, und die sowohl ambulant
oder als außerhäusliches Angebot exis-
tieren, von den Befragten sehr geschätzt
werden. Sie haben eine besonders ent-
lastende Wirkung für die Hauptbe-
treuungspersonen und deren Angehö-
rige. Für die Hauptbetreuungspersonen
entsteht dabei die Möglichkeit, den
Wunsch nach einer längeren Freizeit-
und Erholungspause bzw. eines Ur-
laubes zu realisieren“ (THIMM et al.
1997, 352).

Der vielfach geäußerte Wunsch nach
Formen der Kurzzeitunterbringung
macht deutlich, dass Familien an diese
Form der Hilfe besondere Erwartungen
knüpfen.

Die Praxis

Klauß beschreibt in seinem Buch „Tren-
nung auf Zeit“, dass 1977 das erste
Kurzzeitheim M. als bundesweites Mo-
dellprojekt – ohne Vorbilder – entstand.
Eine starke Entwicklung in diesem
„Schnittbereich zwischen ambulanten
und stationären Angeboten“ zeigt sich
nach Klauß darin, dass bis zum Zeit-
punkt seiner Untersuchung (1993) ver-
schiedene Möglichkeiten der Kurzzeit-
unterbringung in Wohnheimen, im
Rahmen ambulanter offener Hilfen und
in stationären Kurzzeiteinrichtungen
geschaffen worden sind (vgl. KLAUSS
1993, 25). Er erklärt dies mit gravieren-
den Veränderungen im Bereich der Hil-
fen für Menschen mit geistiger Behin-
derung. Der Ausbau ambulanter Hilfen,
der Werkstätten für behinderte Men-
schen, ein erweitertes schulisches An-
gebot u. v. m. ermöglichte es vielen Kin-
dern, länger in ihren Familien zu leben.

Daraus folgt ein zusätzlicher Unterstüt-
zungsauftrag gerade auch für die Kurz-
zeiteinrichtungen, denn aufgrund der
individuellen Belastungssituation von
Familien ergeben sich verschiedene
Zielsetzungen für dieses Hilfsangebot.
Es darf deshalb nicht allein auf der zeit-
liche Entlastung von der Pflege und
Betreuung begrenzt bleiben, sondern es
sollte, dem Bedarf entsprechend, auch
Hilfen z. B. zur Bewältigung von Notsi-
tuationen und von Verhaltensproble-
men bereitstellen (ebd., 99).

Eine aktuelle Untersuchung von
WITTING (2012) zu den Effekten, die
eine Pause von der Pflege für die gesam-
te Familie hat, wertet Gespräche aus,
die nach einem Aufenthalt des behin-
derten Kindes mit den Hauptpflegeper-
sonen (62 Mütter und ein Vater) geführt
worden sind. Die Einrichtung nimmt
seit 1996 überwiegend Gäste mit schwe-
ren Mehrfachbehinderungen auf. Die
Befragungen wurden im persönlichen
Kontakt oder in Form von Telefoninter-
views durchgeführt. Offene Fragen soll-
ten die Lenkung der Antworten in be-
stimmte Richtungen vermeiden und
Raum für spontane Äußerungen bieten.
Die Auswertung ergab, dass der Aufent-
halt in Bezug auf die Hauptbetreuungs-
person vor allem „Erholung“, „Urlaub“,
„Durchatmen können“ bedeutet. Vom
Zeitdruck und der Verantwortung ent-

lastet, gelingt es zu entspannen, spon-
tan zu sein – ein „normales Leben“ zu
führen. Der Wunsch, eigene Interessen
wahrzunehmen, stand eher im Hinter-
grund und das „Loslassen lernen“ so-
wie die „Verbesserung der Eltern-Kind-
Interaktion“ wurden (mit einer Häufig-
keit von 8 %) am seltensten genannt
(vgl. WITTING 2012, 165–167). Auch
bei den Angaben zu den Auswirkungen
des Angebots auf die Familie stand das
„Abschalten können“ und „sich keine
Sorgen um das Kind mit Behinderung
machen zu müssen“, „keinen Druck
haben“ im Vordergrund. Allerdings wird
dabei immer wieder betont, dass eine
wichtige Voraussetzung für die Ent-
spannung das Vertrauen in die Mitar-
beiter(innen) der Einrichtung ist. Der
Urlaub des Kindes in der Kurzzeitein-
richtung bietet Freiräume, um Zeit mit
dem Partner und ggf. den Geschwister-
kindern zu verbringen und „gemeinsam
Dinge zu erleben, die sonst nicht mög-
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Ein zusätzlicher Unterstützungsauftrag gerade für
Kurzzeiteinrichtungen ergibt sich daraus, dass viele
Kinder heute länger in ihren Familien leben.
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lich sind“ (vgl. ebd., 168). Aus Sicht der
Hauptbetreuungsperson bedeutet der
Aufenthalt für das Kind in erster Linie,
neue Erfahrungen sammeln zu können
und an einer Gemeinschaft teilzuhaben.
Die Kinder erleben hier einen Urlaub
mit guter Betreuung und fast die Hälfte
der Hauptbetreuungspersonen berich-
tet spontan, dass sich der Aufenthalt
auch positiv auf die Zeit danach (in
Bezug auf Ausgeglichenheit, Schlafver-
halten des Gastes) ausgewirkt hat. Etwa
ebenso viele Mütter sahen in dem Be-
such der Kurzzeiteinrichtung zugleich
eine Vorbereitung „auf einen Wohnort
außerhalb des Elternhauses“ (vgl. ebd.,
169 f.). Ohne dieses Angebot wäre eine
Heimaufnahme eher notwendig, gaben
44 % der befragten Mütter an. Es wurde
immer wieder darauf hingewiesen, dass
gesundheitliche Krisen durch Erho-
lungsphasen besser überwunden wer-
den konnten (ebd., 171 f.).

Kurzzeitwohnen in Hamburg für 
Kinder mit Behinderungen und deren
Familien aus ganz Deutschland 

Seit Mai 2013 gibt es den „Neuen Kup-
ferhof“ in Hamburg. Die Idee, ein Kurz-
zeit-Zuhause für Kinder mit schweren
Behinderungen zu gründen, das auch
Eltern und Geschwisterkinder aufneh-
men kann, entstand bereits im Herbst
2007 aufgrund des selbsterlebten Hilfe-
bedarfs betroffener Hamburger Fami-
lien. Trotz der eigenen Belastungssitua-
tion als Väter von Söhnen mit schwe-
ren Behinderungen, initiierten Steffen
Schumann und Frank Stangenberg die
Gründung des Vereins „Hände für Kin-
der e.V.“. Nachdem mit der Sozialbe-
hörde Hamburg eine Leistungsverein-
barung nach § 75 SGB XII getroffen
worden war, wurde der Kupferhof im
November 2011 erworben und um-
gebaut. Seit Mai 2013 können Kinder
und Jugendliche mit Behinderungen 
für 7–28 Tage pro Kalenderjahr im Kup-
ferhof wohnen und – je nach individu-
ellem Bedarf der Familie – dabei beglei-
tet werden. 

Neben 12 Kurzzeitwohnplätzen für
Kinder und Jugendliche mit Behinde-
rungen stehen für die Familienangehö-
rigen 12 Zimmer bzw. Apartments mit
Duschbad zur Verfügung. Ein multidis-
ziplinäres Team sorgt zusammen mit
vielen ehrenamtlichen Helfer(inne)n
für das Wohl der Gäste mit Behinde-
rungen. Daneben gibt es spezielle An-
gebote für Eltern und Geschwisterkin-
der. Der gemeinsame Aufenthalt im
Kupferhof ermöglicht es den Eltern, die
Pflege und Betreuung der Kinder ganz
nach ihren individuellen Bedürfnissen
dem Pflegeteam zu überlassen. Schritt-
weise können so auch Mütter und Vä-

ter das Abgeben der Versorgung ihrer
Kinder üben, die sich nicht vorstellen
können, ihr Kind allein in eine Kurz-
zeiteinrichtung zu geben. Gerade Eltern
von Kindern, die ihre Bedürfnisse nicht
(verbal) kommunizieren können, oder
die eine sehr individuelle Vorgehens-
weise in der Pflege benötigen, empfin-
den es oft als sehr hilfreich, ihr Kind
(für die ersten Tage) begleiten zu kön-
nen und das Fachpersonal im Tagesver-
lauf anzuleiten. Desweiteren ermöglicht
der Aufenthalt im Kupferhof gemein-
sam mit anderen betroffenen Familien
einen regen Austausch über tägliche
Belastungssituationen. Nicht selten wer-
den Freundschaften zwischen Eltern
und Geschwisterkindern geschlossen.
Außerdem können Kinder mit Behin-
derungen ihren Urlaub ohne ihre Fami-
lien im Kupferhof verbringen. Jedoch
wird beim ersten Aufenthalt des Gast-
kindes in der Regel eine Begleitung
einer Bezugsperson für etwa drei Tage
erbeten.

Die Ziele des Vereins sind in einem
Gesamtkonzept detailliert beschrieben.
Neben der Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft steht die Stärkung der
gesamten Familiensituation im Vorder-
grund. Allen Familienmitgliedern soll
es ermöglicht werden, wieder Kraft zu
schöpfen für den Alltag. Das Kupfer-
hof-Team möchte deshalb eine indivi-
duelle Betreuung anbieten, die das Wohl
der ganzen Familie fokussiert und den
individuellen Hilfebedarf der einzelnen
Familienmitglieder berücksichtigt. 
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PRAXIS UND
MANAGEMENT

Ausgangslage der Partizipation im
Sozialrechtlichen Dreiecksverhältnis

Das System der Eingliederungshilfe für
Menschen mit Behinderung nach den
SGB IX und XII stellt eine Ausprägung
dessen dar, was im Sozialrecht als „so-
zialrechtliches Dreiecksverhältnis“ be-
schrieben wird. Die Nutzer(inne)n als
individuell Leistungsberechtigte, die
öffentlichen Leistungsträger und die
Leistungserbringer-Organisationen bil-
den die drei Parteien. Wie bei anderen
sozialen Dreiecks-Konstellationen ten-
diert auch das sozialrechtliche Dreieck
dazu, dass zwei Parteien das Gesamtge-
füge zum Nachteil der dritten Partei do-
minieren. Das ist nicht überraschend,
wenn man sich die drei Parteien etwas
näher anschaut: 

Die bzw. der Leistungsberechtigte
tritt als Einzelperson mit einem indivi-
duellen Leistungsanspruch aufgrund von
(drohender) Pflegebedürftigkeit, Krank-
heit, Erwerbslosigkeit oder Behinderung
in dieses Dreiecksverhältnis. In jedem
Fall wird der Unterstützungsbedarf als
eine Situation des Angewiesen-Seins
oder relativer Schwäche erlebt, die das
Individuum in der Regel als belastend
empfindet. Zumindest zu Beginn der
individuell erlebten Dreieckssituation
sind die meisten Leistungsberechtigten
mit den „Spielregeln“ (Zuständigkeiten,
gesetzliche Rahmen, Rechte und Pflich-

ten der drei Parteien usw.) nicht vertraut.
Im weiteren Verlauf schließen sich Leis-
tungsberechtigte oder deren Angehörige
unter Umständen Selbsthilfeorganisa-
tionen an, in denen Menschen mit ähn-
licher Betroffenheit eine wichtige Un-
terstützer-Rolle wahrnehmen.

Dem individuellen Leistungsanspruch
steht auf einer Seite des Dreiecks das
Feld der (potenziellen) Sozialleistungs-
träger gegenüber. Wiewohl diese ver-
pflichtet sind, die Gegebenheiten des
Einzelfalls zu berücksichtigen, erfüllen
sie einen abstrakt definierten gesetzli-
chen Auftrag, der die Handlungsmög-
lichkeiten und Ermessensspielräume
auf über-individueller Ebene eingrenzt.
Örtliche und sachliche Zuständigkeiten
sind genauso zu beachten wie Grund-
sätze der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit. Die bunte Vielfalt des Lebens
produziert regelmäßig Bedarfslagen, die
Schnittstellen zwischen einzelnen Leis-
tungsträgern berühren, was die Gewäh-
rung von Hilfen oft erschwert.

Auf der dritten Seite des Dreiecks
gruppieren sich die Anbieter sozialer
Dienstleistungen. Es treten öffentliche,
frei-gemeinnützige und privatwirtschaft-
liche Anbieter auf. Ihre Tätigkeit wird
unter anderem durch Leitbilder, sehr
unterschiedliche Organisationsgrößen
und das Zusammenspiel von haupt-
und ehrenamtlichen Mitarbeiter(inne)n
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geprägt. Obwohl zumindest frei-gemein-
nützige Organisationen einen Teil ihrer
Aktivitäten über Spenden finanzieren
können, sind professionelle Dienstleis-
tungen wie Pflege und Betreuung auf
eine kostendeckende Finanzierung durch
die Leistungsträger angewiesen.

So hält jede der drei Parteien einen
Zipfel des Dreiecks in den Händen und
gemeinsam bilden sie den Status quo
der Sozialen Infrastruktur ab. Während
eine Partei aus höchstpersönlicher Be-
troffenheit berührt ist, sehen es die bei-
den anderen Parteien oft als unprofes-
sionell und unrealistisch an, sich empa-
thisch auf die persönlichen Details
jedes Falls einzulassen. Mit Blick auf
die bundesrepublikanische Entwicklung
der Sozialen Infrastruktur während der
letzten Jahrzehnte wäre es idealisierend,
davon auszugehen, dass die drei Partei-
en gleichberechtigt und auf Augenhöhe
zusammenwirken. Wirksame Partizipa-
tion einer Partei im Dreieck setzt je-
doch logisch voraus, dass mindestens
eine weitere Partei offen für Verände-
rungsimpulse ist.

Ein Wandel, eine Umorientierung
hin zu mehr Beteiligung und Partizipa-
tion hat aber in den letzten Jahren
durchaus stattgefunden und wurde bei-
spielsweise durch die UN-Konvention
über die Rechte der Menschen mit Be-
hinderung (UN-BRK) verstärkt.

Teilhabe und Partizipation – 
eigentlich dasselbe?

„Wenn Teilhabe das Ziel ist, muss Teil-
habe auch der Weg sein.“ (DOBSLAW
2012, 100 ff.) So einleuchtend diese
von Gudrun Dobslaw formulierte For-
derung ist – wie kann sie praktisch in
Prozessen von Sozialplanung, Quar-
tiersentwicklung, Gemeinwesenarbeit
usw. erfolgen? Welche Prozessschritte
innerhalb eines Entwicklungskreislaufs
eignen sich für Teilhabe? Oder ist Teil-
habe als fortgesetztes Qualitätsmerk-
mal aller Entwicklungsschritte über-
haupt vorstellbar?

Vor der Diskussion darüber, wie, wie
viel und wo Teilhabe, insbesondere von
Menschen mit Lernschwierigkeiten zu
verankern ist, lohnt sich ein Blick auf
die Begrifflichkeiten.

Einen zentralen Hinweis gibt Artikel
1 der UN-BRK, die in der englischspra-
chigen Fassung zitiert wird, in der – im
Unterschied zur deutschen Überset-
zung – der Begriff der Partizipation
erkennbar wird:

„Article 1 Purpose

The purpose of the present Conventi-
on is to promote, protect and ensure
the full and equal enjoyment of all
human rights and fundamental free-
doms by all persons with disabilities,
and to promote respect for their inhe-
rent dignity. 

Persons with disabilities include tho-
se who have long-term physical, men-
tal, intellectual or sensory impairments
which in interaction with various bar-
riers may hinder their full and effecti-
ve participation in society on an equal
basis with others.” [Hervorhebungen:
d. Verf.]

Vollständige und wirksame (effective)
Partizipation an der Gesellschaft ist so-
mit eine Frage allgemeiner Menschen-
rechte und persönlicher Freiheiten, die
die Würde des Menschen betreffen.

Im deutschsprachigen Raum wird
Partizipation gern in Bindestrich-Wörter
mit Teil-… umschrieben. So nennt KAR-
DORFF (2010, 267) die Dimensionen:

> Teil-Sein im Sinne von Dazugehö-
ren, Einbindung, Anerkennung und
Wertschätzung;

> Teilhabe als Zugang zu allen zentra-
len Lebensbereichen, gerade auch
außerhalb der professionellen Hilfe-
systeme;

> Teilnahme zum Beispiel durch bür-
gerschaftliches Engagement und
dessen Förderung sowie Wirkung.

Weitere Hinweise gibt SEIFERT (2011,
211 ff.), die von Ermutigung und Befähi-
gung zur Selbstvertretung spricht. Dies
stehe im Zusammenhang mit der Orga-
nisation der Mitwirkung (z. B. durch
Beiräte und Selbsthilfestrukturen). Fer-
ner gehe es darum, Gelegenheitsstruktu-
ren für Begegnungen und eine rechtlich-
institutionelle Verankerung zu schaffen.
Im weiteren Verlauf dieses Textes wer-
den die Begriffe Teilhabe, Beteiligung
und Partizipation synonym verwendet,
wiewohl dem Verfasser bewusst ist, dass
im wissenschaftlichen Kontext durchaus
Abgrenzungen vorgenommen werden.

Richtig ist: Die Beteiligung von Men-
schen mit und ohne Behinderung an
Entscheidungen und Entwicklungen in
ihrem Lebensumfeld ist Ausdruck von
Respekt vor der Würde des Individu-
ums, Anerkenntnis von Gleichberechti-
gung und Merkmal vitaler Demokratie.
Insofern ist Partizipation durchaus als
Selbstzweck zu begreifen. Aber was
sind die Triebkräfte und Motive für

Menschen mit und ohne Behinderung,
sich partizipativ zu engagieren? Hierzu
gibt AUTRATA (2013, 16 ff.) folgende
Erklärung: Fast jeder Mensch hat ein
tiefempfundenes, subjektives Gerech-
tigkeitsempfinden. Dies steht im Zusam-
menhang einer Selbst- und Umfeld-
Wahrnehmung (das Ich als Teil eines
umgebenden Ganzen). Eine subjektiv
erlebte (benachteiligende) Ungleichheit
wird als massives Manko der Lebens-
qualität erlebt und kann ein starker
handlungsauslösender Impuls (Ungleich-
heitsaversion) sein. Autrata analysiert,
dass Partizipation als Versuch von Indi-
viduen verstanden werden kann, auf das
subjektiv wahrgenommene Ganze so
Einfluss zu nehmen, dass sich die Le-
bensqualität für das Individuum (Teil)
oder für das Umfeld insgesamt (Gan-
zes) erhöht.

Diese Überlegungen machen deut-
lich, warum wirksame Partizipation in
einem so engen Zusammenhang mit
der Menschenwürde steht: Eine fort-
währende Benachteiligung wahrneh-
men und ohnmächtig erdulden zu müs-
sen, ist tatsächlich entwürdigend.

Spätestens seit dem steil ansteigen-
den Bekanntheitsgrad des Partizipati-
onsbegriffs wurden zahllose Methoden
und Instrumente kreiert, die Handlungs-
ansätze für die Praxis versprechen. Die
österreichische Initiative www.partizi-
pation.at (angegliedert dem Lebensmi-
nisterium Österreichs) listet allein 34
Methoden von „Agenda Konferenz“ über
„Ephesos-Modell“ bis hin zu „World
Café“ und „Zukunftswerkstatt“ auf und
sicher lässt sich diese Liste fortführen. 

Steht mit dieser Vielfalt an verfügba-
ren Methoden der Partizipation von
Menschen mit Behinderung nun nichts
mehr im Wege? DOBSLAW (a. a. O.):
„Die Umsetzung von Teilhabe am ge-
sellschaftlichen Leben bleibt nicht auf
die Anwendung eines Formats […] be-
schränkt, die Frage des WIE ist ent-
scheidend.“ (Hervorhebung: d. Verf.).

Bleibt man beim Anspruch der UN-
BRK, so kommt es vor allem auf die
Effektivität, die Wirksamkeit der Parti-
zipation an. Wie groß diesbezüglich die
Bandbreite so benannter und tatsäch-
lich effektiver Partizipation ist, wird
anhand der „Leiter der Partizipation“
deutlich, die ARNSTEIN (zitiert nach
WINDISCH (2011, 235 ff.) bereits
Ende der 1960er Jahre entwickelt hat
(Abb. 1).

Die „Leiter der Partizipation“ macht
deutlich, wie sehr es darauf ankommt,
dass sich alle Seiten eines partizipati-
ven Prozesses um jene Haltung bemü-
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hen, die mit dem Stichwort „Augenhö-
he“ bezeichnet wird. Die Stufen 1 bis 5
der „Leiter der Partizipation“ bezeich-
nen ein Gefälle an Einflussnahmemög-
lichkeiten einer Seite gegenüber allen
anderen Beteiligten. Wer Informationen
nicht zutreffend oder nicht vollständig
den anderen zu Beteiligenden weiter-
gibt, tut dies meist in dem Wissen und
der Absicht, gerade jene „Augenhöhe“
zu vermeiden. Tatsächliche Partizipati-
on findet nur auf den Stufen 6 bis 8
statt. SEIFERT (a. a. O.) erinnert daran,
dass es der Befähigung zur Selbstvertre-
tung bzw. des Empowerments bedarf. 

Beteiligung und Schwache Interessen

Diese Überlegung führt zum Stichwort
„Schwache Interessen“. Beim politik-
wissenschaftlichen Ansatz „Schwache
Interessen“ werden eingeschränkte
Partizipationsmöglichkeiten von Indi-
viduen oder Gruppen dadurch erklärt,
dass ihre Vertreter(innen) über unzurei-
chende Ressourcen (z. B. bezogen auf
die eigene Artikulation, Organisations-
fähigkeiten, Mobilisierung, Durchset-
zungsfähigkeit) verfügen, eine persönli-
che bzw. strukturelle Benachteiligung
erleben und sehr geringe Machtpoten-

ziale haben. Ferner findet ihre Lebens-
situation oftmals eine geringe gesell-
schaftliche Akzeptanz und eine unzu-
reichende Repräsentation. Die defizi-
täre Situation „Schwacher Interessen“
steht natürlich in einem engen Zusam-
menhang zu relativ stärkeren Konkur-
renz-Interessen.

Wie kann die Partizipation „Schwa-
cher Interessen“ in der Praxis gestaltet
werden? Ein Beispiel dafür stellt das
Vorgehen in Münster (Westfalen) dar.
Die Vorgeschichte und erste Entwick-
lung reicht bis 1975 (!) zurück und wur-
de im Laufe der Jahre zur „Kommission
zur Förderung der Inklusion von Men-
schen mit Behinderung in der Stadt
Münster“ (KIB) weiterentwickelt (vgl.
RÜTER 2011, 203 f.). Abb. 2 zeigt die
Zusammensetzung dieses Gremiums. 

Der Auftrag der KIB umfasst die Ver-
tretung der Belange von Bürger(inne)n
mit Behinderungen im kommunalen
Bereich, die Beratung der Ratsgremien
in allen Fragen, die die Belange von
Menschen mit Behinderungen betref-
fen, (u. a. durch Abgabe von Stellung-
nahmen und Empfehlungen vor der
Beratung und Beschlussfassung in den
Fachausschüssen). Ferner regt die KIB
Maßnahmen und Entwicklungen an, 
u. a. durch Anfragen und Empfehlun-
gen gegenüber den Fachausschüssen
und dem Hauptausschuss. 

In der KIB vertreten Menschen mit
unterschiedlichsten Behinderungen ihre
Belange selbst (Menschen mit Lern-
schwierigkeiten bilden eine von acht
Gruppen) und sind in die Beratungs-
kette der Kommunalpolitik und der
städtischen Ausschüsse eingebunden.
Die Arbeit wird zudem in fünf Arbeits-
gruppen mit Themenschwerpunkten
wie „Kinder, Jugendliche, junge Er-
wachsene“ oder „Stadtplanung und
Verkehr“ organisiert. Zudem entsendet
die KIB Vertreter(innen) in acht städti-
sche Ausschüsse. Auch wenn die KIB
kein echtes Vetorecht auf Entscheidun-
gen des Stadtrats hat, so hat ihre Posi-
tionierung dennoch Gewicht und Rele-
vanz. Zu betonen ist, dass dies Ergebnis
eines mehrjährigen Entwicklungspro-
zesses war. 

Als besonderes Selbstvertretungsgre-
mium der Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten besteht daneben seit 2008 die
WiM (Wir Menschen mit Lernschwie-
rigkeiten in Münster, Vorläufer hierzu
seit 2002). In halbjährlichen Treffen
arbeiten bis zu 40 Menschen mit Lern-
schwierigkeiten an konkreten Verbes-
serungen im städtischen ÖPNV und der
verstärkten Nutzung Leichter Sprache.
(vgl. RÜTER, a. a. O.). Und im Herbst
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Abb. 1: Leiter der Partizipation (gemäß ARNSTEIN, eigene Darstellung)
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Abb. 2: Zusammensetzung der „Kommission zur Förderung der Inklusion von
Menschen mit Behinderung in der Stadt Münster“ (KIB)

KIB: 21 Mitgieder

1 Vertreter der
Seniorenvertretung

5 Sprecher der
Ratsfraktionen

1 Vertreterin der
Wohlfahrtsverbände

13 Menschen mit Behinderung
(8 Vertreter der

Behindertengruppen
+1 Unterstützerin und

5 Sprecher der Arbeitsgruppen)



2013 startete „JIPA – Jugendliche inklu-
siv politisch aktiv“ (www.facebook.com/
jipa.muenster, 25.02.14) als eine Arbeits-
gruppe des Jugendrats für Jugendliche
mit und ohne Behinderung.

Sozialraum als Bezugsrahmen 
der Beteiligung

Als wichtige Facette rückt zunehmend
auch in der Eingliederungshilfe die
sozialräumliche Ausrichtung von Leis-
tungen in den Fokus. Es ist hilfreich,
sich zunächst die fünf Grundprinzipien
des von HINTE (2011, 100 ff.) ent-
wickelten Sozialraum-Ansatzes anzu-
schauen:

1. Ansatzpunkt ist das Wollen der
Menschen.

2. Eigeninitiative und Selbsthilfe brau-
chen ggf. Unterstützung, z. B. durch
Ermutigung oder Befähigung.

3. Die Ressourcen der Menschen und
des von ihnen gebildeten Sozial-
raums dienen der Orientierung. Dies
setzt voraus, dass beide Arten von
Ressourcen bekannt sein müssen.

4. Sozialräumlich ausgerichtete Aktivi-
täten sind stets zielgruppen- und
bereichsübergreifend. angelegt. An
dieser Stelle lässt sich nicht vermei-
den, die „versäulten Strukturen“ als
Erschwernisse zu beschreiben und
zu fragen, wessen Probleme dies
praktisch sind bzw. theoretisch sein
sollten.

5. Sozialräumliche Aktivitäten zielen
auf Vernetzung und Integration so-
zialer Dienste.

Um Partizipation gerade auch von
„Schwachen Interessen“ und inklusive
sozialräumliche Entwicklungsmöglich-
keiten unter einen Hut zu bekommen,
richtet sich nun der Blick auf sozial-
raumbezogene Foren. In der Praxis hei-
ßen diese z. B. Stadtteilkonferenz, Bür-
gerversammlung usw. Doch entspre-
chen Verlauf und Ergebnisse dieser
Veranstaltungen nicht immer dem gu-
ten Willen derjenigen, die sie mit Fleiß
und Akribie vorbereiten. Aus wiederhol-
tem eigenem Erleben kann der Verfas-
ser folgende konstruktive Fragen zu
diesem Veranstaltungsformat schöpfen:

1. Auf welcher „Leiterstufe“ (siehe oben
die erwähnte Leiter der Bürger/in-
nen-Beteiligung) ist die Veranstal-
tung angesiedelt? Handelt es sich
folglich um eine Partizipationsver-
anstaltung oder wird sie nur so eti-
kettiert? 

2. Damit verbunden: Wie groß ist der
tatsächliche Gestaltungsspielraum der
Anwesenden?

3. Besteht Transparenz und Verläss-
lichkeit darüber, wie die einzelne
Veranstaltung in einen umfassenden
Prozess der Planung/Entwicklung/
Beteiligung eingebunden ist?

4. Wer bestimmt die Themen? Wie vie-
le verschiedene Themen kann eine
solche Veranstaltung realistischer-
weise und produktiv bearbeiten?

5. Ist die Veranstaltung barrierefrei und
niedrigschwellig (vgl. Der PARITÄ-
TISCHE Hessen 2013)? 

6. Wer sind die Teilnehmer(innen)? Ist
der Sozialraum in seiner ganzen Viel-
falt vertreten oder herrscht „bunt ge-
mischte Nicht-Repräsentativität“?

7. Folglich: wer fehlt? Wer ist zwar an-
wesend, aber schweigt bzw. kommt
nicht zu Wort? Besteht Augenhöhe
für „schwache Interessen“?

8. Wie werden Beschlüsse vorbereitet,
gefasst und umgesetzt? Wer setzt sei-
ne Interessen durch?

Zu bedenken ist, dass das Veranstal-
tungsformat Stadtteilkonferenz als Ins-
trument der „Massenpartizipation“ be-
schrieben werden kann. Viele Menschen
mit und ohne Behinderung scheuen
davor zurück, vor fremden Menschen-
mengen das Wort zu ergreifen – was
nicht heißt, dass sie nichts zu sagen
haben! Dies gilt umso mehr für The-
men, die in der Gesellschaft kein hohes
Ansehen haben oder bei denen die
Stichwortgeber (leider oftmals aus
Erfahrung) Diskriminierung und Stig-
matisierung fürchten. Ganz praktisch:
Wer erwartet ernsthaft, dass sich Men-
schen mit Sprachbehinderung, mit psy-
chiatrischen Lebenslagen oder Sucht-
problemen bereitwillig im Kreise ihrer
näheren und ferneren Nachbarn outen
und detailliert Problemlagen in ihrem
Sozialraum beschreiben? Es dürfte vie-
len – und so auch Menschen mit Behin-
derung – schwer fallen, vor Nachbar(in-
ne)n z. B. Erlebnisse von Diskriminie-
rung oder Isolation zu schildern und
öffentlich Lösungsansätze zu suchen. 

Eine Partizipation, die Menschen
mit Behinderung auf die Rolle begrenzt,
Rollstuhlrampen und mehr abgesenkte
Bordsteinkanten einzufordern – so all-
tagswichtig und unverzichtbar auch
diese Hinweise sind (vgl. www.wheel-
map.org und www.myhandicap.de,
29.11.13) – wird dem Ziel Inklusiver
Sozialraumgestaltung jedenfalls nicht
gerecht. 

Wenn dann noch die anwesenden
„Profis des Sozialen“ die Komplexität
der Materie, die Grenzen eigener Zu-
ständigkeiten und die insgesamt knap-
pe Lage aller öffentlichen Haushalte
betonen, entsteht eine Situation, in der
nur noch ganz verwegene oder sehr ver-

zweifelte Menschen öffentlich mit dem
Finger auf sich selbst zeigen. Kurzum:
Die an sich gute Möglichkeit sozial-
räumlicher Partizipation über Foren
scheitert in vielen Fällen am „Wie“ (s. o.
DOBSLAW) der Durchführung.

Unterstützte Partizipation 
stellt Augenhöhe her

Ist somit die sozialräumliche Partizipa-
tion „Schwacher Interessen“ ein Ding
der Unmöglichkeit? Nein! Mit der Idee
„Unterstützte Partizipation“ erscheint
zumindest für einen Teil der Menschen
mit Behinderung eine wirksame Beteili-
gung an der Entwicklung ihres Wohn-
umfelds möglich. Dies bezieht sich auf
jene Menschen, die einen Anspruch auf
Leistungen der Eingliederungshilfe ha-
ben und in wiederkehrenden Abstän-
den Hilfeplangespräche mit den zustän-
digen Trägern der Eingliederungshilfe
führen. Der Verfasser geht davon aus,
dass das Grundprinzip Unterstützter
Partizipation grundsätzlich auf einen
weitaus größeren Personenkreis anwend-
bar ist.

In den Hilfeplangesprächen wird re-
gelmäßig die Lebenslage, werden die
Ziele und Ressourcen der Leistungsbe-
rechtigten erörtert. Im Ergebnis wird
der individuelle Hilfebedarf festgestellt
und die passende Art der Bedarfsde-
ckung vereinbart. Der jeweilige Status
quo des örtlichen Angebots wirkt dabei
in gewisser Weise als limitierender Fak-
tor, d. h. wo es kein passendes Angebot
gibt, muss behelfsweise ein „ähnliches /
angrenzendes“ Angebot genutzt wer-
den oder einzelne Aspekte können
nicht berücksichtigt werden. Der zeitli-
che Umfang eines Hilfeplangesprächs
macht es kaum möglich, nach individu-
ellen, d. h. nicht-standardisierten For-
men der Bedarfsdeckung zu suchen,
geschweige denn diese zu entwickeln.

Dass dies so ist, liegt nach Ansicht
des Verfassers regelmäßig weder an den
„Lebens-Utopien“ der Leistungsberech-
tigten, noch am fehlenden Umsetzungs-
willen der Akteure aus Leistungsge-
währung und Leistungserbringung. Die
beiden letzteren sind jedoch in einem
gesetzlich und vertraglich eng normier-
ten Austauschverhältnis, das kaum je
wegen des Einzelfalls modifiziert wird.
Zudem sind die handelnden Personen
für die Institutionen meist nicht befugt,
„die Grenzen des Systems“ neu zu
interpretieren. Hierüber wachen hierar-
chisch Vorgesetzte, die wiederum von
den „Grenzkonflikten“ der Einzelfälle
mal mehr und mal weniger mitbekom-
men. Unmittelbare, lokal fundierte Ent-
wicklungsimpulse gehen so in der per-
sonalintensiven und fachlichen Kom-
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plexität der organisatorisch-bürokrati-
schen Abläufe verloren. 

So wichtig der genaue Blick auf die
individuelle Lebenslage und den Hilfe-
bedarf des Einzelfalls ist – mit den der-
zeit gängigen Methoden und Formula-
ren der Hilfeplanung wird der struktu-
relle, über-individuelle Aspekt von
Behinderung kaum erfasst. Dies steht
im Konflikt zur Definition des Behinde-
rungsbegriffs, mit dem die UN-Konven-
tion über die Rechte der Menschen mit
Behinderung arbeitet. Denn in Artikel 1
Satz 2 der UN-BRK wird gerade die
Wechselwirkung subjektiver Beeinträch-
tigungen zu (über-individuellen) Bar-
rieren betont. Infolge dieser Herange-
hensweise werden die Barrieren quasi
als gegeben angesehen und der indivi-
duelle Hilfeanspruch stellt über weite
Strecken die individualisierten Kom-
pensationsleistungen dar. Auf Ebene
des Einzelfalls ist dies auch erst einmal
unumgänglich, aber darüber gerät leicht
aus dem Blick, dass innerhalb eines
Sozialraums eine ganze Reihe weiterer
Menschen leben, die mit identischen
Barrieren zu ringen haben.

Ein Praxisbeispiel aus einer Veranstal-
tung mag das illustrieren: Aus einem
hochverdichteten, großstädtischen Sied-
lungsgebiet wurde berichtet, dass eine
inklusive Stadtteilbegehung auf einen
Fuß- und Radweg aufmerksam machte,
der aufgrund seines Zustands für viele
Bewohner(innen) des Stadtteils nicht
(mehr) als Abkürzung zu einem Ein-
kaufszentrum genutzt werden konnte.
Ähnliche Situationen gibt es wahr-
scheinlich landauf, landab reihenweise
und nur in einem Bruchteil der Fälle
befördern Stadtteilbegehungen diese
Missstände ins Bewusstsein kommuna-
ler Planungsstellen. Stellen wir uns einen
Menschen mit Mobilitätseinschränkung
und Anspruch auf Leistungen der Ein-
gliederungshilfe vor: Im Hilfeplange-
spräch wird der Wunsch geäußert, selbst-
ständig wohnen zu können, aber das
Einkaufen ist wegen jenes barrieren-ge-
prägten Wegs erschwert. Auf Ebene des
Einzelfalls wäre eine mögliche Lösung,
jemand als Unterstützung bereitzustel-
len, um den beschwerlichen Weg zum
Einkaufszentrum zu überwinden. Die
gemeinsame Barriere vieler Anwoh-
ner(innen) bleibt so möglicherweise
jahrelang bestehen – eine aufwändige,
im Kern exkludierende, kompensatori-
sche Hilfe wird mit erheblichem Kos-
tenaufwand installiert. Eine überörtli-
che Zuständigkeit für Leistungen der
Eingliederungshilfe und eine kommu-
nale Zuständigkeit für die Instandhal-
tung von Gehwegen tun ein Übriges zur
Konservierung eines problematischen
Status quo.

Die Idee Unterstützter Partizipation
setzt hier an und stellt fest: In regelmä-
ßigen Abständen könnten Leistungsbe-
rechtigte aus täglicher Praxis heraus im
Rahmen der Hilfeplangespräche Hin-
weise auf Barrieren und Entwicklungs-
bedarf in ihrem Sozialraum geben – wenn
man sie danach fragte! Wenn die ange-
wandten Methoden der Hilfebedarfs-
feststellung entsprechend um eine so-
zialräumliche Feedback-Möglichkeit er-
weitert würden. Und wenn man diese
Informationen in geeigneter Form in
sozialräumliche Entwicklungsprozesse
einspeist. Das setzt eine verstärkte Zu-
sammenarbeit verschiedener öffentlicher
Zuständigkeitsbereiche voraus. Nehmen
wir an, dass Stadtteile den äußeren Be-
zugsrahmen als Sozialraum darstellen
könnten. Wie viele Menschen mit An-
spruch auf Leistungen der Einglie-
derungshilfe mögen in 48153 Müns-
ter-Mauritz wohnen? Wäre nicht die
Zusammenschau des sozialräumlichen
Feedbacks dieser Bürger(innen) eine
wichtige Informationsquelle für die in-
klusive Entwicklung des Stadtteils? 

Die dafür notwendige technische
Umsetzung funktioniert nach dem Mus-
ter eines altmodischen Durchschlagpa-
piers: Nach Ausfüllen des Formulars
gibt es die Originalfassung, die für die
Einzelfallhilfe beim Träger der Einglie-
derungshilfe verbleibt und einen Durch-
schlag, der nur den Sozialraum und die
dazu geäußerten Aspekte aufführt, im
Übrigen aber die Anonymität wahrt.

Unterstützte Partizipation besteht
weiterhin darin, das so zusammengetra-
gene anonymisierte Feedback vieler
Einzelgespräche eines Zeitraums zu ei-
nem Sozialraum thematisch zu ordnen,
zu systematisieren und zusammenzufas-
sen, um das „aufbereitete Feedback“
dann als Beitrag in die oben geschilder-
ten Sozialraumforen einzubringen. Vor-
stellbar ist, dass dies über lokale Selbst-
hilfestrukturen oder ein Gremium wie
die aus Münster vorgestellte KiB (bzw.
eine Arbeitsgruppe dieses Gremiums)
erfolgt. Auch jemand, der die kom-
munale Planungsverantwortung für
einen Sozialraum repräsentiert oder die
Quartiersmanagerin, der Quartiersma-
nager (sofern vorhanden) kann dies
leisten. Von diesem Vortrag eines über-
individuellen Feedbacks sind versach-
lichte Diskussionen und eine Stärkung
der vormals „schwachen Interessen“ zu
erwarten. Zudem senkt dies die Hürde
zu individueller Partizipation: Wenn
Menschen mit Behinderung erfahren,
dass sie mit Barrieren aller Art in ihrem
Stadtteil nicht allein sind, sondern
innerhalb eines Jahres noch 58 andere
Bürger(innen) identische Barrieren be-
nennen, dürfte es leichter sein zu sagen:

„Mir geht es auch so, wie es gerade
geschildert wurde.“

Dafür braucht es eine geschulte und
engagierte Moderation für Stadtteil-
konferenzen, die sich der Problematik
unterschiedlich starker/schwacher Inte-
ressen und möglicher Konflikte be-
wusst ist und das Mandat hat, mittels
Moderation oder „Mediation” im wei-
testen Sinne eine Art von Ausgleich
herzustellen. Wenn man wirklich möch-
te, dass „schwache Interessen“ in einem
solchen Veranstaltungsformat Gehör
finden, ist es sinnvoll, Selbstvertrete-
r(innen) dieser Interessen(gruppen) ge-
zielt im Vorfeld anzusprechen, gezielt
einzuladen, gezielt eine wirksame Be-
teiligung vorzubereiten, vielleicht sogar
gemeinsam einen passenden Veranstal-
tungsablauf zu gestalten.

Bei Unterstützter Partizipation han-
delt es sich also um ein Vorgehen auf
zwei Ebenen: einerseits die bisher prak-
tizierte Form der einzelfallbezogenen
Hilfen, die ab dem Zeitpunkt der Hilfe-
plan-Aufstellung greift. Andererseits die
Ebene der sozialräumlichen Struktur,
in der sich das Alltagsleben der Men-
schen mit Behinderung abspielt und wo
Verbesserungen einer Vielzahl von Bür-
ger(inne)n das Leben erleichtern. Bei-
des ist aus Sicht des Verfassers unab-
dingbar, keinesfalls soll Unterstützte
Partizipation die Einzelfallhilfe beein-
trächtigen.

Und noch ein Vorteil lässt sich über
Unterstützte Partizipation realisieren:
die Weiterentwicklung von sozialen
Dienstleistungen unterschiedlicher An-
bieter im Sozialraum. Die Ausgangslage
ähnelt der oben geschilderten Situation
zu baulichen Barrieren: Der individuell
Leistungsberechtigte mag im Hilfeplan-
gespräch durchaus Ideen für Angebote
haben, die seinem Bedarf entsprechen,
aber im jeweiligen Sozialraum nicht
verfügbar sind. Bleibt man bei der
Betrachtung des Einzelfalls stehen, ist
klar, wie gering die Chance auf Ver-
wirklichung dieses Bedarfs ist, da
weder der öffentliche Leistungsträger
noch ein Leistungsanbieter auf Grund-
lage eines Einzelfeedbacks die Ange-
botsstruktur verändern dürften. Selbst
wenn eine Bezugsbetreuungskraft eines
Leistungsanbieters in einem Hilfeplan-
gespräch anwesend ist und den Bedarf
an einem spezifischen Angebot – „Ich
möchte gern einmal pro Woche einen
Tanzkurs machen oder bowlen gehen
… am liebsten am Samstagabend“ –
hört und dies innerhalb der eigenen
Organisation vorträgt: Wie groß ist die
Chance, dass man diesen Einzelwunsch
angesichts notwendiger Kostendeckung
wird realisieren können?
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Ergibt nun aber das zusammenge-
fasste Feedback von z. B. 15 Bewoh-
ner(inne)n eines Sozialraums einen sol-
chen Bedarf an (inklusiven) Tanzkursen
oder Bowlingabenden, stellt sich die
Sache anders dar. Dann kann es sich für
Leistungsanbieter lohnen, ein neues
Angebot zu schaffen, dann kann es sich
für den Betreiber einer Bowlingbahn
lohnen, mögliche Barrieren der Anlage
abzubauen, dann kann die lokale Tanz-
schule darüber nachdenken, ob sie ein
inklusives Kursangebot machen möch-
te … So kann über einen dauerhaften
Prozess schrittweise ein inklusionsna-
her Sozialraum entwickelt werden.

Eines ist klar und kann nicht genug
betont werden: Partizipation ist keine
Eintagsfliege! Partizipation läuft umso
besser ab, je geübter sie stattfindet –
daher braucht es eine eindeutige und
zuverlässige Grundlage, d. h. verbindli-
che Absprachen und dauerhafte Struk-
turen. Wie so etwas aussehen kann, ver-
sucht die Abbildung 3 zu skizzieren.
Demnach handelt es sich um einen
fortschreitenden Prozess – das gilt für
die Methodik Unterstützte Partizipa-
tion in besonderem Maße.

Von links nach rechts gelesen be-
schreibt die Abbildung 3 den Prozess-
verlauf wie folgt: Ein Mensch mit Be-
hinderung und Anspruch auf Leistun-
gen der Eingliederungshilfe stellt seine
Lebenssituation und seinen Unterstüt-
zungsbedarf in einem Hilfeplange-
spräch dar. Idealerweise wird im Rah-
men des Gesprächs genau miteinander
verabredet, welche Unterstützungsleis-
tungen erforderlich sind, wie und ggf.
durch welchen Leistungsanbieter diese
erbracht werden und wann man erneut
zusammenkommt. Die individuelle Be-
darfsdeckung kann dann mit dem
Angebot ansetzen, das zu jenem Zeit-
punkt im Sozialraum (Abb. 3: orange
unterlegte Felder) verfügbar ist. Zugleich
werden die Hinweise auf sozialräumli-
che Schwierigkeiten und Barrieren, die
sich aus dem einzelnen Hilfeplange-
spräch ergeben, in anonymisierter Form
zusammen mit den Hinweisen aller
anderen Leistungsberechtigten aus dem
beispielhaften Sozialraum 48153 Müns-
ter-Mauritz gesammelt. Der grau gefärb-
te Zeitstrahl bildet gewissermaßen die
Linie zwischen der individuellen Ebene
(oben) und der sozialräumlichen Ebene
(unten). 

Die Hinweissammlung wird einer
Stelle für Stadtentwicklung, einem
Quartiersmanagement-Büro oder einem
gemeinwesenbezogenen Akteur zuge-
leitet. Einmal im Jahr (beispielsweise)
werden diese Sozialraum-Hinweise zu-
sammengefasst, thematisch oder klein-
räumig geordnet und analysiert. Hie-
raus ergibt sich ein Mosaikbild von so-
zialräumlichen Entwicklungsansätzen.
Diese Arbeit kann ebenfalls partizipativ
mit engagierten Bürger(inne)n des
Sozialraums durchgeführt werden. Die
so erarbeiteten, verdichteten Hinweise
können dann in einem allgemeinen
Sozialraum-Forum vorgestellt (Abb. 3:
orange gerahmt) und diskutiert werden,
möglicherweise bereits mit Lösungsvor-
schlägen. Selbstverständlich ist die Be-
teiligung der „Feedbackgeber(innen)“
an diesen Sozialraumforen sehr wün-
schenswert! Die Umsetzung der Lö-
sungsvorschläge führt so in einem fort-
laufenden Prozess zu einer zunehmen-
den Öffnung des Sozialraums bzw. zu
einem schrittweisen Abbau von Barrieren. 

Auf Ebene der Individuen kann die-
se Entwicklung des Umfelds wiederum
in den Hilfeplangesprächen thematisiert
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Abb. 3: Prozessskizze Unterstützte Partizipation (eigene Darstellung)



werden, mit der Folge, dass zwischen-
zeitlich abgebaute Barrieren auch eine
Anpassung der notwendigen Unterstüt-
zungen nach sich ziehen. Gleichzeitig
gibt es möglicherweise neue Themen, die
den Leistungsberechtigten aus 48153
Münster-Mauritz unter den Nägeln
brennen und hier wiederum setzt die
nächste Schleife Unterstützter Partizi-
pation an.

Erst die so praktizierte langfristige
Herangehensweise macht „große The-
men“ handhabbar, indem man sie in
kleine Arbeitsschritte zerlegt, die nach
und nach, aber mit einem klaren Ziel
verwirklicht werden. Die langfristige
Perspektive hilft auch, Frustrationen
bei allen Beteiligten zu vermeiden. Kaum
eine Bürgerin, ein Bürger mit oder ohne
Behinderung wird erwarten, dass plötz-
lich paradiesische Verhältnisse ausbre-
chen. Aber immer mehr erwarten, als
Bürger(in) ernst genommen und betei-
ligt zu werden. Dies vorausgesetzt stei-
gen auch die Chancen auf Selbsthilfe
und Engagement.

Selbstverständlich macht jede Form
von wirksamer Partizipation Arbeit.
Und natürlich wachsen über Nacht kei-
ne neuen Budgetmittel heran, um über-
örtlich und örtlich zuständigen Stellen
zusätzliche Aufgaben und Umsetzungs-
möglichkeiten zu gestatten. Die vertiefte
Verständigung und eine Kultur des auf-
einander Zugehens der professionellen
Akteure können helfen, gemeinsame
Interessen und Perspektiven zu erarbei-
ten. Nur dadurch kann erreicht werden,
dass aus Schnittstellen in der Leistungs-
systematik Nahtstellen werden, die dem
Nutzen der Bürger(innen) dienen.

Die oben beschriebenen alltäglichen
Beispiele zeigen, dass hier ein erhebli-
ches Potenzial zu strukturellen Verbes-
serungen einerseits und langfristigen
Kostenersparnissen ohne Qualitätsein-
bußen (!) andererseits besteht. Um den
Arbeitsaufwand zu begrenzen, ist bei-
spielsweise vorstellbar, nach und nach
einzelne Themenfelder für Unterstützte
Partizipation zu bearbeiten, d. h. gezielt
Feedback zu diesen einzuholen. So
könnten alle Hilfeplangespräche im Jahr
2014 bspw. das Thema „barrierefreie
Mobilität“ besonders berücksichtigen,
im Jahr 2015 ginge es dann vielleicht um
„inklusive Erwachsenenbildung“, im
Jahr 2016 um „Sport und Freizeit im
Stadtteil“ …. Ein bisschen wirksame
Partizipation auf Dauer ist jedenfalls viel
besser als der große Wurf, der schon in
der Konzeption steckenbleibt!

Da nun längst nicht alle Menschen
mit Behinderung über Hilfeplangesprä-
che erreicht werden, wäre ein weiterer

logischer Schritt, die Möglichkeit Unter-
stützter Partizipation auch allen ande-
ren zu ermöglichen. Steht also im Früh-
jahr 2015 eine Sozialraumkonferenz in
Münster-Mauritz an, die sich Zeit
nimmt, das im Jahr 2014 gesammelte
Feedback zu „barrierefreier Mobilität“
darzustellen, könnte auf dieses Thema
durch Öffentlichkeitsarbeit schon früh-
zeitig hingewiesen werden, sodass auch
alle anderen Menschen mit und ohne
Behinderung, die in Münster-Mauritz
leben, sich dazu Gedanken machen
und diese ggf. einbringen können. In-
klusion einfach machen! 
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Kurzfassung: 
Dieser Text gibt Antworten 
auf die Fragen:
Wo kommt die Idee von der 
Person-zentrierten Begleitung her? 
Was ist Person-zentrierte Begleitung?
Was ist Sozialraum-Orientierung? 
Wie geht Sozialraum-Orientierung? 
Welche Probleme gibt es? 

Bevor ich anfange, 
muss ich ein paar Dinge erklären: 
Ich schreibe über ein schwieriges Thema.
Ich versuche, alles in einfachen Worten
zu erklären. In den Kästchen stehen
wichtige Dinge. Wichtige Dinge sind
in Leichter Sprache geschrieben.

Wie es anfing: 
Die Person-zentrierte Gesprächs-Psychotherapie 

Die ältesten Texte, die ich gefunden habe, sind von Carl
ROGERS, einem großen Psychologen und Therapeuten. Er
hat in den 1950er Jahren die Person-zentrierte Gesprächs-
Psychotherapie erfunden. (Mehr über Carl ROGERS steht
im Internet: http://www.carlrogers.de/)

Zuerst ging es um Menschen, die schwere seelische Pro-
bleme haben und die Hilfe benötigen. Sie haben eine seeli-
sche Behinderung oder sind psychisch krank.

Was hat ein Fahrrad mit Sozialraum-Orientierung zu tun?
– Oder: Warum Person-zentrierte Hilfe sich am Sozialraum orientieren muss  

Person-zentriert bedeutet: 
Es geht um die einzelne Person. 

Das ist wichtig: 
Was die Person über ihr Leben denkt.
Wie die Person ihre Probleme sieht.
Das ist dabei nicht wichtig: 
Was denken andere Menschen?
Was denken die Eltern? Was denken
die Betreuer? Was denken die Ärzte?
Was denken die Behörden? 

Gesprächs-Therapie meint: Die Person
und der Therapeut reden miteinander. 
Das gehört nicht zu der Therapie: 
Medikamente, Hilfsmittel, Übungen,
Förderprogramme. 

Die Idee der Person-zentrierten Gesprächs-Psychothera-
pie ist die bedingungslose positive Wertschätzung gegenüber
der Person des Ratsuchenden mit ihren Schwierigkeiten und
Eigenheiten. 

Das bedeutet: Ich nehme Dich an wie Du bist. Du bist mir
wichtig.

Die Beziehung zwischen Person und Therapeut ist beson-
ders wichtig. Person-zentrierte Gesprächs-Psychotherapie
funktioniert nicht nebenbei. 

Der Therapeut muss ein paar Dinge können, damit die
Therapie klappt:

| Teilhabe 2/2014, Jg. 53, S. 82 – 91

| VORBEMERKUNG Kann man wissenschaftliche Texte bzw. Aufsätze in leichter Sprache schreiben? Was nützen „Inklusion“ und
„Teilhabe“, wenn wir unsere Gedanken/Ideen nicht mit den Betroffenen diskutieren (können), weil diese uns nicht verstehen, wir ihnen
die Teilhabe mit unserer Sprache verweigern? Dieser Text entstand aus einem Vortrag für Menschen mit Lernschwierigkeiten und ist in
doppelter Hinsicht ein Versuch. Zum einen der Versuch, Menschen mit Lernschwierigkeiten die Theorie der Sozialraum-Orientierung
verständlich zu machen. Zum anderen der Versuch, einen wissenschaftlichen Beitrag in der „Teilhabe“ – wenn auch nicht ganz in Leich-
ter Sprache – in einer sehr zugänglichen Form abzudrucken. Er ist eine Herausforderung und wir sind gespannt auf Ihre Reaktionen.

Imke Niediek



> Er muss die Person, die Hilfe möchte, achten ohne Bedin-
gungen. Das bedeutet: Er darf nicht sagen: Ich mache mit
Dir erst die Therapie, wenn Du jeden Tag arbeiten gehst.

> Er muss sich in die Person einfühlen und verstehen,
warum sie so handelt. Das bedeutet: Er darf nicht sagen:
Was du machst, ist falsch. Er muss fragen: Warum machst
Du das so? Was ist für Dich wichtig?

> Aber das Schwierigste ist: Der Therapeut muss kongruent
bleiben. Kongruent bedeutet: Der Therapeut muss so
handeln und sprechen, wie es zu ihm passt. Zum Beispiel:
Er muss versuchen zu verstehen, warum zum Beispiel ein
Mann seine Frau schlägt. Aber er soll auch zeigen, dass er
das nicht gut findet. 

Wie läuft nun eine Person-zentrierte Gesprächs-Psycho-
therapie ab? (Siehe auch ROGERS 1992)

Ich stelle mir die Phasen der Therapie wie ein Gespräch
vor. Die Person mit dem Problem heißt zum Beispiel Stefan.
Sie könnte auch Hans oder Rita heißen. Die Sätze von Ste-
fan habe ich in blau aufgeschrieben. Die Sätze des Therapeu-
ten sind orange.

Stefan geht zum Therapeuten und sagt: 
Ich habe ein Problem. Bitte mach mir
das Problem weg. 

Aber so geht die Therapie nicht. 
Deshalb sagt der Therapeut: 
Ich kann dein Problem nicht lösen.
Aber ich höre dir zu.

Stefan fängt an zu erzählen. Er soll alles sagen, was ihm
wichtig ist. Er sagt, was der Therapeut wissen soll, um das
Problem zu verstehen. Beim Reden sieht Stefan schon klarer,
weil er überlegen muss, was der Therapeut wissen soll. Der
Therapeut soll nur zuhören und sich interessieren. Er soll
Fragen stellen, die Stefan helfen, das Problem zu verstehen.
Aber es geht nicht darum, wer Schuld hat. Es geht nicht
darum, ob Stefan etwas falsch gemacht hat. 

Der Therapeut soll zusammenfassen, was er verstanden
hat. Er soll sagen, wie sich der Klient gefühlt hat. 

Stefan fühlt sich dadurch 
verstanden und sagt: 
Ja, genauso habe ich es gemeint. Ich
fühle mich endlich richtig verstanden.

Der Therapeut kann jetzt 
Hilfe anbieten: 
Du findest selbst eine Lösung. 
Dafür musst Du die guten und die
schlechten Dinge in Deinem Leben
sortieren. Ich helfe Dir dabei. 
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Hilfe meint eine Hilfe, die Dinge klarer zu sehen. Dazu
schaut sich der Therapeut mit Stefan die wichtigen Dinge in
seinem Leben an. Sie sortieren und ordnen, was Stefan erzählt
hat. Stefan bekommt einen Überblick über sein Leben. 

Stefan kann dann sagen: 
Ich sehe, was gut läuft. 
Ich sehe, was ich ändern möchte. 
Stefan möchte selbst etwas verändern. 

Der Therapeut sagt nicht, 
was Stefan ändern soll. 
Aber er bietet wieder Hilfe an:
Ich helfe Dir, damit Du Deinen eigenen
Weg findest. Ich helfe Dir, die schlechten
Dinge in Deinem Leben zu verändern.

Es geht also nicht darum, Stefan 
die Verantwortung abzunehmen. 
Sondern Stefan soll seinen eigenen
Weg finden. 

Wenn alles gut klappt, 
sagt Stefan am Ende:
Ich weiß jetzt, was ich anders machen
will. Ich kenne neue Wege, um mein
Leben zu ändern.

Person-zentrierte Begleitung 

Der Person-zentrierte Ansatz, wie Rogers ihn beschrieben hat,
verändert sich in der Begleitung von Menschen mit Behinde-
rungen. 

Person-zentrierte Begleitung ist 
anders als Person-zentrierte
Gesprächs-Psychotherapie:
Personen-zentrierte Begleitung ist für
jeden Menschen anders. Deshalb gibt
es keine genaue Vorschrift für gute
Begleitung. Es wird nicht nur geredet.
Man kann auch andere Dinge machen.
Man kann neue Ideen ausprobieren. 
Es sollen viele Menschen mitmachen,
zum Beispiel Freunde oder die Familie.



Und auch ein deutsches Gesetz, der Paragraf 1 im Sozial-
gesetzbuch IX, erklärt das Recht auf Selbstbestimmung und
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zum Grundprinzip.

Was aber ist nun eigentlich mit Teilhabe gemeint? Und
was sind reduzierte Teilhabechancen?

Was ist Teilhabe?

Lassen Sie mich dazu wieder von Stefan erzählen (die Idee
für dieses Beispiel stammt von Ingrid ROBEYNS (2000, 5 f.):

Stefan möchte mit dem Fahrrad in die
Stadt fahren. Vielleicht will er einkaufen
oder Freunde besuchen. Vielleicht will
er ein bisschen Sport machen.

Wichtig ist: 
Stefan hat nicht nur einen 
Wunschtraum. Stefan hat ein echtes
Interesse. Stefan möchte ein Ziel 
erreichen. Was braucht Stefan, um
mit dem Fahrrad in die Stadt zu fahren?
(vgl. Abb. 1)

Zuerst braucht Stefan ein Fahrrad. 

Wenn er kein Fahrrad hat, kann er bei Freunden oder
einem Fahrradverleih ein Fahrrad leihen. Würde Stefan auf
Helgoland leben, hätte er ein Problem. Denn auf Helgoland
ist Fahrrad fahren verboten.

Das ist wichtig: Stefan muss Fahrrad
fahren können. 

Das heißt: Es muss ihm jemand zeigen, wie man Fahrrad
fährt. Vielleicht braucht er am Anfang Stützräder oder je-
manden, der ihn fest hält, damit er nicht umkippt. 

Stefan braucht eine Straße oder einen
Radweg. 

Wer schon einmal mit Fahrrad über eine Wiese oder einen
Kartoffelacker fahren wollte, weiß, wie praktisch eine Straße ist.

Dann kann Stefan mit dem Fahrrad in
die Stadt fahren. 
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Es geht nicht nur um die Person und
ihre Probleme. Oft ist das Umfeld das
Problem. Oft muss sich das Umfeld
verändern, nicht die Person. 

Manchmal macht die Person eine „Persönliche Zukunfts-
planung“. 

„Persönliche Zukunftsplanung“ hilft, wenn man etwas in
seinem Leben ändern möchte. „Persönliche Zukunftspla-
nung“ hilft, eigene Wege zu finden. 

Anbieter von Hilfen müssen die Klienten fragen, welche
Wege sie gehen wollen und welche Hilfe sie dafür möchten. Die
Anbieter von Hilfen müssen überprüfen, ob ihre Hilfe-Ange-
bote dazu passen. Wenn nicht, müssen sie ihre Hilfe ändern.

Was passiert, wenn es nicht mehr um einen Klienten und
sein Problem geht, sondern ich mir das Umfeld anschaue?
Was passiert, wenn sich die Hilfe nicht mehr an den Men-
schen, sondern sein Umfeld richtet? Der Begriff „Sozial-
raum-Orientierung“ meint genau das. 

Behinderung als behinderte Teilhabe verstehen

Die Erklärung ergibt sich, wenn man die Idee einer personen-
zentrierten Begleitung von Menschen mit Behinderungen
weiter denkt.

Iris BECK, eine Professorin aus Hamburg und ihr Mitar-
beiter Daniel FRANZ haben vor einigen Jahren erklärt: 

Was mit Behinderung im Kern gemeint ist, sind reduzier-
te und nicht gleichberechtigte Teilhabechancen an sozialen
Beziehungen und gesellschaftlichen Handlungsfeldern (vgl.
FRANZ 2008, 23). 

Behindert ist ein Mensch nicht, weil er
einen Rollstuhl benutzt. Oder weil er
nur langsam lernt. Oder weil er nicht
mit dem Mund sprechen kann und
deshalb Bildkarten benutzt. 

Behindert wird ein Mensch, wenn 
die Regale im Supermarkt zu hoch
sind. Oder wenn schwierige Wörter
nicht erklärt werden. Oder wenn 
niemanden interessiert, was dieser
Mensch zu sagen hat.

Diese Idee haben auch andere Wissenschaftler. 
International ist dieses Verständnis vor allem durch die

ICF, der international classification of functioning, disability
and health, als allgemeine Definition von Behinderung ver-
breitet worden. 

Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen beschreibt Diskriminierung und Ausschluss
von Menschen mit Behinderungen als Verletzung der Men-
schenrechte.
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Er hat die Chance, seinen Wunsch zu verwirklichen. Des-
halb nennt man das Verwirklichungschancen. 

Das ist wichtig: 
Stefan kann selbst bestimmen:
Er kann auch mit dem Bus fahren.
Oder er kann zu Fuß gehen. 

Wirklich gelungene Teilhabe wird aus der Geschichte 
nur deshalb, weil Stefan Fahrrad fahren möchte und nicht
dazu gezwungen ist, weil es zum Beispiel keinen Bus und
keine Straßenbahn gibt. Muss er in die Stadt fahren oder
kann er seine Freunde vielleicht auch im Internet über face-
book treffen?

Erst die verschiedenen Wahlmöglichkeiten machen aus
der Geschichte eine Geschichte über Teilhabechancen.

Amartya SEN, von dem die Idee der Teilhabechancen ur-
sprünglich kommt, nannte ein anderes Beispiel: Eine Diät zu
machen, ist etwas ganz anderes, als hungern zu müssen,
obwohl das Ergebnis auf den ersten Blick das gleiche ist (vgl.
SEN 2000, 97).

Abb. 1: Teilhabechancen am Beispiel von Stefan, Symbole: METACOM, Annette Kitzinger

Abb. 2: In Anlehnung an: Peter Bartelheimer (2009), 9, Abb. 1: Wie Teilhabe „funktioniert“ – ein Modell frei nach Amartya Sen

Verwirklichungschancen

Wahlmöglichkeiten,
Handlungsspielräume

Persönliche,
gesellschaftliche Ziele

Rechte/Ressourcen

Gesellschaftliche
Umwandlungsfaktoren

Individuelle
Umwandlungsfaktoren

Teilhabeergebnis
(Lebenslage)



> Teilhabe ist dynamisch.
Das bedeutet: Im Laufe unseres
Lebens werden andere Menschen
wichtig für uns. Zum Beispiel: 
Im Kindergarten sind die anderen 
Kinder wichtig. In der Ausbildung
sind die Kollegen wichtig. Später
sind vielleicht Freunde aus dem
Kegelklub oder dem Sportverein
wichtig. Teilhabe entsteht neu,
wenn man älter wird. Teilhabe ist 
nie fertig. 

> Teilhabe ist wichtig.
Teilhabe ist das Ziel von guter Hilfe. 

Es reicht nicht, nur den Menschen und seine Probleme
anzuschauen. Man muss sich sein Umfeld anschauen und
wie er lebt. Teilhabe ist der Grund, warum Anbieter von Hil-
fen für Menschen mit Behinderungen Sozialraum-Orientie-
rung machen müssen. 

Sozialraum

Was ist ein Sozialraum? 

1. Ein Sozialraum ist ein Ort. Ein Sozial-Raum besteht aus
Straßen, Häusern, vielleicht einem Park oder Spielplatz,
Geschäften, Schulen usw. Manchmal ist ein Sozialraum
ein Stadtteil oder ein Stadtbezirk.

2. Der Raum kann unterschiedlich groß sein. Für Men-
schen, die kaum laufen können oder die sich nicht gut
orientieren können, ist der Sozialraum vielleicht sehr
klein. Er besteht nur aus einer Straße oder nur aus der
eigenen Wohnung. Für andere Menschen findet der So-
zialraum vielleicht im Internet statt. Dann ist es ein 
weltweiter Raum. Deshalb besteht der Sozialraum nicht
nur aus Gebäuden und Straßen, also aus Dingen, die 
man anfassen kann. 

3. Es geht bei einem Sozialraum darum, wie die Menschen
miteinander leben. Welche Gruppen gibt es? Wo halten
sich die Menschen gerne auf, welche Orte meiden Sie und
warum? Wer kennt wen? Welche Regeln gibt es? 

PIERRE BOURDIEU (1985) stellt sich
den Sozialraum so vor: 

Man muss anschauen, wie die 
Menschen wohnen. So kann man
etwas über die Menschen lernen.

Ich möchte das Modell jetzt noch einmal mit den schwie-
rigen Wörtern erklären, die Peter BARTELHEIMER (vgl.
2007, 8) benutzt. Er ist übrigens kein Behindertenpädagoge,
sondern Volkswirt und Politologe und beschäftigt sich mit
dem Arbeitsmarkt und Gerechtigkeit in Deutschland.

Die Verteilung der materiellen Ressourcen und Rechtsan-
sprüche innerhalb einer Gesellschaft sind die grundlegende
Bedingung für Teilhabe. 

Um diese aber verwirklichen zu können, brauchen die
Individuen zum einen individuelle Umwandlungsfaktoren
im Sinne von Fähigkeiten und zum anderen gesellschaftliche
Umwandlungsfaktoren im Sinne von Infrastrukturen, die die
Umwandlung genereller Teilhabemöglichkeiten in konkrete
Verwirklichungschancen erlauben. 

Das Teilhabeergebnis oder die Lebenslagen der Menschen
sind dann daraufhin zu bewerten, ob auch alternative Ergeb-
nisse möglich gewesen wären, d. h. ob die gesellschaftlichen
Umwandlungsfaktoren auch Wahlmöglichkeiten und Ent-
scheidungsspielräume für die Person eröffnen.

Peter BARTELHEIMER hat über das
Wort Teilhabe nachgedacht. Er sagt:

> Teilhabe ist historisch relativ. 
Das bedeutet: Was wir unter 
Teilhabe verstehen, verändert sich 
im Laufe der Zeit.

> Teilhabe ist mehrdimensional.
Das bedeutet: Teilhabe gibt es in 
der Arbeit, in der Familie oder in 
der Freizeit. Zum Beispiel: Eine Frau
fühlt sich mit den Kollegen auf der
Arbeit sehr wohl. Aber sie hat nur
wenige Freunde. Sie möchte andere
Menschen kennen lernen. 

> Es gibt mehrere Stufen von Teilhabe. 
Das bedeutet: Mit einigen 
Menschen verstehe ich mich gut.
Sie sind wichtig für mich. 
Mit einigen Menschen rede ich 
nur ab und zu. Sie sind nicht so
wichtig für mich. Zum Beispiel: 
Ich habe viele Bekannte. Aber ich
habe nur wenig gute Freunde. 
Ich bin im Sportverein. Aber die
anderen Sportler nehmen mich
nicht ernst. 
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Teilhabe entsteht im Sozialraum

Im Sozialraum passiert Teilhabe. Deshalb ist Sozialraum-
Orientierung nicht etwas Zusätzliches, sondern wichtig,
wenn man Menschen mit Behinderungen unterstützt. Das
Ziel sozialraum-orientierter Arbeit ist es nicht, die Men-
schen zu ändern, sondern das Umfeld, in dem sie leben (vgl.
HINTE & TREESS 2007, 30).

Menschen leben zuerst im Sozialraum.
Durch Sonder-Einrichtungen für 
Menschen mit Behinderungen werden
sie aus dem Sozialraum heraus
genommen. 

Zum Beispiel: Eine Behinderten-
Sportgruppe im örtlichen Sportverein
ist eine gute Sache. Aber Sozialraum-
Orientierung ist das noch nicht. 
Die Behinderten-Sportgruppe ist 
ein besonderes Angebot für 
Menschen mit Behinderung. 

Sozialraum-Orientierung fragt: 
Was braucht der Sportverein, 
damit Menschen mit und ohne 
Behinderungen zusammen Sport
machen können? 

THIMM hat bereits 2001 darauf hingewiesen, dass die „in-
dividuumbezogene Perspektive […] nun aber dringend der Er-
gänzung durch eine sozialräumliche Perspektive, die die Ge-
staltung des Gemeinwesens in den Blick nimmt [bedarf]“ (355).
Er war der Ansicht, dass Person-zentrierte Begleitung nur dann
sinnvoll ist, wenn gleichzeitig die Bedingungen im nahen
sozialen Raum verändert werden. Im nahen sozialen Raum
werden Teilhabe und Integration im Alltag Wirklichkeit. Dort
entstehen die Beziehungen zwischen Menschen. Dort können
sie mitmachen. Deshalb muss die Arbeit dort ansetzen. 

Das klingt ja erst einmal ganz prima. Aber ganz so einfach
ist es nicht. Sonst würden es ja schon alle machen!

Fabian KESSL und Christian REUTLINGER haben sich
schlechte Beispiele für Sozialraum-Orientierung genauer
angeguckt. Sie haben Probleme aufgeschrieben, die entste-
hen können (2010, 127 ff.): 

> Homogenisierungs-Problem
Das bedeutet: Wir tun so, als ob alle
das gleiche wollen. Wir tun so, als
ob alle die gleiche Hilfe brauchen.

Menschen verändern die Orte, wo sie
leben. Dadurch zeigen sie, was sie
gerne mögen. Sie zeigen, wie sie 
gerne sein wollen. Sie zeigen, was 
sie über andere Menschen denken. 

Zum Beispiel: Ich habe Angst vor 
Einbrechern. Darum mache ich ein
Schloss vor die Tür. Oder ich baue
eine Mauer um mein Haus. Ich 
hänge Gardinen vor mein Fenster.
Weil ich es gerne gemütlich habe. 

Aber: Es geht nicht nur darum, wie
ich leben möchte. Wenn ich einen
Hund haben möchte, brauche ich ein
Haus mit Garten. In der Stadt gibt es
nur wenige Häuser mit Garten. Ein
Haus mit Garten kostet viel Geld.

PIERRE BOURDIEU sagt: 
Es macht einen Unterschied, ob 
ich in einem Hochhaus mit kleinen
Wohnungen lebe. Oder ob ich in
einem Haus mit Garten lebe. 
Es macht einen Unterschied, ob es
Geschäfte oder Vereine in der Nähe
gibt. Oder ob es keine gibt. 
Es macht einen Unterschied, ob viele
junge Familien in der Straße wohnen.
Oder ob viele ältere Menschen dort
wohnen. Es macht einen Unterschied,
ob die Menschen Arbeit haben. Oder
ob sie lange arbeitslos sind und nicht
mehr auf eine Arbeitsstelle hoffen. 

Aus dem Wort Sozialraum kann man die Idee der sozial-
raum-orientierten Arbeit ableiten. Sie lautet:
> Alle Menschen sollen als Bürger mit gleichen Rechten

und Pflichten in ihrer Gemeinde so selbstbestimmt und
so integriert leben können, wie sie es wünschen.

> Teilhabe und Ausgrenzung erkennen wir an Orten und
sind in diese eingeschrieben.

> Aber sie entstehen in den Begegnungen von Menschen (im
gesellschaftlichen Sozialraum). Nur dort können wir sie
wirklich beeinflussen. (vgl. RIEGE & SCHUBERT 2005, 9)
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Beide Denkrichtungen sind wichtig für die Frage, wie sich
Hilfe für Menschen mit Behinderungen durch Sozialraum-
Orientierung verändert:

Vom Menschen in den Sozialraum: 

Sozialraum-Orientierung in der Arbeit mit Menschen mit
Behinderung ist eine Person-zentrierte Begleitung im Sozial-
raum. Der Sozialraum wird hier verstanden als das Netz von
Beziehungen zu anderen Menschen. „Sozialraumorientier-
tes Arbeiten bezweifelt, dass sich Probleme einzelner Men-
schen durch Hilfe am einzelnen Menschen sinnvoll bearbei-
ten lassen und ob Selbstbestimmung und Selbsthilfe über-
haupt durch professionelle Hilfe erreichbar sind“ (FRÜCH-
TEL & BUDDE 2011, 173). Das heißt: 

Einige Menschen brauchen Hilfe im
Alltag. Einige Menschen brauchen 
Hilfe bei wichtigen Entscheidungen.
Aber sie brauchen nicht unbedingt
eine Spezial-Hilfe für Menschen mit
Behinderungen. 

Gute Hilfe ist oft: 
Dabei sein. Zuhören. Nachfragen.
Einen Rat geben. Mut machen. 
Das muss kein Profi machen.  
Manchmal ist die Hilfe deutlich 
sichtbar. Manchmal ist die Hilfe 
eher im Hintergrund. Andere 
Menschen bekommen gar nicht mit,
dass es eine Hilfe ist. 

Das bedeutet für die Dienste und Einrichtungen, dass sie
ihre Hilfe konsequent an dem Willen und den berechtigten
Interessen der Menschen mit Behinderungen ausrichten
müssen. SCHÄDLER hat schon 2004 gesagt: Wir brauchen
keine De-Institutionalisierung, sondern eine Re-Institutio-
nalisierung. 

ROHRMANN (2007) spricht deshalb von „offenen Hil-
fen“, weil sie offen sind dafür, was der Mensch tatsächlich
braucht und möchte. Wenn eine Einrichtung für Menschen
mit Behinderungen sozialraum-orientiert arbeiten will, soll
sie fragen: Was können wir tun,  damit unsere Kunden die
Läden, Vereine, Gruppen und Angebote in unserer Stadt
besuchen können? Was brauchen unsere Kunden und die
Menschen in ihrem Umfeld, dass sie das alleine schaffen?

Zum Beispiel: 
Stefan braucht ein Fahrrad. 

Wir können mit Stefan überlegen:
Wer kann Stefan ein Fahrrad leihen?
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Aber: Nicht alle Menschen mit
Behinderung wollen in einer 
Werkstatt arbeiten. Nicht alle 
Seniorinnen mögen Volksmusik.

> Präventions-Problem 
Das bedeutet: Andere entscheiden,
ob ein Mensch Hilfe braucht. Er
wird nicht gefragt, ob er Hilfe
möchte. Oder welche Hilfe er
möchte. So wird er hilflos gemacht.
Er ist dann anders als die anderen.

> Vernetzungs-Problem 
Das bedeutet: Manche Menschen
gehen in keinen Verein. Manche
Menschen besuchen keine 
Einrichtung. Manche Menschen
gehören zu keiner Gruppe. Es ist
schwierig, diese Menschen zu finden.
Sie bekommen oft keine Hilfe. 

> Milieu-Problem 
Das bedeutet: Freiwillige Helfer
haben oft eine gute Schule besucht.
Freiwillige Helfer haben oft einen
guten Beruf. Menschen ohne 
Ausbildung sind selten freiwillige
Helfer. Das ist schade. 
Alle Menschen können helfen.

KESSL und REUTLINGER vermuten, dass wir diese Pro-
bleme nicht immer lösen können. Auch Sozialraum-Orientie-
rung hat Grenzen (ebd., 132). Deshalb soll man sich immer
wieder fragen: Habe ich es mir zu einfach gemacht? Wie muss
ich meine Arbeit verändern und weiter entwickeln? 

Was bedeutet Sozialraum-Orientierung für die Einrichtungen
und Dienste für Menschen mit Behinderungen?

Sozialraum-Orientierung muss aus zwei Richtungen gedacht
werden, ganz getreu dem Motto: „Unser Kopf ist rund, damit
das Denken die Richtung ändern kann“ (PICABIA).

Erste Richtung: Sozialraum-Orientierung geht vom Wil-
len der Menschen aus und richtet sich in den Sozialraum
hinein.

Zweite Richtung: Sozialraum-Orientierung geht von den
Angeboten und Menschen aus, die im Sozialraum sind und
fragt danach, wie sie von den Menschen genutzt werden
können.
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Stefan möchte Fahrrad fahren lernen.
Wir können ihm zeigen, wie das geht.
Wir können mit Stefan üben.

Wir können etwas anderes machen:
Wir können mit Stefan suchen: 
Wo gibt es einen Kurs für Menschen,
die nicht Fahrrad fahren können. In
dem Kurs kann man lernen, wie man
Fahrrad fährt. Dann muss Stefan nicht
allein lernen. 

Wolfgang HINTE hat ein paar Regeln
für gute Hilfe im Sozialraum aufgestellt.
Ich beschreibe das so: 
> Ein Mensch möchte etwas machen.

Damit fängt es an. 
> Selbst machen statt betreut werden.
> Benutzen, was es vor Ort gibt. 
> Angebote sind für alle da.
> Nicht alleine, sondern zusammen

machen. 
> Verschiedene Dienste und 

Einrichtungen arbeiten zusammen.

HINTE hat es so gesagt: 
„Ausgangspunkt jeglicher Arbeit sind der Wille / die Inte-

ressen der leistungsberechtigten Menschen (in Abgrenzung
zu Wünschen oder naiv definierten Bedarfen). Aktivierende
Arbeit hat grundsätzlich Vorrang vor betreuender Tätigkeit.
Bei der Gestaltung der Hilfe spielen personale und sozial-
räumliche Ressourcen eine wesentliche Rolle. Aktivitäten
sind immer zielgruppen- und bereichsübergreifend angelegt.
Vernetzung und Integration der verschiedenen sozialen
Dienste sind Grundlage für funktionierende Einzelfallhilfe“
(HINTE 2006, 9).

Aus dem Sozialraum für den einzelnen Menschen 

Diese Denk-Richtung wird manchmal auch fallunspezifische
Arbeit genannt. Fallunspezifische Arbeit im Sozialraum
fängt auch bei dem an, was die Menschen wollen. Aber es ist
eine eher vorbeugende Arbeit. Es geht also nicht um neue
Angebote für Menschen mit Behinderungen. Fallunspezifi-
sche Arbeit soll von Anfang an verhindern, dass Menschen
von den vorhandenen Angeboten ausgegrenzt werden. 

So ähnlich steht das auch in der UN-Konvention über die
Rechte von Menschen mit Behinderungen: Alle Menschen,
auch die Menschen mit Behinderungen, haben das Recht, die
regulären Dienste und Angebote im Sozialraum zu nutzen (UN-
BRK Artikel 19 c). Niemand darf aufgrund einer Beeinträchti-
gung abgewiesen werden. Im Moment ist das sicherlich noch
schwierig für viele allgemeine Einrichtungen wie zum Beispiel

Beratungs-Stellen, Bürger-Büros, Bildungs-Einrichtungen.
Aber genau daraus ergibt sich eine wichtige Aufgabe für die
Einrichtungen und Dienste für Menschen mit Behinderungen: 

Sie sollen „möglichst keine Spezial-Angebote für Men-
schen mit Behinderungen machen, sondern die allgemeinen
Einrichtungen und die sozialen Netzwerke unterstützen,
damit diese allen Menschen helfen können“ (vgl. SCHAB-
LON 2001, 1 f., zit. n. ASELMEIER 2008, 71). Sie können
allgemeine Angebote im Sozialraum beraten und unterstüt-
zen, damit sich die allgemeinen Angebote auch für Menschen
mit Behinderungen öffnen können. „Grundsatz der fallun-
spezifischen Arbeit ist es, anderen nichts abzunehmen,
andere nicht zu verdrängen, besonders nicht die Lebenswelt,
sondern deren Ressourcen zu nutzen, sie wo nötig zu unter-
stützen, sich erkenntlich zu zeigen, aber eher zurückhal-
tend zu sein im Selbermachen von Angeboten.“ (BUDDE,
FRÜCHTEL & HINTE 2006, 206).

Die Fachkräfte in den Diensten beraten, informieren,
begleiten und beseitigen Barrieren, indem sie mit den Men-
schen sprechen. Sie klären auf, bauen Ängste auf beiden Sei-
ten ab und helfen, neue Ideen zu entwickeln. Deshalb kann
man sagen: Organisationen vermitteln zwischen den Men-
schen und dem Sozialraum. 

Die Helfer müssen die Straße, 
das Dorf oder die Gegend sehr gut
kennen. Sie müssen sich mit den
Menschen unterhalten. 

Sie müssen fragen: Was ist los im Ort?
Wer bestimmt hier, was gemacht
wird? Wer ist wichtig, wenn ich ein
Problem oder eine gute Idee habe?
Die Helfer müssen die Vereine und
Läden besuchen. 

Sie müssen fragen: Was kann man hier
kaufen? Was kann man hier lernen?
Was kann man hier machen? 
Wenn ein Mensch dann Hilfe braucht,
müssen nicht die Fachkräfte helfen. 

Sie können sagen: Ich kenne 
jemanden, der weiß, wie es geht. 
Ich gehe mit Dir da hin. Wir fragen
zusammen, ob er dir helfen kann.

„Es geht um den Aufbau von Beziehungen, von denen
Fachkräfte aber zu dem Zeitpunkt, in dem sie entstehen,
nicht genau wissen, wofür sie gut sind, ob und für wen sie
überhaupt einen Nutzen oder einen Zweck haben, ob sie
sich – vielleicht – irgendwann einmal als Gelegenheit ent-
puppen.“ (FRÜCHTEL/BUDDE 2011, 175)
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Welche Probleme gibt es für die Einrichtungen?

1.) Sozialraum-Orientierung kann man 
nicht verordnen. 

Große Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen,
die zentral organisiert werden, tun sich oft schwer mit der
Sozialraum-Orientierung. Eine Einrichtung kann zwar mit
Sozialraum-Orientierung starten, aber dann entwickeln sich
die Dinge mit den Menschen am Ort manchmal ganz anders,
als die Einrichtung gedacht hat. Dann muss die Einrichtung
entscheiden, ob sie weiter mitmachen möchte. 

2.) Sozialraum-Orientierung geht
überall anders.

Was in der einen Stadt funktioniert, funktioniert woanders
vielleicht nicht. Deshalb braucht es immer wieder neue Lösun-
gen, die zu dem Ort und den Menschen, die da leben, passen.
An einem Ort gibt es Spielplätze, einen Park oder andere
beliebte Treffpunkte, an einem anderen Ort fehlt so etwas. In
dem einen Stadtteil genießen die Menschen das Zusammenle-
ben und treffen sich in Cafés, auf dem Marktplatz oder beim
Friseur. In einem anderen Stadtteil fahren die Menschen mor-
gens zur Arbeit und kommen abends wieder und sprechen
kaum miteinander. ROHRMANN sagt dazu: „…Das lokale
Gemeinwesen [stellt sich] als Zusammenspiel der Aktivitäten
der dort lebenden Menschen und der dort angesiedelten Orga-
nisationen dar.“ (Vgl. ROHRMANN 2009, 69). 

3.) Sozialraum-Orientierung braucht
Platz, damit sie wachsen kann. 

Für die fallunspezifische Arbeit brauchen die Fachkräfte
viel Zeit und Gelegenheiten, in denen sie ohne ein konkretes
Ziel mit den Menschen am Ort sprechen können, neue Räu-
me kennenlernen können und Beziehungen herstellen kön-
nen. Das ist mit der Logik zielorientierter Einzelfallhilfe in
der Eingliederungshilfe kaum vereinbar. 

4.) Sozialraum-Orientierung braucht
neue Profis. 

Die Rolle von Fachkräften verändert sich sehr stark unter
dem Blickwinkel sozialräumlicher Arbeit: Sie sind nicht
mehr Spezialisten für Einzelfälle, sondern Experten für den
Ort, an dem sie arbeiten und Vermittler zwischen dem Ort,
der Hilfe geben kann und den Menschen, die Hilfe benöti-
gen. Dies braucht zum Beispiel: Neugier für den Ort und für
die Menschen, die dort leben. Die Fähigkeit, bei unter-
schiedlichen Menschen den „richtigen Ton“ zu treffen. Krea-
tivität, um Ideen für neue Lösungen zu entwickeln. Aushal-
ten können, wenn etwas nicht sofort klappt. Organisieren
können, wenn etwas gebraucht wird. Diese Fähigkeiten wer-

den bislang nur zum Teil in einschlägigen Ausbildungsberu-
fen und Studiengängen vermittelt.

5.) Sozialraum-Orientierung bedeutet:
Alle müssen sich einigen.

Sozialräumliches Arbeiten bedeutet, dass viele Gruppen,
Organisationen und Menschen mitmachen sollten. Alle
haben eigene Ideen und eigene Regeln, nach denen sie han-
deln. Es ist nicht leicht herauszufinden, welche gemeinsamen
Interessen hinter den Ideen stehen. Manchmal müssen neue
Lösungen gesucht werden und Kompromisse gefunden wer-
den. Da ist es schwierig, einen konkreten Plan zu machen,
was bis wann mit welchen Mitteln erreicht werden soll. Oft
ist vorher nicht klar, wer wofür zuständig ist. Wer macht den
Plan und wer passt auf, dass sich alle an die Absprachen hal-
ten. Mit dem Konzept der kommunalen Teilhabeplanung
können für diese Fragen Regelungen gefunden werden.

6.) Sozialraum-Orientierung kostet Geld.

Das Geld ist zum Beispiel für Veranstaltungen nötig, für
Kontakt-Büros im Sozialraum, für Menschen, die mit den
Geschäften und Organisationen am Ort sprechen,  die andere
überzeugen, die etwas ausprobieren, die organisieren und die
verschiedene Menschen zusammen bringen. Das alles kostet
Zeit und Geld, ohne dass es sofort einem Menschen mit
Behinderung hilft. Oft sieht man erst hinterher, dass Men-
schen mit Behinderungen mehr teilhaben können. DAHME
und WOHLFAHRT vermuten, dass es nur darum geht, Geld
zu sparen (2011, 151). Sie haben Angst, dass Menschen mit
Behinderung nicht die Hilfe bekommen, die sie benötigen. 

Es gibt die Idee von Sozialraum-Budgets: Alle Organisa-
tionen am Ort entscheiden zusammen, was sie mit dem Geld
machen wollen. Aber das ist kein Gesetz. Im SGB IX und im
Entwurf zum neuen Teilhabegesetz steht, dass nur die Hilfe
bezahlt werden soll, die direkt für die Menschen mit Behin-
derung gemacht wird. Es ist noch offen, wie man beide Ide-
en zusammen bringen kann. 

Warum sollten wir das trotzdem machen?

Teilhabe entsteht in den Beziehungen zwischen den Men-
schen vor Ort. Hier ist der Möglichkeitsraum für Teilhabe.
Veränderungen müssen deshalb im Sozialraum stattfinden.
Dienste und Einrichtungen der Behindertenhilfe haben hier
einen wichtigen Platz als Teil des Sozialraums. Sie bringen viel
Erfahrung in der Arbeit mit Menschen mit Behinderungen
mit. Aber auch die Dienste und Einrichtungen müssen sich
verändern. So können sie zum Leitziel Inklusion beitragen. 
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INFOTHEK

Projekt Wirtschaft inklusiv gestartet

Die Bundesarbeitsgemeinschaft am-
bulante berufliche Rehabilitation

(BAG abR) e. V., ein Zusammenschluss
wirtschaftsnaher Bildungswerke und
Fortbildungsakademien der Wirtschaft,
hat am 1. Februar 2014 ein neues, auf
drei Jahre angelegtes Projekt gestartet.

„Wirtschaft inklusiv“ ist auf Initiati-
ve und in enger Zusammenarbeit mit
der BDA (Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände) zustande
gekommen. Es will Unternehmen ver-
stärkt für die Ausbildung und Beschäf-
tigung schwerbehinderter Menschen
aufschließen und damit auch das Enga-
gement der Wirtschaft für Inklusion
verstärken und dokumentieren.

Insbesondere wird die Vernetzung der
bestehenden Angebote der vorhandenen
Akteure und Strukturen für die beson-
dere Aufgabe der Umsetzung des „Über-
einkommens der Vereinten Nationen
über die Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen“ (UN-Behindertenrechts-
konvention) unterstützt. Dazu werden
acht eigenständige Teilprojekte in den
Bundesländern Baden-Württemberg,
Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt, Schles-
wig-Holstein und Thüringen durchge-
führt.

Inklusionslotsen sollen in den ein-
zelnen Regionen aktiv auf die Unter-
nehmen zugehen, um die vorhandenen
Fachdienste, Einrichtungen, Organisa-
tionen und Institutionen der beruflichen
Teilhabe und Rehabilitation behinder-
ter Menschen bei den Unternehmen
vorzustellen und entsprechende An-
sprechpartner zu vermitteln. Insofern
werden gezielt keine neuen Einrichtun-
gen und Strukturen geschaffen, son-
dern die Inklusionslotsen sollen aus der
Wirtschaft heraus die Betriebe wie auch
die existierenden Partner unterstützen
und spezifisches Knowhow vermitteln,
damit vorhandene Strukturen, Unter-
stützungssysteme und Förderleistungen
besser genutzt werden. In den jeweili-
gen Regionen soll dazu ein stabiler und
verlässlicher Arbeits- und Kommunika-
tionszusammenhang zwischen den Be-
trieben sowie dem Integrationsamt, den
Integrationsfachdiensten, den Rehabili-
tationsträgern und den Arbeitsmarktin-
stitutionen sowie Fachleuten und Ex-
perten befördert werden.

Nähere Informationen unter: 

www.bagabr.de 
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Aktuelles Verzeichnis der 
Rehabilitationswissenschaftler(innen)

REHADAT hat die umfassend aktua-
lisierte 22. Auflage des Verzeichnis-

ses der Rehabilitationswissenschaftler
und Rehabilitationswissenschaftlerinnen
in Deutschland veröffentlicht. Sie kann
im Internet unter http://www.rehadat-
forschung.de (unter dem Punkt Reha-
wissenschaftler) kostenlos herunterge-
laden werden.

Das Verzeichnis listet die Forsche-
r(innen) auf und gibt einen Überblick,
wer sich mit welchen Themen beschäf-
tigt. Dabei wurde erneut auf die Anwen-
dung der Internationalen Klassifikation
der Funktionsfähigkeit, Behinderung
und Gesundheit (ICF) Bezug genommen.
Rund zwei Drittel der eingetragenen
Wissenschaftler(innen) haben dazu An-
gaben ergänzt.

Wissenschaftler(innen) aus allen Fach-
disziplinen können sich in das Ver-
zeichnis eintragen. Das Formular zur
Neuaufnahme in das Verzeichnis gibt
es ebenfalls im Internet.

Das Verzeichnis wird jährlich im
März zu den Rehabilitationswissen-
schaftlichen Kolloquien herausgegeben
von REHADAT, der Bundesarbeitsge-
meinschaft für Rehabilitation, der Deut-
schen Vereinigung für Rehabilitation
und der Deutsche Rentenversicherung
Bund.

Mehr Info unter:

http://www.rehadat-forschung.de
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Broschüre erklärt „Demenz“ 
in Leichter Sprache 

„Was ist eine Demenz?“ richtet
sich an Menschen mit Lern-

schwierigkeiten ohne Demenz, die in
ihrem Wohn- oder Arbeitsumfeld (Werk-
stätten) mit Menschen mit Demenz tag-
täglich in Kontakt sein können. Die
Broschüre knüpft stilistisch an die Kon-
ventionen des Comic-Genres an und
vermittelt Wissenswertes zum Thema
Demenz in leichter Sprache. Die Bro-

schüre entstand in Zusammenarbeit
mit dem Caritasverband der Diözese
Rottenburg-Stuttgart e.V. 

Die Broschüre ist als PDF 
zu finden unter:

www.demenz-support.de/Repository/
20131030_Was_ist_Demenz_end.pdf
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Fünf Jahre 
UN-Behindertenrechtskonvention: 
Staatenberichtsverfahren 

Im September 2014 prüft der UN-
Ausschuss für die Rechte von Men-

schen mit Behinderungen erstmals, wie
Deutschland die am 26. März 2009 rati-
fizierte UN-Behindertenrechtskonven-
tion umsetzt. 

Die Monitoring-Stelle zur UN-
Behindertenrechtskonvention, einge-
richtet im unabhängigen Deutschen
Institut für Menschenrechte (DIMR) in
Berlin, hat gemäß der UN-Behinderten-
rechtskonvention den Auftrag, die Rech-
te von Menschen mit Behinderungen zu
fördern und zu schützen sowie die Um-
setzung der Konvention in Deutsch-
land zu überwachen. Sie fordert die

politisch Verantwortlichen in Bund
und Ländern auf, das 1. Staatenprü-
fungsverfahren bereits jetzt aktiv mitzu-
gestalten. Dazu stellt die Monitoring-
Stelle das internationale Prüfverfahren
vor und spricht konkrete Empfehlun-
gen aus, wie sich die Regierungen und
Parlamente in Bund und Ländern so-
wie die Kommunen an der Prüfung
beteiligen können.

Informationen der Monitoring-Stelle
zum Staatenberichtsverfahren 2014: 

http://www.institut-fuer-menschen-
rechte.de/de/monitoring-stelle/
staatenberichtspruefung.html  
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BUCHBESPRECHUNGEN

Kerstin Ziemen

Kompetenz für Inklusion  
Inklusive Ansätze in der Praxis umsetzen  

2013. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht. 138 Seiten. 19,99 €. ISBN 978-3-525-70166-9

Es ist ein kleines handliches Buch.
Vielleicht auf den ersten Blick ver-

wunderlich. Geht es darin doch um ein
schwieriges Thema: Inklusion. Ein The-

ma, das die Fachwelt und die Gesell-
schaft an sich vor große Herausforde-
rungen stellt. Kerstin Ziemen schafft es
auf rund 140 Seiten, diese komplizierte

Thematik im Sinne des Untertitels für
die Praxis umzusetzen.

Das Buch fokussiert die Thematik
auf den schulischen Kontext und vor-
nehmlich auf „die pädagogische bzw.
didaktische Dimension“ (S. 9). Im Zen-
trum geht es um „Kompetenz für Inklu-
sion“ – so auch der Titel des Buches.
Die Autorin nimmt sich vor, systema-
tisch mit Blick auf die Themenschwer-
punkte „Kompetenz“, „Inklusion –
Exklusion“ und „Eine Schule für
ALLE“ die beobachtbaren Phänomene
und Probleme zu beschreiben und auf
erforderliche und machbare Lösungen
hin auszurichten.
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Sorgsam legt sie dazu im ersten
Kapitel ein Fundament, das differen-
ziert, vor allem mit Rückgriff auf Bour-
dieu und Wygotski, Feinheiten von
Kompetenz und Kapital – im Kontext
ökonomischer, kultureller und sozialer
Aspekte – und deren Zusammenhänge
darstellt. Dabei stellt sie immer wieder
die Bedeutung für Lehrpersonen bzw.
Teams heraus. Die praktische Relevanz
der teilweise theoretisch anspruchsvol-
len Darstellungen verdeutlicht sie zu-
sätzlich durch eingebettete Beispiele, in
denen Menschen mit Behinderung und
ihre Familien mit ihren Kompetenzen
sichtbar werden. Diese Ausführungen
nutzt Ziemen, um besonders auch Kon-
sequenzen für Kooperationen zwischen
Eltern bzw. Familien und Fachleuten
aufzuzeigen.

Die nunmehr seit Jahren bestehen-
den Diskussionen um Inklusion und
Exklusion greift Kerstin Ziemen im
zweiten Kapitel auf. Unter anderem mit
Rückgriff auf Bude, Dederich und Feu-
ser skizziert sie in sinnvoll knapper
Form Spannungsfelder, die sie mit
Bezug zu nordrhein-westfälischen Ver-
änderungen im Bereich des Schulgeset-
zes auf den Kernbereich ihres Buches
bezieht. Konkrete Erfahrungen mit der
Umsetzung von Inklusion zeigt sie an-
hand eines österreichischen Beispiels
auf. Deutlich macht sie dadurch als
zentrale Aspekte inklusionstaugliche
Pädagogik sowie die inklusionsorien-
tierte Lehrerausbildung. Bedeutsam für

einen gelingenden Inklusionsprozess
ist für die Autorin die grundsätzliche
Auseinandersetzung mit Bildern und
Konstruktionen von Behinderung. Hier
liefert sie forschungsbasiert auf rund
zwanzig Seiten für die Systematisierung
an sich und für den Transfer auf die
eigene Auseinandersetzung wichtige
Impulse.

„Eine Schule für ALLE“ ist eine For-
derung, die seit Jahren formuliert wird.
In ihrem dritten Kapitel verwendet
Kerstin Ziemen diese vier Worte weni-
ger als Postulat, denn mehr als Notwen-
digkeit bis hin zum Beleg. Diesen
unterfüttert sie sowohl mit Impulsen
aus der Hirnforschung als auch mit
Erfahrungen innerhalb universitärer
Ausbildung rund um den Ansatz des
„Forschenden Lernens“, ergänzt durch
weitere Beispiele aus der Schulpraxis in
Nordrhein-Westfalen, Südtirol oder
auch Kanada. Die Belege münden in
die Darstellung der „Kompetenzen für
schulische Inklusion“. Ins Zentrum
rückt Ziemen diagnostische und didak-
tische Kompetenzen. Die Fundierung
nimmt sie einerseits durch Piaget,
Wygotski, Leontjew und Jantzen/Lan-
wer-Koppelin – besonders im Kontext
der rehistorisierenden Diagnostik – so-
wie Feuser vor. Andererseits zeigt sie
didaktische Möglichkeiten auf im Kon-
text partizipationsorientierter Modelle
und kulturhistorischen Denkens sowie
bezüglich entwicklungslogischer und
reflexiver Didaktik. Hier liefert sie

durch eine Reihe von Konkretisierun-
gen dem Leser ebenfalls einen Fundus
an Anregungen und Transfermöglich-
keiten. Ziemen bezieht dabei auch die
Problematik um Schüler(innen) mit
schwersten Behinderungen ein, indem
sie forschungs- und beobachtungsfun-
diert auf Möglichkeiten und Schwierig-
keiten der Inklusion eingeht. Ferner
zeigt sie in diesem Themenkomplex
Konsequenzen für die Lehrerausbil-
dung anhand von nordrhein-westfäli-
schen Entwicklungen auf.

In ihrem abschließenden Fazit un-
terstreicht die Autorin ein weiteres Mal
die zentrale Bedeutung von Reflexions-
Kompetenzen, um Inklusion erfolgreich
zu realisieren. Entsprechende Sensibili-
sierung und Qualifizierung besonders
der (zukünftigen) Lehrpersonen sind
erforderlich. Hier zeigt Kerstin Ziemen
ohne moralischen Zeigefinger oder
übermäßigen appellativen Anspruch
schließlich auch die Relevanz auf, die
zwischen Ressourcen und didaktischen
Möglichkeiten liegt.

Wer mit Blick auf Inklusion Verän-
derungen will, findet daher in diesem
Buch mehr an Anregung, als der kleine
Band von der ersten Anmutung her
erwarten lässt. Kurzum: ein empfeh-
lenswertes Buch für Professionelle und
andere fachlich Interessierte.

Werner Schlummer, 
Schwäbisch Gmünd

Dagmar Kubanski, Diplom-Medizin-
pädagogin, ist wissenschaftliche

Mitarbeiterin in einem grundständigen
berufsqualifizierenden Pflegestudiengang
mit langjähriger Berufserfahrung als Mo-
topädin in Einrichtungen der Behinder-
tenhilfe. Sie legt mit dieser Arbeit einen
wertvollen Beitrag zur gendersensiblen
Arbeit in der Behindertenhilfe vor. Ein-
gangs beschreibt die Autorin ihren

Feldzugang und legt ihre persönlichen
Bezüge dazu offen (Selbstbehauptungs-
trainerin, Kooperation mit dem Deut-
schen Behindertensportverband e. V. 
u. v. m.). Der Habitus-Ansatz des fran-
zösischen Soziologen Pierre Bourdieu
dient als theoretische Grundlage für die
Auseinandersetzung mit Grenzüber-
schreitungen, die Frauen mit Behinde-
rungen oft erleben.

Im ersten Teil arbeitet Kubanski he-
raus, welchen Grenzüberschreitungen
Frauen mit Behinderungen in unserer
Gesellschaft ständig ausgesetzt sind,
was durch die repräsentative Studie von
Monika Schröttle u. a. (2011) noch-
mals bestätigt wurde. Dabei handelt  es
sich teilweise um sehr subtile (alltäg-
liche) Grenzüberschreitungen, die zu-
nächst schwer erkennbar sind. Des Wei-
teren werden im ersten Teil die theoreti-
schen Grundlagen gelegt, indem das
Verständnis von Gesundheit, Krank-
heit und Behinderung skizziert wird.
Dabei wird deutlich, dass der medizini-
sche und soziale Diskurs zusammen
gedacht werden sollten. Das Plädoyer
für eine körpersoziologische Sicht auf
den veränderten Körper wird deutlich
herausgearbeitet. „Der veränderte Kör-
per – Waldschmidt spricht von „verkör-
perter, gesundheitsbezogener Differenz“
(ebd.) – ist nicht perfekt, nicht normal,
„das schroffe Gegenteil von schön, fit
und leistungsfähig“ (ebd., 40). Er soll
möglicherweise im Laufe des Lebens im

Dagmar Kubanski

Grenzüberschreitungen im Leben 
von Frauen mit Behinderungen  
Eine qualitative Studie zur Konstruktion von 
Selbstbehauptungsstrategien im Alltag behinderter 
Frauen im Kontext grenzüberschreitender Situationen  

Online veröffentlicht in der Bibliothek der Pädagogischen Hochschule Freiburg
http://opus.bsz-bw.de/phfr/volltexte/2013/414/
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Rahmen von Therapie und Rehabilita-
tion ‚korrigiert‘, oder wörtlich ‚wieder-
hergestellt‘ werden“ (30).

Da der Habitus eines Menschen den
Körper und die Wirkung auf die Welt
einschließt, also von einer fortlaufen-
den Wechselwirkung intern wie extern
auszugehen ist, wird im Folgenden der
Habitus-Ansatz von Pierre Bourdieu nä-
her erklärt. Dabei arbeitet die Autorin
ausführlich die Bedeutung des Habitus
für behinderte Menschen heraus und
beleuchtet die gesellschaftlichen Funk-
tionen von Zuschreibungsprozessen.

Grenzüberschreitungen werden in
der vorliegenden Arbeit im doppelten
Sinne thematisiert. Die Autorin befragt
Frauen mit Behinderungen, die stark
und kraftvoll ihren eigenen Weg gehen
und damit gesellschaftlich vorgegebene
Grenzen überschreiten. In den Inter-
views wird zugleich erkennbar, dass die
Persönlichkeitsgrenzen der Frauen in
verletzender Weise überschritten wur-
den und wie sie gelernt haben, damit
umzugehen. An vielen Stellen wird auf
die wegweisenden Arbeiten von There-
sia Degener Bezug genommen. Nicht
nur in Degeners Arbeiten, sondern ins-
gesamt belegt die Forschungslage ein-
drücklich, dass sexuelle und massive
körperliche Angriffe oft die Spitze vie-
ler Manifestationen von Gewalt gegen
Mädchen und Frauen mit körperlicher
Behinderungen bilden, denen sie täg-
lich ausgesetzt sind. Bereits im frühen
Kindesalter erfahren Mädchen mit Be-
hinderungen Gewalt und Grenzüber-
schreitungen (DEGENER 2003).

Dagmar Kubanski schreibt zusam-
menfassend: „Bourdieu spricht beim
Habitus von der Inkorporierung sozia-
ler Strukturen, von Besonderheiten im
Verhaltensstil und im körperlichen Aus-
druck eines Menschen, der im Kontext
seiner Umwelt verstehbar ist. So scheint
es naheliegend, dass die körperliche Be-
hinderung der hier interviewten Frau-
en, die in Aussehen, Gestik, Mimik und
Sprache für das Gegenüber sichtbar wird,
den Habitus der behinderten Frauen
formt.“ (48)

Das dritte Kapitel ist den Grenzüber-
schreitungen, dem Bewusstsein für die
eigenen Grenzen als auch der sexuali-
sierten Gewalt („als größtmögliche De-
mütigung von (behinderten) Frauen“
(54)) gewidmet. Eingeordnet werden
diese Grenzüberschreitungen in Pierre
Bourdieus Arbeiten zur symbolischen
Gewalt. Hierbei ist der Bezug zu Bour-
dieus Kapitaltheorie (Kap. 2) von Be-
deutung, denn um symbolische Gewalt
auszuüben, ist nach Bourdieu zuvor ein
Akt der Anerkennung oder Abwertung

im Kontext symbolischen Kapitals not-
wendig.

Der nationale und internationale
Forschungsstand wird in Kapitel 4
anhand ausgewählter Studien gut dar-
gestellt, wobei erkennbar wird, dass seit
ca. 10 Jahren im internationalen Bereich
vermehrt qualitative Studien durchge-
führt werden, was für Deutschland noch
nicht der Fall ist. Die Dissertation von
Dagmar Kubanski bietet den Frauen
mit körperlichen Behinderungen einen
Rahmen, über Grenzüberschreitungen
unterschiedlicher Art zu erzählen. Um
die Sichtweisen und Deutungen der
behinderten Frauen zu ihren Erfahrun-
gen und ihrem Körpererleben darzu-
stellen, leiteten folgende Fragen den
empirischen Forschungsprozess: „Wel-
che subjektiven Deutungen bezüglich
der eigenen Wahrnehmung ihrer Behin-
derung lassen sich bei den Frauen fin-
den? Wie äußern sich gesellschaftliche
Bedingungen, wie bspw. Reglementie-
rungsmechanismen, Normalisierungs-
druck und Formen pädagogischer Dis-
ziplinierung, in den Deutungen der
Frauen? Welche Konflikte und Pro-
blemlagen lassen sich im Zusammen-
hang mit Therapien und medizinischer
Versorgung erkennen?“ (8)

Zur Beantwortung der Fragestellung
führte Dagmar Kubanski Interviews
mit zehn Frauen über einen Zeitraum
von zwei Jahren. Die Interviews erfolg-
ten leitfadengestützt in halbstrukturier-
ter Form entlang der Biografie und
waren problemzentriert angelegt. Die
Interviewpartnerinnen wurden maximal
variiert – bspw. im Hinblick auf ihr Al-
ter, die körperliche Behinderung und den
Unterstützungsbedarf. Die interviewten
Frauen waren zum Zeitpunkt der Inter-
views zwischen 25 und 64 Jahren.

Vor dem Hintergrund der Methodik
des Sozialforschers Gerhard Kleining
und dem von ihm entwickelten Ansatz
der Qualitativen Heuristik, der dieser
Arbeit als Auswertungsrahmen unter-
legt wird, besteht der Grundsatz, dass
das Vorwissen über das Feld ausdrück-
lich genutzt werden kann. Dagmar
Kubanski stellt in Kapitel 6 die Ergeb-
nisse der Auswertung schlüssig dar, wo-
bei sie dieser Ergebnisdarstellung Por-
traits der interviewten Frauen voran-
stellt. Behinderte Frauen verändern
ihren Habitus und die Wahrnehmung
der eigenen Behinderung wird in ihren
Wechselwirkungen in der vorgelegten
Arbeit deutlich. Die Autorin hat dazu
ein Ergebnisstrukturmodell entwickelt,
in dem sie die körperliche Behinderung
als eine Signatur beschreibt, die in ihrer
Zusammensetzung veränderbare und
unveränderbare Teile enthält. Im weite-

rem zeigt sich, dass es zu einem Zuwachs
von Selbstbestimmung in der Ausei-
nandersetzung mit Grenzüberschrei-
tungen kommt. Unterschiedliche Selbst-
behauptungsstrategien werden hier ein-
drücklich beschrieben.

Die Arbeit schließt mit einer kriti-
schen Reflexion der Forschungsmetho-
dik, dem weiteren Forschungsbedarf und
einem Ausblick.

Ungeachtet der Tatsache, dass in der
vorliegenden Arbeit Frauen mit körper-
lichen Behinderungen interviewt wer-
den und im Zentrum der Betrachtung
stehen, ist diese Dissertation ein wichti-
ger und lesenswerter Beitrag für die
Sonderpädagogik insgesamt, auch für
die Arbeit mit Frauen mit Lernschwie-
rigkeiten.

Abschließend sei bemerkt, dass es
der Autorin gelingt, eine durchgehende
gendersensible Sprache zu verwenden.
Sie selbst bevorzugt den Terminus be-
hinderte Frauen (Menschen oder wahl-
weise Frauen und Männer). „Damit soll
sowohl der sozial und gesellschaftlich
verursachte Prozess des Behindert-
Werdens als auch des Behindert-Seins
als Tatsache ausgedrückt werden (vgl.
Hirschberg 2009, 23).“ (11)

Da das Thema Grenzüberschreitun-
gen und Gewalterfahrung nichts an
Aktualität eingebüßt hat, ist diese Dis-
sertation Forscher(inne)n sowie Prakti-
ker(inne)n zu empfehlen. Der durch-
gängig verständliche Sprachstil erleich-
tert den Zugang.

Dr. Stephanie Goeke, Böblingen
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einer großformatigen Fotoausstellung zum 40-jährigen Bestehen der Universität geehrt („Unispitzen“).

Uschi Pixa-Kettners Haltung und Handeln waren geprägt von einer klaren und immer durchdachten Kritik an Verhältnissen
von Ungerechtigkeit und Diskriminierung – sowohl im Privaten wie auch in der gesellschaftspolitischen Auseinandersetzung.
In diesem Sinne gestaltete sie auch ihre wissenschaftliche Arbeit. So gehörte Uschi Pixa-Kettner zu den Pionierinnen der Frauen-
forschung an der Universität Bremen, indem sie sich u. a. mit der spezifischen Situation behinderter Frauen auseinandersetzte
und entsprechende Inhalte auch im Lehrveranstaltungskanon etablierte. Ebenso förderte sie Seminare und Veranstaltungen
im Kontext feministischer Wissenschaft. Ihre klare, unmissverständliche und parteiliche Position, aber auch ihre ausgeprägte
Fähigkeit zur Vermittlung zwischen widerstreitenden wissenschaftlichen Lagern sowie ihr konstruktiver Kommunikationsstil
trugen ihr den Respekt aller Beteiligten ein. Es ist ein Verdienst von Uschi Pixa-Kettner, zu einem gemeinsamen Verständnis
von Behindertenpädagogik beigetragen zu haben, das in der Lehre und in der Diskussion mit den Studierenden tragfähige
Konzepte im Sinne und Interesse behinderter Menschen hervorgebracht hat.

Uschi Pixa-Kettners langjähriger Arbeitsschwerpunkt war das Thema der „Elternschaft von Menschen mit geistiger Behinderung“ –
zu Beginn der 1990er Jahre ein Tabuthema, das großen Widerstand hervorrief und über das viel und mit großer Emotionalität
diskutiert wurde. Uschi Pixa-Kettner brachte das Thema nach Deutschland* und in die Lebenshilfe. Sie war national und inter-
national vernetzt, z. B. als langjähriges Vorstandsmitglied der Deutschen Interdisziplinären Gesellschaft zur Förderung der
Forschung für Menschen mit geistiger Behinderung e. V. (DIFGB) oder als Mitglied der größten internationalen Wissenschafts-
organisation IASSID in der dortigen Fachgruppe „Parenting“. Uschi Pixa-Kettners wissenschaftliche Arbeit wurde von ihrer Grund-
haltung getragen, dass betroffene Menschen selbst die besten Expert(inn)en ihrer Situation sind. In diesem Sinne konzipierte sie
auch ihr letztes Forschungsprojekt über die Unterstützungsbedürfnisse von Eltern mit Lernschwierigkeiten und ihren Kindern
(2011), in dem Mütter mit Lernschwierigkeiten in den Forschungsprozess mit einbezogen wurden und betroffene Eltern in Inter-
views selbst zu Wort kommen (http://www.behinderte-eltern.de/pdf/Forschungsprojekt.pdf). Zu diesem Thema hat sie auch in
der Zeitschrift Geistige Behinderung – der Vorgängerin der Teilhabe – zwei Aufsätze publiziert, in Heft 3/1995 und Heft 4/2007.

Als in Deutschland immer mehr Einrichtungen entstanden, die Unterstützung für Eltern mit Lernschwierigkeiten und ihre
Kinder anboten, setzte sich Uschi Pixa-Kettner für diese Entwicklung mit großem Engagement ein und gründete 2004 eine
bundesweite Forschungsgruppe zu diesem Thema. Hier bewies Uschi Pixa-Kettner ihr großes Geschick, Menschen aus Wissen-
schaft und Praxis miteinander zu vernetzen. 

In Erinnerung bleiben ihre wissenschaftliche Neugier, ihr anhaltendes und nicht müde werdendes Interesse an Einzelschick-
salen und ihr Auflehnen gegen Ungerechtigkeit, ihr Humor, ihre Integrität, ihre Großzügigkeit und Hilfsbereitschaft.

„…dass Wissenschaft in der Behindertenpädagogik vor allem den Betroffenen nützen soll und nicht
denjenigen, die damit ihr Einkommen sichern, ist für mich eine bleibende Erkenntnis …“
(U. Pixa-Kettner 2012, In: „Unispitzen“, Universität Bremen)

* Pixa-Kettner, Ursula (Hrsg.) (2008): Tabu oder Normalität? Eltern mit geistiger Behinderung und ihre Kinder. Heidelberg: Universitätsverlag
C. Winter, Edition S, 2. Aufl. (1. Aufl. 2006)
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